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Streik vorm Roten Rathaus
Pfleger der Charité tragen Protest zum
Regierenden Bürgermeister. Seite 9

STANDPUNKT

Besinnung fällig
Uwe Kalbe zum Verfassungsschutz

Wer Verfassungsschutzberichte
für bare Münze nimmt und da-
raus eins zu eins die realen Ge-
fährdungen für den demokrati-
schen Grundkonsens dieser Ge-
sellschaft ableiten will, wird
scheitern. Immer wieder haben
die politisch motivierten Intenti-
onen der Autoren in die Irre ge-
führt, ein undifferenziertes und
dadurch verzerrtes Bild extremis-
tischer Linksrechtsislam-Gefahren
entworfen. Zu sehr waren sie
selbst von der Verwicklung des
Verfassungsschutzes in die
Strukturen der rechtsextremisti-
schen, sogar rechtsterroristischen
Unterwelt beeinflusst. Damit sind
Verfassungsschutzberichte Zerr-
spiegel der Wirklichkeit – zu-
gleich sind sie selbst reales Abbild
der rechtslastigen Voreingenom-
menheiten dieser Gesellschaft.
Wenn der aktuelle Bericht nun

eine deutliche Zunahme rassisti-
scher Straftaten ausweist (also
rechter, so etwas gibt es nicht von
links), ist das einerseits den Ge-
gebenheiten geschuldet. Es
stimmt mit den Beobachtungen
auch ziviler Institutionen überein,
die sich dem Opferschutz ver-
schrieben haben oder – häufig
zum Verdruss der staatlichen Ins-
titutionen – Gegenwehr bei rech-
ten Aufmärschen organisieren.
Andererseits ist die alarmierende
Behördenstatistik auch ein kleines
Zeichen von Neubewertung. Wo
Gewalttaten, Überfälle, sogar sol-
che mit tödlichem Ausgang, jah-
relang als nicht politisch motiviert
galten, sind inzwischen mancher-
orts Überprüfungen im Gange.
Dass sich der Verfassungsschutz
ähnlich selbstkritisch besinnt, ist
zu hoffen. Soeben erhielten die
Einschüchterungsversuche blind-
wütiger Rechter neuen Nachdruck
– durch Morddrohungen.

Jedes zehnte Kind
wächst im Krieg auf
UNICEF legt alarmierenden Bericht vor

Berlin. Jedes zehnte Kind weltweit wächst in
einem Kriegsgebiet auf. Das Kinderhilfswerk
der Vereinten Nationen (UNICEF) rechnet in
seinem neuen Bericht »Kinder zwischen den
Fronten« vor, dass derzeit rund 230 Millio-
nen Kinder in ihren prägenden Lebensjahren
Unsicherheit, Hass und Gewalt erleben. Er
gehe davon aus, dass die Zahl der Minder-
jährigen, die in Konfliktgebieten und in in-
stabilen Staaten leben, in den kommenden
drei Jahren noch weiter ansteigen wird, sag-
te UNICEF-Programmdirektor Ted Chaiban
am Dienstag bei der Vorstellung des Berichts
in Berlin. Die schwersten Misshandlungen
drohten Kindern laut UNICEF aktuell in Sy-
rien, in Irak, in Südsudan und in der Zen-
tralafrikanischen Republik.
Gruppen wie die Terrormilizen Islamischer

Staat (IS) und Boko Haram missachteten die
Prinzipien des humanitären Völkerrechts be-
wusst, um dadurch maximale Aufmerksam-
keit zu erregen. Trotzdem übten sie bedau-
erlicherweise vor allem auf einige junge Men-
schen eine gewisse Faszination aus, stellt der
UNICEF-Bericht fest. Die Organisation rief
Spender auf, bei humanitärer Hilfe nicht nur
an Nahrung, Kleidung und Obdach zu den-
ken, sondern auch an Schulbildung für die
jungen Kriegsopfer. Deutschland gehört zu
den wichtigsten Geldgebern der UNICEF-
Schulprojekte für syrische Flüchtlingskinder.
Der Unterricht sei wichtig, damit diese Kin-
der und Jugendlichen »einenBlick auf dieWelt
bekommen, der von Hoffnung geprägt ist und
nicht von Hass«, so Chaiban. dpa/nd
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Berlin. Die Zahl der Übergriffe auf Flücht-
lingsunterkünfte steigt rasant an: Im ersten
Halbjahr 2015 wurden bereits rund 150
rechtsextremistische Straftaten gegen Asyl-
bewerberheime registriert, wie Bundesinnen-
minister Thomas de Maizière (CDU) am
Dienstag bei der Vorstellung des neuen Ver-
fassungsschutzberichtes mitteilte. Schon 2014
hatte sich demnach die Zahl solcher Strafta-
ten etwa 170 mehr als verdreifacht. Dabei
handelt es sich überwiegend um Sachbeschä-
digungen und Propagandadelikte.

Wie solche Attacken aussehen, zeigte sich
am Wochenende exemplarisch im sächsischen
Meißen, wo Unbekannte eine geplante Flücht-
lingsunterkunft anzündeten. Polizei und
Staatsanwaltschaft ermitteln inzwischen zu-
dem wegen anonymer Morddrohungen gegen
den Hauseigentümer. Auch die Thüringer LIN-
KEN-Landtagsabgeordnete Katharina König,
die sich gegen Rechtsradikalismus engagiert,
erhielt nun eine Morddrohung per Brief. Da-
rin wird ihr gedroht, dass sie ihren nächsten
Geburtstag nicht mehr erleben werde.

In Dresden hat die rechtspopulistische Pe-
gida-Bewegung wieder steigenden Zulauf ver-
zeichnet. AmMontagabend versammelten sich
nach einem Aufruf der islamfeindlichen Be-
wegung rund 1500 Demonstranten auf dem
Schlossplatz in der Innenstadt. In der Vorwo-
che hatte die Zahl der Demonstranten nach
monatelangem Schwund nur noch bei 900 ge-
legen. Pegida-Gründer Lutz Bachmann ver-
kündete, dass man nun auch in Leipzig und
anderen sächsischen Städten aktiv werden
wolle. nd Seiten 5

UNTEN LINKS

Die vergangene Nacht war länger
als üblich. Die Schaltsekunde hat
mal wieder zugeschlagen. Und
prompt gab es erneut Ängste, ob
sie nicht Software, Websites und
Buchungssysteme wie 2012 ins
Straucheln geraten lässt. Die Zeit
macht uns immer wieder neu zu
schaffen. Ist es in Griechenland
zwei nach oder doch erst fünf vor
Zwölf? Die Antwort darauf diffe-
riert in der Union um sieben Mi-
nuten – je nachdem, ob man Fi-
nanzminister Schäuble oder
Kanzlerin Merkel fragt. Bei der
SPD gibt man sich mit Sekunden
oder Minuten erst gar nicht ab.
Da geht es gleich um eine ganze
Stunde. Bei der Frage, wann der
oberste Sozialdemokrat seinen
Fraktionschef über die Edathy-
Affäre unterrichtete und der beim
BKA anrief, erzielte Oppermann
bislang einen Wissensvorsprung
von 60 Minuten. Das klärte sich
jetzt aber auf. Ein BKA-Beamter
soll Sommer- und Winterzeit ver-
wechselt haben. Geben sich die
Abgeordneten heute im Untersu-
chungsausschuss damit zufrieden,
schlägt es aber wirklich 13! oer

Griechenland will weiter verhandeln
Regierung beantragt Unterstützung beim ESM / Bundesregierung für Absage des Referendums

Kurz vor dem Auslaufen des
zweiten Kreditprogramms über-
raschte Athen mit einer Bitte um
zweijährigeUnterstützungdurch
den Rettungsschirm ESM.

Von Katja Herzberg

Griechenland will weiter über die
Zukunft des Landes verhandeln.
So zumindest ist ein Antrag der
SYRIZA-geführten Regierung an
die EU-Institutionen zu verste-
hen, der am Dienstagnachmittag
bekannt wurde. Nach Medienbe-
richten hat der griechische Mi-
nisterpräsident Alexis Tsipras um
ein zweijähriges Programm aus
dem Europäischen Stabilitätsme-
chanismus (ESM) gebeten. Das
Online-Medium »Politico« veröf-
fentlichte den an den ESM-Gou-
verneursrat und Eurogruppen-
chef Jeroen Dijsselbloem adres-
sierten Brief im Internet. Danach
soll die Vereinbarung alle finan-
ziellen Bedürfnisse sowie parallel
eine Restrukturierung der grie-

chischen Schulden abdecken. Bis
eine Vereinbarung geschlossen ist,
bittet Griechenland um die Ver-
längerung des laufenden Kredit-
programms durch die Eurogrup-
pe, um eine »technische Zah-
lungsunfähigkeit« zu vermeiden.
Die Finanzminister der 19 Eu-

ro-Staaten wollten nach nd-Re-
daktionsschluss in einer Telefon-
konferenz über den Antrag bera-
ten, teilte Dijsselbloem über den
Kurznachrichtendienst Twitter
mit. Bundeskanzlerin Angela
Merkel erklärte jedoch bereits zu-
vor, Deutschland werde vor dem
für Sonntag angesetzten Refe-
rendum zu den aktuellen Gläubi-
gerforderungen nicht über den
neuen Antrag aus Athen verhan-
deln. Anders sähe dies wohl aus,
sollte die griechische Regierung
auf die Volksabstimmung ver-
zichten. »Das beste wäre, wenn
Herr Tsipras das Referendum ab-
sagt«, sagte Vizekanzler Sigmar
Gabriel am Rande einer SPD-
Fraktionssitzung.

Angesichts des neuen Antrags
aus Athen war davon auszugehen,
dass das zweite Kreditprogramm
unter Aufsicht der Europäischen
Zentralbank, der EU und des In-

ternationalen Währungsfonds
(IWF) fristgemäß in derNacht zum
Mittwoch enden würde. Die SY-
RIZA-geführte Regierung war
nicht auf die erneute Forderung
des EU-Kommssionschefs Jean-
Claude Juncker eingegangen, den
Gläubigervorschlag vom Wo-
chenende anzunehmen. Premier
Tsipras hatte vielmehr noch am
Montagabend sein politisches

Schicksal mit dem Ausgang des
Referendums am Sonntag ver-
knüpft. Wenn dabei ein Ja he-
rauskomme, »bin ich nicht für alle
Zeiten Ministerpräsident«, so Tsi-
pras im staatlichen Fernsehen. Un-
terstützung für seine Haltung er-
fuhr Tsipras bei gleichzeitig statt-
findenden Demonstrationen. Für
ein Nein gingen mehrere Zehn-
tausend Menschen in Athen und
anderen Städten auf die Straße.
Für Griechenland endete am

Dienstag auch die Frist zur Rück-
zahlung von Krediten an den IWF.
Finanzminister Yannis Varoufakis
bestätigte, dass die 1,54 Milliar-
denEuronicht gezahltwerden. Für
den Fall eines Ausschlusses seines
Landes aus dem Euro kündigte er
juristische Schritten gegen EU-Ins-
titutionen an. »Die EU-Verträge
haben keine Regelung für einen
Ausstieg aus dem Euro, und wir
weigern uns, diesen zu akzeptie-
ren«, sagte Varoufakis der briti-
schen Zeitung »Daily Telegraph«.
Mit Agenturen Seiten 2, 3 und 4

»Das beste wäre,
wenn Herr Tsipras
das Referendum
absagt.«
SPD-Chef Sigmar Gabriel

Flugzeugunglück
in Indonesien
Militärflugzeug stürzt auf Wohngebiet

Medan. Bei einem Flugzeugunglück in Indo-
nesien sind am Dienstag vermutlich alle In-
sassen ums Leben gekommen. Ein Militär-
transporter stürzte kurz nach dem Start in der
Millionenstadt Medan auf der Insel Sumatra
ab und verwandelte ein Wohngebiet in ein
flammendes Inferno. 49 Leichen seien bis zum
Abend aus den Trümmern geborgen worden,
berichteten Rettungsdienste am Dienstag-
abend (Ortszeit).
Unklar war, wie viele Menschen tatsäch-

lich an Bord des Militärflugzeuges waren. Die
Maschine war am Morgen mit 113 Insassen –
Soldaten und Angehörige – in Jakarta ge-
startet. Vor Medan aber war sie schon zwei-
mal zwischengelandet. Wie viele Passagiere
dort aus- oder zustiegen, war zunächst nicht
bekannt. Ein Sprecher des Luftwaffenstütz-
punktes in Medan sagte, hier seien 31 Men-
schen zugestiegen. Das Unglück ereignete sich
nur zwei Minuten nach dem Start um 12.08
Uhr Ortszeit. Der Pilot der Maschine des Typs
Hercules C-130 hatte nach Angaben der Luft-
waffe beim Start technische Schwierigkeiten
gemeldet. Rettungskräfte sprachen von min-
destens drei Menschen, die am Boden getötet
wurden. Präsident Joko Widodo äußerte sich
bestürzt und sprach den Betroffenen sein Mit-
gefühl aus. Bereits 2005 hatte sich in Medan
ein Flugzeugabsturz mit 150 Todesopfern er-
eignet. Agenturen/nd Seite 20

} Lesen Sie heute
im Ratgeber
Beitragsanstieg bei gesetzlichen
Krankenversicherungen: Lohnt
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Anzahl bis zur Kündigung?

Wenn Eltern ihren Kindern
einfach schulfrei geben
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Ungehorsam?
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dig, bei Blockupy
werden Aktionsfor-
men jedoch zum
Selbstzweck – eine
Kritik. Seite 18
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Island jagt wieder Wale
Die Regierung begründet dies mit
Tradition und Selbstbestimmung. Seite 20
Foto: fotolia/janez964

Im sachsen-anhaltischen Tröglitz legten Unbekannte im Frühjahr Feuer in einer geplanten Flüchtlingsunterkunft. Foto: dpa/Sebastian Willnow

Alltag in Deutschland:
Angriffe auf Flüchtlingsheime
Im ersten Halbjahr zählte der Verfassungsschutz 150 Vorfälle
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Während weiter um eine kurzfristige Einigung
im griechischen Schuldenstreit gerungen
wird, suchen die Griechen nach dem Alltag im
Ausnahmezustand. Die Banken wanken,
und auf der Straße gibt es Unterstützung für
die Regierung.

Gesund auf der
Intensivstation
Die Krise der griechischen Banken

Üblicherweise nehmen Großban-
ken bei Finanzproblemen Staaten
in Geiselhaft. In Griechenland da-
gegen sind die Banken in den Stru-
del der ungelösten Staatsschulden-
und Wirtschaftskrise geraten.

Von Kurt Stenger

Fitch Ratings hat den Daumen über
den vier griechischen Großbanken
gesenkt. Als erste der großen US-Ra-
tingagenturen spricht sie von einem
»begrenzten Zahlungsausfall« – für
die Kreditwürdigkeit der Geldhäuser
vergibt Fitch nunmehr die zweit-
schlechteste von 21 Noten. Begrün-
det wird dies damit, dass die Banken
zahlungsunfähig gewesen wären,
wenn die Regierung in Athen nicht
von Montag an Kapitalverkehrskont-
rollen eingeführt hätte. Bürgerliche
Medien in Deutschland rümpfen die
Nase und sprechen von griechischen
»Zombie-Banken«, die künstlich von
der Europäischen Zentralbank (EZB)
am Leben gehalten würden.
Das weckt Erinnerungen an Leh-

man Brothers sowie weitere Banken
in den USA und Europa, die sich im
Zuge der Finanzmarktkrise ab 2007
verzockten, dann zusammenbrachen
oder von Steuerzahlern mit Milliar-
densummen gerettet wurden. Mit den
griechischen Banken hatte dies nichts
zu tun. Während zahlreiche Geldrie-
sen 2007 und 2008 tiefrote Zahlen
schrieben und riesige Finanzlöcher zu
stopfen hatten, klagte etwa die Nati-
onal Bank of Greece (NBG), der grie-
chische Privatbankenprimus, über ei-
nen leichten Rückgang der weiter ho-
hen Gewinne. Kaum ein griechisches
Institut hatte mit den toxischen US-
Hypothekenpapieren spekuliert. Li-
quiditätsprobleme gab es auch des-
halb nicht, weil man das konservative
und wenig riskante Geschäftsmodell
verfolgte, Sparguthaben einzusam-
meln und damit Kredite an Unter-
nehmen auszureichen. So lag das Ver-
hältnis von Einlagen und Krediten im
Branchendurchschnitt bei annähernd
100 Prozent. Und die Griechen hatten

sich auch nicht hemmungslos ver-
schuldet – ganz im Gegenteil: Die
Summe der privaten Kredite betrug
2007 knapp 90 Prozent des Bruttoin-
landsprodukts, während es in der Eu-
rozone durchschnittlich fast 180 Pro-
zent waren. In jenem Jahr legten grie-
chische Bankaktien entgegen dem
Branchentrend noch stark zu.
Erst im Zuge der Staatsschulden-

krise tauchten massive Probleme auf,
die Umsätze schrumpften und 2011
war das erste Jahr mit hohen Ver-
lusten. Als Hauptkäufer griechischer
Staatsanleihen waren die heimischen

Banken vom Kursverfall und dem im-
mer schlechteren Rating des Staates
massiv betroffen, hinzu kam ein Ab-
sturz desAktienkurses. Allein dieNBG
musste rund 15 Milliarden Euro ab-
schreiben, davon 10 Milliarden beim
Schuldenschnitt im Jahr 2012. An fri-
sches Kapital kamen die griechischen
Banken zu jener Zeit nur, weil die Eu-
ropäische Zentralbank griechische
Staatsanleihen in vollem Nennwert
als Kreditsicherheit akzeptierte.
Gleichzeitig schlug der jahrelange

Wirtschaftseinbruch massiv auf die
Bankbilanzen durch: Im Zuge der
Rezession und Einkommenskürzun-
gen durch die Sparauflagen der Troi-
ka konnten immer mehr Privat-
haushalte und mittelständische Un-
ternehmen ihre Kredite nicht mehr
bedienen. Hier sprang der erst 2010
gegründete Bankenrettungsfonds
HFSF ein, der in großem Umfang
Kreditgarantien übernahm. Der mit
Mitteln aus dem Euro-Rettungs-
schirm bis heute gut gefüllte HFSF
versuchte, den Bankensektor auch
durch Strukturmaßnahmen zu sta-

bilisieren. So wurden zehn Geld-
häuser des Landes in vier größeren
Banken zusammengeschlossen: Die
NBG, Eurobank Ergasias, Alpha Bank
und Piraeus Bank sind trotz zahlrei-
cher Auslandstöchter in den Nach-
barstaaten im internationalen Ver-
gleich kleine Player. Meistens ge-
lang es ihnen, die höheren interna-
tionalen Eigenkapitalanforderungen
aus eigener Kraft zu bewältigen. Le-
diglich bei der Eurobank des Ree-
ders Spiros Latsis stieg der HFSF
selbst ein. Und die Postsparkasse, die
einst zu viele Kredite ohne ausrei-
chende Sicherheiten vergeben hatte,
wurde 2013 abgewickelt.

Bis heute verfügen die vier grie-
chischen Großbanken über relativ üp-
pige Kapitalpolster. Die europäischen
Stresstests der Jahre 2010 und 2014
überstanden sie problemlos. Dennoch
können die griechischen Banken ihre
eigentliche Funktion nicht mehr er-
füllen. Wegen der Rezession verge-
ben sie kaum Kredite an Unterneh-
men oder nur zu ungünstigen Kondi-
tionen – die extrem lockere Geldpoli-
tik der EZB für den Euroraum ver-
pufft deshalb in Griechenland.
Eine Bedrohung für die Banken

stellt das Damoklesschwert eines
Grexits gar, also des Ausscheidens
Griechenlands aus dem Euroraum

samt Wiedereinführung der absehbar
extrem schwachen Währung Drach-
me. Viele Griechen haben ihre Gut-
haben bei inländischen Banken ver-
ringert, um sie als Bargeld zu halten
oder ins Ausland zu transferieren. Die
Bankeinlagen sanken seit 2009 um
rund die Hälfte. Einen solchen Geld-
abzug könnte selbst die stabilste Bank
nicht bewältigen – NBG & Co. hän-
gen nur noch am Tropf von EZB-Not-
krediten. Natürlich wissen das alles
auch die Griechen und wollen gerade
deshalb noch schnell ihr Geld in Si-
cherheit bringen, solange noch etwas
da ist. Gerade das ist die eigentliche
Gefahr für Griechenlands Banken.

Gleichzeitig schlug
der jahrelange
Wirtschaftseinbruch
massiv auf die
Bankbilanzen durch.

Abstimmung
mit den Füßen
Soliaktionen »Nein« zu den
Sparauflagen

Von Hans-Gerd Öfinger

Unter dem Motto »Es ist fünf vor
Zwölf« haben am Dienstag etwa
200 Menschen vor der Europäi-
schen Zentralbank (EZB) in Frank-
furt am Main gegen die Griechen-
land-Politik der Troika demonst-
riert. Auf Pappschildern mit der
Aufschrift »OXI« (»Nein«) bekun-
deten die Aktivisten aus Gewerk-
schaften, Linkspartei, SPD und an-
deren Organisationen Sympathie
für die Empfehlung der griechi-
schen Regierung, im Referendum
über das neue Kürzungsdiktat am
Sonntag mit »Nein« zu stimmen.
Aufgerufen zu der Mahnwache
hatte das Frankfurter Griechen-
land-Solidaritätskomitee.
»Die EZB ist längst kein unab-

hängiges europäisches Geldinsti-
tut mehr, sondern ein politisches
Kampfinstrument zur weiteren
neoliberalen Umgestaltung von
Europa«, erklärte der ehemalige
hessische DGB-Landeschef Dieter
Hooge. Mit der Aktion wolle man
auch den »verzerrten Darstellun-
gen« von Regierung und zahlrei-
chen Medien entgegentreten, die
Griechenlands Ministerpräsident
Alexis Tsipras die Schuld am
Scheitern der Verhandlungen ge-
ben. In Wirklichkeit gehe es Berlin
und Brüssel nicht um »sozial faire
Reformen«, sondern um Knebe-
lung und Erpressung, so der Ge-
werkschafter.
In ihrer Kritik an der Bundes-

regierung und jüngsten Äußerun-
gen von Vizekanzler Sigmar Gab-
riel (SPD) bekamen Hooge und
seine Mitstreiter Rückendeckung
von SPD-Mitgliedern. »Gabriel
spricht nicht in unserem Namen,
wenn er behauptet, dass die deut-
schen Arbeitnehmer die angeblich
überzogenenWahlversprechen der
griechischen Regierung bezahl-
ten«, so der Frankfurter SPD-Ak-
tivist Michael Altmann. Er sam-
melte Unterschriften »für das
Recht des griechischen Volkes,
Nein zum Spardiktat von EU, IWF
und EZB zu sagen«.
Martin Krämer vom IG Metall-

Bezirk Mitte warnte, der EU gehe
es vor allem darum, eine alterna-
tive Politik durch eine Regierung
links von der Sozialdemokratie im
Keim zu ersticken. Zudem wurde
eine Grußbotschaft der Coca-Cola-
Belegschaft im griechischen Thes-
saloniki verlesen, die seit zwei Jah-
ren gegen die Vernichtung ihrer
Arbeitsplätze kämpft. Das Solida-
ritätskomitee ruft für kommenden
Sonntag zu einer Kundgebung vor
dem griechischen Generalkonsulat
in Frankfurt auf.
Diverse weitere Gruppen und

Initiativen bezeugen derzeit ihre
Unterstützung für Griechenland.
Appelle und Petitionen fordern ein
Ende der Austeritätspolitik, die
Delegiertenkonferenz der IG Me-
tall Salzgitter-Peine wünschte am
Montag den Griechen »vollen Er-
folg bei der Ablehnung der Spar-
diktate«. Das Blockupy-Bündnis
plant in mehreren Städten Aktio-
nen und Kundgebungen. Freitag-
abend soll in Berlin eine De-
monstration vom Oranienplatz
zumBundestag führen. Zudem ruft
das Bündnis zu Protestversamm-
lungen vor Parteibüros von SPD
und CDU auf. Auch zu einem Be-
such der CDU-Zentrale in Berlin
am »Tag der offenen Tür« am
Samstag wird geraten.

Vor einer geschlossenen Filiale der Piraeus Bank in Athen Foto: AFP/Angelos Tzortzinis

»Das Gesamtsystem ist nicht stabil«
Finanzministerium sieht keine Risiken für Deutschlands Banken im Fall eines Grexits

Deutschlands Geldhäuser haben
sich mittlerweile weitgehend aus
dem Geschäft mit Griechenland zu-
rückgezogen. Doch einige Risiken
bestehen weiterhin.

Von Simon Poelchau

Das Bundesfinanzministerium be-
müht sich, keine Zweifel aufkom-
men zu lassen, dass deutsche Ban-
ken stehen bleiben, falls griechische
in den nächsten Tagen ins Wanken
geraten würden. »Die Risiken aus der
jüngsten Entwicklung in Griechen-
land sind bedeutend für Griechen-
land; für das deutsche Finanzsystem
bestehen jedoch kaum mehr be-
deutsame Ansteckungskanäle. Da-
her schätzen wir die Risiken als ge-
ring ein«, erklärte Staatssekretär
Thomas Steffen nach einer Sitzung
des Ausschusses für Finanzstabilität
am Dienstag. Probleme sehen die Fi-

nanzmarktwächter eher im gegen-
wärtigen Niedrigzinsumfeld.
Der Ausschuss für Finanzstabilität

ist noch ein recht junges Gremium.
Er wurde im März 2013 als Lehre aus
der Finanzkrise ins Leben gerufen. In
dem Ausschuss sitzen jeweils drei
Vertreter der Bundesbank, des
Schäuble-Ministeriums und der Ban-
kenaufsicht BaFin sowie der Vorsit-
zende der Bundesanstalt für Fi-
nanzmarktstabilisierung (ohne
Stimmrecht). Die Aufgabe des Aus-
schusses ist es, die Risikoentwick-
lung im deutschen Finanzsystem zu
beobachten.
Was die staatlichen Finanzmarkt-

spezialisten beruhigt, ist, dass die
heimischen Banken sich in den letz-
ten Jahren weitgehend aus Grie-
chenland herausgezogen haben. Dies
wird auch der Hauptgeschäftsführer
des Privatbankenverbandes, Michael
Kemmer, nicht müde zu betonen. Die

Risiken für die deutschen Banken sei-
en überschaubar, weil sie in Grie-
chenland »nur noch sehr mäßig en-
gagiert« seien, sagte Kemmer am
Dienstag der »Passauer Neuen Pres-
se«. Zwar haben die deutschen Ban-
ken noch Forderungen im Wert von
rund 19 Milliarden Euro in Grie-
chenland. Den Großteil davon – rund
15 Milliarden Euro – hält allerdings
die staatliche KfW-Förderbank.
»Bei einem Grexit werden deswe-

gen wahrscheinlich keine kurzfristi-
gen Turbulenzen kommen«, meint
deswegen auch der finanzpolitische
Sprecher der LINKEN im Bundestag,
Axel Troost. Zudem sei auch die Ban-
kenaufsicht mittlerweile weitaus bes-
ser aufgestellt als noch zu Beginn der
Finanzkrise. Doch könnten auch an-
dere Staaten wie Portugal oder Spa-
nien mittelfristig bei ihrer Finanzie-
rung Probleme auf den Kapitalmärk-
ten bekommen, meint Troost.

Sein Pendant bei den Grünen, Ger-
hard Schick, ist da schon weniger ge-
lassen. »Das Gesamtsystem ist nicht
stabil«, warnt der Finanzexperte ge-
genüber dem »neuen deutschland«.
Schließlich seien die Finanzmärkte im
Verhältnis zur Realwirtschaft zu groß.
Es gebe zu viel Kapital für zu wenige
Investitionen.
Deshalb rät Schick auch dazu, die

gegenwärtigen Ansteckungsgefahren
nicht zu unterschätzen: »Niemand
kann die Risiken heute seriös ein-
schätzen.« So gebe es auf den Fi-
nanzmärkten wieder erhebliche Un-
gleichgewichte und Blasen. Im Ge-
gensatz zum Stabilitätsausschuss sieht
er das Niedrigzinsumfeld weniger als
Ursache, sondern viel mehr als Aus-
druck der gegenwärtigen Risiken.
Ähnlich sieht es der Direktor des

gewerkschaftsnahen Instituts für
Makroökonomie und Konjunkturfor-
schung, Gustav Horn. Zwar könne

auch er nicht sagen, »wo Panik aus-
bricht«. Doch bei einer Sache ist sich
der Wirtschaftsexperte sicher: »Wenn
die gesamten Finanzmärkte infolge
eines Grexits oder Bankrotts griechi-
scher Banken in Turbolenzen gera-
ten, dann sind auch die deutschen
Banken mit dabei«, so Horn gegen-
über dem »neuen deutschland«.
Wenn das Referendum mit »Nein«
ausgehe und nicht weiter verhandelt
werde, sei dieses Risiko groß.
Schließlich haben sich zwar die

deutschen Kreditinstitute aus dem
griechischen Finanzmarkt zurück-
gezogen. Doch das »Finanzsystem ist
natürlich verflochten«, wie Wirt-
schaftswissenschaftler Horn sagt. So
hielten die heimischen Geldhäuser
laut der Zahlungsbilanzstatistik der
Deutschen Bundesbank im Mai etwa
in Spanien und Italien Forderungen
in Höhe von jeweils rund 86 Milli-
arden Euro.
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Alltag im Ausnahmezustand
In Athen reagieren die Menschen mit Besorgnis, aber auch Gelassenheit auf die zugespitzte Krise in ihrem Land
Zwischen »Ja« und »Nein« zu den
Gläubigervorgaben verläuft die po-
litische Kampflinie in Griechen-
land. Abseits von abendlichen De-
monstrationen gehen die Men-
schen jedoch ihrem Alltag nach.

Von Anke Stefan, Athen

AmMorgen, an dem die Banken nicht
mehr aufmachen, sieht auf den ers-
ten Blick alles aus wie immer. Die
Vormittagssonne brennt über mäßi-
gem Verkehr auf Straßen und Geh-
steigen, die meisten Hauptstädter
sind zur Arbeit gefahren oder gehen
ihren sonstigen alltäglichen Ge-
schäften nach. Erst auf den zweiten
Blick fällt auf, dass die kleine Tank-
stelle um die Ecke geschlossen hat
und an der wenige hundert Meter
entfernten großen gleich vier Autos
auf Kraftstoff warten. Am Samstag
habe es Schlangen gegeben, berich-
tet der Tankwart, jetzt sind bereits
zwei der vier Zapfsäulen außer Be-
trieb. Panik will trotzdem nicht auf-
kommen: Der Wagen vor mir lässt ge-
rade mal für 20 Euro einlaufen.
Auch in einem der kleinen Su-

permärkte des Viertels Nea Filadel-
fia im Norden von Athen ist von
Hamsterkäufen nichts zu spüren. Das
sei auch am Samstag nicht anders ge-
wesen, meint die Verkäuferin auf
Nachfrage. Im riesigen Supermarkt
an der Ausfallstraße dagegen ist zwar
nicht gerade die Hölle los, aber es
werden deutlich mehr Einkaufswa-
gen durch die Gänge geschoben als
an sonstigen Montagen. Gekauft
werden Teigwaren, Konserven, Zu-
cker, Kaffee und Toilettenpapier.
Am Samstag sei es hier hoch her-

gegangen, erzählt die Verkäuferin,
während sie die Nudelregale nach-
füllt. Zu Besorgnis bestehe allerdings
kein Anlass. Zumindest solange der
inländische bargeldlose Zahlungs-
verkehr funktioniert, ist der Nach-
schub gesichert.
Vier Freundinnen warten mit gut-

gefüllten Wagen an der Kasse. »Klar
haben wir auf Vorrat eingekauft,
schon der Kinder wegen. Natürlich
machenwir uns Sorgen«, sagt eine der
jungen Frauen geradeheraus. Letzt-
endlich werde man sich aber einigen,
ist sie überzeugt, »aber auch dafür
werden wir wieder die Zeche zahlen
müssen«. Doch »raus aus Europa« sei
auch keine Lösung.
An den Bankautomaten haben sich

schon kurz vor der für 12 Uhr mittags
angekündigten Freischaltung kleine
Schlangen gebildet. Der Filialleiter der
Nationalbank des Stadtteils ist sicht-
lich genervt, dass der Automat der
Konkurrenzbank auf der anderen
Straßenseite bereits Scheine spuckt.
Kurze Zeit später aber ist es auch hier
soweit und das Dutzend geduldig
Wartender kann jeweils drei Zwanzi-
ger in Empfang nehmen.
Weil die wenigsten Senioren das

Landes mit einer Geldkarte umgehen
können, sollen 850 Bankfilialen des
Landes ausschließlich für Rentenaus-
zahlungen geöffnet werden. Aller-
dings kam es dazu erst am Dienstag,
was eine Handvoll Rentner am Mon-
tag nicht davon abhielt, vor dem Ein-
gang der Bank auszuharren. Man kön-
ne nie wissen, meint einer und au-
ßerdem werde man morgen sicher-
lich ohnehin auf übermorgen ver-
tröstet. Mit Letzterem wird er bedingt
Recht behalten: Ausgewählte Banken
öffneten zwar am Dienstag, die Ren-
tenauszahlung ist jedoch auf diesen
Mittwoch verschoben worden.
In Schlange und Ansammlung dis-

kutiert man die Lage, aber es ist er-
staunlich, wie gelassen dies ge-
schieht. Erwartungsgemäß tendiert
die Mehrheit der Senioren zu einer
Zustimmung zu den Gläubigerforde-
rungen, will den Euro und fürchtet die
Rückkehr zur Drachme wie der Teu-
fel das Weihwasser. »Unter Samaras
ging es uns sicher nicht blendend, aber
wir hatten unsere Ruhe«, argumen-
tiert eine Dame unter zustimmendem
Nicken der Umstehenden. Einzige
Ausnahme ist ein älterer Herr, der en-
thusiastisch erklärt, nun sitze Europa
aber in der Tinte: »Der Euro fällt, ha-
ben mir Verwandte gerade am Tele-
fon gesagt und jetzt rennt Merkel und
sucht den Tsipras! Das geschieht ih-
nen recht.«
Nachdenklichkeit herrscht auch bei

der Enkelgeneration. Er werde beide
Optionen »gründlich lesen« und mit

Freunden beraten, sagt ein junger
Mann. Und auch hier wie in allen an-
deren an diesem Tag geführten Ge-
sprächen bekomme ich die alle poli-
tischen Lager einende Frage gestellt,
warum man bei den Gläubigern nicht
verstehe, dass Griechenland kaputt-
gespart würde und dringend »Luft
zum Atmen« brauche: »Wir sind doch
Menschen, keine Nummern.«
Das Kinderbekleidungsgeschäft

weiter oben gehört einer entschiede-
nen Anhängerin des Nein. »Prima!«
lautet die fast trotzige Antwort auf die
Frage nach dem Stand der Geschäfte.
Ohne es zu erwähnen, bekomme ich
die Einschätzung, dass ein Referen-
dum die einzig richtige Antwort auf
das von den Gläubigern gestellte Ul-
timatum war. »Es reicht, das Nein
muss gewinnen«, sagt die agile junge
Frau mit den blitzenden hellbraunen
Augen. »Euro oder Drachme, was
heißt das schon. Die Frage ist doch,
was mache ich, wenn ich nichts da-
von in der Tasche habe.« Im Mieder-
warengeschäft gegenüber ist man
nicht so auskunftsfreudig. »Ich bin
nicht in der Lage, über die Situation
zu reden«, sagt die zierliche ältere Da-
me, deren Geschäft zu den alteinge-
sessenen im Viertel gehört. Manmerkt
ihr an, dass siemit den Tränen kämpft.
Ein einsames Transparent der ört-

lichen Gemeindearbeitergewerk-
schaft fordert »Schuldenstreichung

jetzt«, ansonsten ist keineAgitation für
ein Nein oder ein Ja zu entdecken. Im
Nagelstudio sind alle Plätze besetzt,
die Cafés sind voll und im Videoladen
werden wie jeden Montag die Filme
vom Wochenende zurückgebracht.
Der Verleih laufe gut, sagt der Päch-
ter. »Kann schon sein, dass die Leute
die Schnauze voll haben von den vie-
len Sondernachrichtensendungen und
sich stattdessen lieber mal mit einem
Film ablenken.« Die nächste Überra-
schung wartet beim Kiosk auf mich.
»Klar«, antwortet der Betreiber der in
Griechenland so wichtigen Einrich-
tungen, wo man rund um die Uhr Zi-
garetten, Schmerztabletten, Schoko-
lade, Kondome, einzelne Instantkaf-
feetütchen und Auskünfte über alles
und jeden bekommt, auf meine
Scherzfrage, ob er auch Kreditkarten
akzeptiere. Tatsächlich erblicke ich im
Inneren des Hüttchens ein Kartenle-
segerät. Bei der Frage, ob die Gläubi-
ger mit einem Referendum tatsäch-
lich zu Zugeständnissen zu bewegen
sein werden, verdüstert sich sein Ge-
sicht allerdings: »Schwierig.«
Selbst der Laden für Haustierbe-

darf um die Ecke berichtet von Groß-
einkäufen der Stammkunden, um die
vierbeinigen Lieblinge gut durch die
Notstandstage zu bekommen. In der
Apotheke – neben den Lebensmittel-
geschäften die wichtigsten Versor-
gungsstellen – wird dagegen Entwar-

nung gegeben. Sein Medikament sei
im Laden vorrätig, beruhigt der Apo-
theker einen Kunden am Telefon.
»Dass Medikamente kurzfristig nicht
erhältlich sind, ist ja schon seit Jah-
ren Normalität«, meint der stämmige
Mann mit den lockigen schwarzen
Haaren hinter der Theke. Derzeit aber
gäben auch die Importeure wieder

Kredit, sodass zumindest unmittelbar
keine Engpässe zu erwarten seien.
Am Fahrkartenschalter der Metro-

station hängt ein Schild: »Heute um-
sonst«, die Automaten sind abgeklebt
und die Entwerter außer Betrieb. Für
die schwierige Zeit der Bargeld-
knappheit hat das Verkehrsministeri-
um den öffentlichen Nahverkehr der
Hauptstadt zur kostenlosen Nutzung
freigegeben, wird fragenden Kunden
beschieden. Die meisten nehmen die
frohe Kunde ohne größere Regung

entgegen. In der zweitgrößten Stadt
des Landes muss dagegen bezahlt
werden. Thessalonikis Nahverkehr ist
in privater Hand.
Bereits um halb acht am Abend ist

der Syntagma-Platz vor dem griechi-
schen Parlament im Zentrum Athens
bereits gut gefüllt, im Laufe des
Abends haben sich hier Zehntausen-
de Anhänger des Neins zum Refe-
rendum versammelt. »Am Sonntag
geht es um unsere Würde, um unsere
Zukunft, um unser Leben«, schallt es
aus den rund um den Platz aufge-
hängten Lautsprechern. »Ein Ja be-
deutet Unterwerfung, sich zu ent-
halten ist Schweigen und Mitschuld.«
Die Anhänger der Zustimmung zu den
Gläubigerforderungen haben sich be-
reits am gleichen Ort für Mittwoch-
abend angekündigt, die beide Ant-
worten ablehnende Kommunistische
Partei Griechenlands will am Don-
nerstag hier auflaufen.
»Weil alle hier sein müssten«, ant-

wortet mir eine junge Frau, die sich
nicht einmal von ihrem verstauchten
Knöchel von ihrer Teilnahme hat ab-
bringen lassen. »Momentan bin ich
noch dafür, dass wir weiter nach ei-
ner Lösung mit den Gläubigern su-
chen«, erläutert sie ihre Haltung zur
Frage, wie es nach einem von ihr er-
hofften Sieg des Nein weitergehen
soll. »Wenn das nicht klappt, dann se-
hen wir weiter.«

»Natürlich machen wir
uns Sorgen. Letztlich
wird es aber eine
Einigung geben. Aber
auch dafür werden
wir wieder die Zeche
zahlen müssen.«
Eine junge Griechin

Massenprotest vor dem griechischen Parlament in Athen. Mit dabei: jede Menge OXI-Plakate. Foto: AFP/ Louisa Gouliamaki

Die Lektüre am Kiosk ist genau so Teil des Alltags wie ... Foto: AFP/Aris Messinis ... der sich im Fernsehen erklärende Premier Alexis Tsipras. Foto: dpa/Alexandros Vlachos

Schuld(en)
gestern
und heute
Griechisch-deutsche Debatte
um die Reparationsfrage

Von Katja Herzberg

OXI – diese drei Buchstaben, die
im Griechischen für »Nein« ste-
hen, sind nicht nur bei Protesten
linker Kräfte in Athen dieser Tage
allgegenwärtig – viele Griechen
holen ihre T-Shirts und Fahnen
wieder hervor, die sie während der
Massenproteste gegen die Kredit-
programme vor Jahren damit be-
schriftet hatten. In Berlin sind es
Aufkleber, die Unterstützer der
SYRIZA-geführten Regierung auf
ihreHemden tragen. Ein Bogenmit
OXI-Stickern in unterschiedlichen
Farben und Schriften machte auch
am Montagabend die Runde, als
die LINKE in Berlin zu einer Kon-
ferenz zur Aufarbeitung deutscher
Kriegsverbrechen in Griechenland
einlud. Historiker, Aktivisten und
Politiker der deutschen wie der
griechischen Linkspartei disku-
tierten über Möglichkeiten der
Wiedergutmachung des NS-Un-
rechts in den Jahren von 1941 bis
1944.DenndieAusplünderungdes
Landes, die Massaker, die Schän-
dung von Kulturgütern oder die
Erhebung einer Zwangsanleihe
sind »ungesühnt, aber unverges-
sen«, wie der Titel der Konferenz
deutlich machte.
Das Thema Reparationen er-

fuhr in den vergangenen Wochen
wenig Aufmerksamkeit – dies be-
dauerten alle Redner. Auch an
diesem Abend überlagerten die
aktuellen Ereignisse rund um ei-
nen etwaigen »Grexit« die Veran-
staltung – Linksfraktionsvize Sah-
ra Wagenknecht konnte ebenso
wenig erscheinen wie der Büro-
leiter des griechischen Minister-
präsidenten Alexis Tsipras.
In den Vorträgen und der an-

schließenden Diskussion war es
vielen Anwesenden ein Anliegen,
gerade im Zuge der Verhandlun-
gen um die Zukunft Griechen-
lands auf mangelnde Vergangen-
heitsbewältigung hinzuweisen. »Es
ist wichtig, dass die Frage der Kri-
se jetzt in Verbindung mit der his-
torischen Frage diskutiert wird«,
sagte die Bundestagsabgeordnete
Ulla Jelpke. Denn, so fragten die
griechischen Gäste, wie sähe ihr
Land aus, wenn es die Verbrechen
nicht gegeben hätte? Konkrete
Forderungen über Zahlungen, die
Deutschland nun leisten solle, äu-
ßerten aber weder der Historiker
Karl Heinz Roth noch die griechi-
schen Vertreter. Die Aufstockung
des Zukunftsfonds oder die Grün-
dung einer Stiftung reichten je-
doch nicht, hieß es einmütig.
Die Verbrechen wirken bis heu-

te nach. So erzählt der SYRIZA-Ab-
geordnete Yannis Stathas, in dem
Glauben aufgewachsen zu sein,
Frauen trügen immer schwarze
Kleidung – jede Familie hatte Op-
fer zu beklagen und entsprechend
Grund zur Trauer. Stathas beließ
es aber nicht dabei. Er rief auch zur
Unterstützung seiner Regierung
auf. Beim Referendum gehe es
nicht nur um die Gläubigerforde-
rungen. Die Frage lautet, so Stat-
has: »Wollen wir ein Griechenland
und Europa, in dem Völker über
ihr Leben entscheiden oder dass es
ein paar Großkonzerne tun?« Ob
sich die breite Masse für Ersteres
findet, ist wohl genauso fraglich
wie eine Mehrheit für Entschädi-
gungszahlungen an Griechenland.
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Intensivierte »Abrechnung«

Zu »Setzen Sie mich auf Ihre Liste,
Frau Rosh«, 26.6., S. 16
Der Artikel belegt, wie kurz nach
1990 die Abrechnung mit der DDR
intensiviert wurde. »Auch hohe
DDR-Funktionäre seien ähnlich in
das Naziregime verstrickt gewesen
wie bundesdeutsche Politiker«, be-
hauptete eine westdeutsche Jour-
nalistin. Deren selbstherrliches,
manchmal arrogantes Auftreten im
Fernsehen ist mir noch in unange-
nehmer Erinnerung. Warum sollten
einfache NSDAP- und SA-Mitglie-
der, untere Chargen der Wehr-
macht, keine Funktion in der DDR
erhalten? Zwischen einem einfa-
chen Mitglied und einem Nazi- und
Kriegsverbrecher besteht doch wohl
ein erheblicher Unterschied.
Der Mitkommentator der Nürn-

berger Rassegesetze, Globke, wäre
in der DDR nie Staatssekretär ge-
worden, wie in der Adenauer-Re-
gierung geschehen. General Heu-
singer, im Hitler-Reich Chef der
Operationsabteilung im Oberkom-
mando des Heeres, hätte keine Ver-
wendung als Generalinspekteur der
Streitkräfte in der DDR gefunden,
wie bei der Bundeswehr geschehen.
Dort wurden Militärstrategen mit
»Osterfahrung« gebraucht. Verbre-
chen aus der Nazizeit wurden in der
DDR geahndet. Wenn auch in der
BRD nur so konsequent verfahren
worden wäre!
Dr. Hans Bomke, Schwerin

Freibrief für riskantes Handeln

Zu »NATO und Russland bleiben
nicht tatenlos«, 26.6., S. 1
In Zeiten technischer Hochrüstung,
wo man bei satellitengesteuerten
Aufnahmen millimetergenau in die
Gesichter und Taschen von Leuten
spähen kann, sollte es der NATO
doch möglich sein, ihre Behauptun-

gen zur Verschickung russischer
Truppen und Ausrüstungen in den
Osten der Ukraine eindeutig zu be-
weisen. Da dies nicht geschieht,
sind diese Behauptungen in Zweifel
zu ziehen. Die NATO verfolgt mei-
ner Ansicht nach damit u. a. das
Ziel, Menschen weltweit zu beein-
flussen, um einen Freibrief für wei-
teres riskantes Handeln in Krisen-
gebieten und anderswo zu erhalten.
Andreas Zeckay, Leipzig

Unterster Stammtisch

Zu »Griechenland entscheidet«,
29.6., S. 1
Zur Stunde sind Lektionen zu erle-
ben, was unter Demokratie ver-
standen werden darf. Alles, was die
Griechen tun, gilt als undemokra-
tisch – samt ihrer gewählten Regie-
rung. Eine linke Regierung gilt als
undemokratisch und soll offenbar
weg. Warum das Volk nicht wie ge-
wünscht gewählt hat, ist uninteres-
sant. Lesart ist, wie die litauische
Ministerpräsidentin meinte: »...ein
Land, das schlemmen und sich von
andern das Geld für die Feier geben
lassen möchte«. Unterster Stamm-
tisch auch in der deutschen Politik.
Eine schöne Völkergemeinschaft,
die die Armen in Griechenland noch
ärmer machen will. Die menschen-
verachtenden Armutsszenarien in-
teressieren niemanden.Haben diese
Menschen die Schulden verursacht?
Ein anderes Europa unter beste-

henden ökonomischen Verhältnis-
sen kann nur markt- und macht-
konform geprägt sein und ihre Ak-
teure sich nur benehmen wie eine
Räuberbande, der die Schwächeren
gnadenlos zum Opfer fallen.
Roland Winkler, Aue

Beiträge in dieser Rubrik sind keine
redaktionellen Meinungsäußerungen.
Die Redaktion behält sich das Recht
Sinn wahrender Kürzungen vor.

KOMMENTIERT

Hoffentlich aufgehoben
Simon Poelchau über die Verschiebung der Abstimmung zum Fracking-Gesetz

Ganz schnell durch den Bundestag boxen, das geht nicht immer. Die Gro-
ße Koalition hat die Entscheidung über die geplante Regelung für das
Fracking auf die Zeit nach der Sommerpause verschoben. Zu groß war of-
fensichtlich der Widerstand aus den eigenen Reihen.
Letztlich wäre die geplante Regelung ein Fracking-Erlaubnis-Gesetz,

wäre das Gesetz in seiner jetzigen Form durchgekommen. Auf 75 Prozent
des Gebietes der Bundesrepublik wäre die umstrittene Gasfördermethode
dann möglich. Die geplante Expertenkommission, die kommerzielles Fra-
cking je nach Fall erlauben beziehungsweise verbieten sollte, wäre eine
Ja-Sager-Kommission gewesen, weshalb sich auch an ihrer Rolle beson-
ders viel Widerstand innerhalb der Koalition entzündete. Zumal die wirt-
schaftliche Bedeutung des Fracking hierzulande völlig überbewertet ist.
Der Anteil der heimischen Gasproduktion am Verbrauch liegt bei gerade
einmal zehn Prozent. Die flächendeckende Einführung der umstrittenen
Methode könnte diesen Anteil auch nicht mehr weiter ausbauen. Die
möglichen Umweltrisiken würden also bei weitem den Nutzen überragen.
So bleibt zu hoffen, dass nach der Sommerpause nicht weiter an dem

Gesetz herumgedoktert wird, sondern dass nach dem Motto »Aufgescho-
ben ist aufgehoben« aus dem Fracking-Erlaubnis- ein Verbotsgesetz wird.

Kinder zwischen den Fronten
Olaf Standke über den jüngsten UNICEF-Bericht

Mädchen, die in Südsudan von Soldaten der Armee vergewaltigt und bei le-
bendigem Leib verbrannt werden; Milizen, die dort massenhaft Kinder ent-
führen, um sie als Soldaten in den Krieg zu treiben – aktuelle Verbrechen wie
diese sind leider keine Ausnahmen, wie der jetzt vorgelegte UNICEF-Bericht
belegt. Jedes zehnte Kind wächst inzwischen in Kriegs- und Konfliktregionen
auf und wird dort oft explizit zur Zielscheibe von Gewalt.
Weltweit sterben über sechs Millionen Kinder unter fünf Jahren an Hunger

und meist vermeidbaren Krankheiten. Sie, die doch das höchste Gut der Men-
schen sein sollten, sind so in dieser Welt in größter Gefahr und Not. Und das,
weil Politik in dramatische Weise versagt, in den betroffenen Staaten wie auf
internationaler Ebene. Schon heute brauchen über 62 Millionen Kinder in Kri-
sengebieten dringend Nahrung, sauberes Wasser und medizinische Hilfe. Da-
für werden rund 2,7 Milliarden Euro benötigt – doch die Hilfsgelder halten
nicht Schritt mit den globalen Militärausgaben. Wobei eine engere Verknüp-
fung von Not- mit langfristiger Entwicklungshilfe dringend geboten ist. Sonst
droht ein Generation ohne Bildung und Hoffnung immer stärker auch in die
Fänge extremistischer Gruppen zu geraten, wie die Rekrutierung durch den
Islamischen Staat zeigt. Dabei könnten gerade Kinder in Friedensprozessen ei-
ne wichtige Rolle als »Agenten des Wandels« spielen, wie UNICEF betont.

Einfach blöd
Jörg Meyer zur Bundesratsinitiative für Zwangsschlichtung aus Bayern

Post und ver.di verhandeln wieder, die Streiks gehen weiter. Vermutlich
werden auch an diesem Sonntag wieder tausende »Freiwillige« die streik-
bedingt liegen gebliebene Briefe und Pakete an Mann und Frau bringen. In
Kurz: Streikbruch, und das auch noch illegal am Sonntag, an dem nur ver-
derbliche oder richtig wichtige Sendungen zugestellt werden dürfen.
Als 3000 Postler dieser Tage vor die Zentrale der in Bayern regierenden

CSU zogen, forderten sie dort ein Verbot derlei Streikbrechens, wie es das
bereits in Niedersachsen gibt. Der christsoziale Generalsekretär Andreas
Scheuer wiegelte ab: Man achte Tarifautonomie und Koalitionsfreiheit,
könne da nicht eingreifen. Übrigens: Bayern brachte unlängst eine Bun-
desratsinitiative für Zwangsschlichtungen und Notdienstverordnungen für
Streiks im öffentlichen Dienst ein. Beides schwere Eingriffe in Koalitions-
freiheit und Tarifautonomie und damit in grundgesetzlich geschützte
Rechte von Beschäftigten – und dazu geeignet, Streiks nahezu unmöglich
zu machen. Diese Rechte sind immer dann schützenswert, wenn es darum
geht, Verfehlungen gegenüber Gewerkschaftern durchzuwinken oder Inst-
rumente wie den Mindestlohn zu verhindern. Aber wehe, die Beschäftigten
machen davon selber Gebrauch. Dann hebt das Geschrei nach strengeren
Gesetzen an. Das ist so offensichtlich, dass es einfach nur blöd ist.

DEBATTE

Südeuropa wird lateinamerikanisiert
Das deutsche Hegemonialstreben führt die Eurozone an den Rand des Zusammenbruchs, meint Tomasz Konicz

Es war eine Realsatire von einer
Pressekonferenz, die Angela Merkel
mit ihrem Vizekanzler Sigmar Gab-
riel (SPD) am Montag zur Grie-
chenlandkrise aufgeführt haben.
Doch niemand brach in schallendes
Gelächter aus, als die »mächtigste
Frau der Welt« (»Forbes«) behaup-
tete, sie werde das Ergebnis des
kommenden Referendums in Hellas
»respektieren« und in diesem Wahl-
gang nicht intervenieren: »Es ist das
legitime Recht einer griechischen
Regierung, ein Referendum anzu-
setzen«, erklärte Merkel – während
zugleich die Europäische Zentral-
bank den griechischen Bankensektor
in die Knie zwang und eine Fristver-
längerung der europäischen Kredit-
programms bis zum Referendum,
um die Athen gebeten hat, damit die
Griechen ohne Druck über ihre Zu-
kunft abstimmen könnten, abge-
lehnt wurde.
Damit sollen die Griechen in ei-

nem gezielt herbeigeführten sozio-
ökonomischen Ausnahmezustand
über ihr Schicksal abstimmen –
während die Kanzlerin zugleich vor-
gibt, in die Willensbildung des grie-
chischen Volkes nicht eingreifen zu
wollen. Es ist offensichtlich: Berlin
bemüht sich darum, in Griechenland
einen Regierungssturz zu provozie-
ren, indem das Land destabilisiert
wird. Das ist keine neue deutsche
Taktik, sondern eine Fortführung der
Methoden, mit denen Merkel und
Finanzminister Wolfgang Schäuble
(CDU) die Staaten Südeuropas bei
Krisenausbruch in das desaströse
deutsche Sparregime zwangen, in-
dem sie jedwede Hilfen verweigerten
und die Krisendynamik eskalieren
ließen, bis diese aufgrund einer un-
erträglichen Zinslast kapitulierten.
Südeuropa wird lateinamerikani-
siert, während die Bundesrepublik in
die Rolle der »Amerikaner Europas«

(Jan Fleischhauer) schlüpft und eben
jene widerliche imperialistische
Machtpolitik betreibt, die für kapita-
listische Hegemonialmächte charak-
teristisch ist.
Diese Taktik des »Regime Change«

wurde gegenüber der griechischen
Linksregierung seit deren Wahlsieg
verfolgt: Von Paul Krugman über
Gesine Schwan, die »Washington
Post« und »The Guardian« ist man

sich darüber einig, dass Schäuble
von Anfang an »SYRIZA an die Wand
fahren zu lassen« wollte, wie es
Schwan formulierte. Der Ökonom
Krugman sprich darüber, dass SYRI-
ZA ein unannehmbares neoliberales
Ultimatum gestellt wurde, bei dessen
Annahme die Linksregierung jedwe-
de Legitimität verloren hätte, wäh-
rend die »Washington Post« darauf
verwies, dass die Erpressungsstrate-
gie gegenüber Athen darauf abziele,
die linken Bewegungen in Spanien
und Portugal im Vorfeld der kom-
menden Wahlen zu schwächen. »The
Guardian« sieht die Ausfälle Sigmar
Gabiels gegen die griechische Regie-
rung (»Ideologie«) bei der besagten
Pressekonferenz von einem unter-
schwelligen Wunsch befeuert: »Ale-
xis Tsipras muss gestoppt werden.«

Die wirtschaftspolitische Strategie,
mit der die deutsche Funktionseliten
ihren jüngsten europäischen Hege-
monialanlauf unternehmen, kann als
Neomerkantilismus bezeichnet wer-
den. Die seit der Euroeinführung
mittels der Agendapolitik realisierten
Leistungsbilanzüberschüsse der Bun-
desrepublik gegenüber der Eurozone
belaufen sich inzwischen auf die
»Kleinigkeit« von 830 Milliarden Eu-
ro, die dem europäischen Schulden-
berg zugerechnet werden müssen.
Der deutsche Anteil an der Schul-
denkrise in Südeuropa beläuft sich
übrigens auf rund 452 Milliarden Eu-
ro an Leistungsbilanzüberschüssen,
die Deutschland seit Euroeinführung
gegenüber diesen Ländern dank
Hartz IV und Agenda 2010 akkumu-
lieren konnte. Diese Schuldenkrisen
nutzte Berlin, um das verhängnisvolle
Spardiktat in Europa durchzusetzen,
das gerade dabei ist, den Währungs-
raum zu sprengen.
Die Linke hierzulande sieht sich

deshalb mit der Aufgabe konfrontiert,
sich dem deutschen Hegemonialstre-
bens zu stellen und adäquate euro-
päische Gegenstrategien zu entwi-
ckeln: Wie kann effektive Solidarität
mit den Bewegungen aussehen, die
gegen das deutsche Spardiktat
kämpfen? Wie kann der von den
Massenmedien angefachten chauvi-
nistischen Welle begegnet werden,
die derzeit die öffentliche Meinung
zur Griechenlandkrise dominiert –
etwa indem man die Zusammenhän-
ge zwischen Agendapolitik und Neo-
merkantilsimus herausarbeitet? Und
schließlich stellt sich die Frage, wie
Merkel und Schäuble zur Verantwor-
tung zu ziehen wären für ihre grö-
ßenwahnsinnige Politik, bei der die
Menschen in Südeuropa in Schuld-
knechtschaft getrieben werden – und
die den europäischen Währungsraum
in Elend versinken lässt.

Tomasz Konicz schreibt in dieser
Zeitung regelmäßig über die Kri-
senökonomie des Kapitalismus.
Foto: privat

PERSONALIE

Weiß-Rot
Von Julian Bartosz,Wroclaw

Zwei politische Schiffbrüchige, der
ehemalige Vorsitzende des De-
mokratischen Linksbündnisses
(SLD) Grzegorz Napieralski (41)
und der ehemalige Vize Janusz Pa-
likots in dessen »Bewegung« An-
drzej Rozenek (46), verkündeten
zu Wochenbeginn auf dem Bahn-
steig des Warschauer Ostbahnhofs
die Gründung einer Partei »für al-
le Polen«. Dann stiegen sie in ei-
nen Zug und begaben sich »w Pol-
ske« – in das Polenland. Ihre Par-
tei tauften sie »Weiß-Rot«.
Nachdem Leszek Miller mit sei-

ner selbstherrlichen neoliberalen
Politik den linken Bund aus der
Höhe von über 41 Prozent im Jah-
re 2001 in einen 18-Prozent-Kel-
ler gestürzt hatte, kam es zweiMal
zu einem Wechsel auf dem Posten
des Parteichefs. Napieralski war
seit 2005 der dritte. Er verwei-
gerte Miller vor den Sejmwahlen
den Spitzenplatz auf der Kandi-
datenliste der Partei.
Doch dem »alten Fuchs« Miller

gelang nach seinem Parteiaustritt
und dreijährigen Wanderungen
durch die Parteienlandschaft die
Rückkehr. Vergesslich ist er nicht.
Der frühere Rivale Napieralski ließ
sich auf ein Nebengleis abschie-
ben und wurde auch wegen sei-
ner von dort aus wirkungslosen
Kritik, beispielsweise an der No-
minierung der dann auch gründ-
lich gescheiterten Präsident-
schaftskandidatin Magdalena
Ogórek, allmählich aus der Partei
hinausgeekelt.

Wie vor ihm andere SLD-Poli-
tiker, die noch ein wenig selbst-
ständig denken, trat Grzegorz Na-
pieralski am 28. Juni 2015 aus der
Partei aus. Auf die Frage, wie und
wohin nun die »Weiß-Rot«-Fahne
getragen werde und wer ihr fol-
gen könnte, gibt es keine ein-
leuchtende Antwort.
Ihren Landsleuten gegenüber

wollen sie fair sein , versichern die
Gründer. Sie hätten kein beson-
deres Programm, weder ein lin-
kes noch ein rechtes, sondern ein
menschliches – und für Menschen
sei der höchste Wert, na ja, die
Freiheit. Beide sind gebildete Po-
litologen, unter denen sie damit
wohl ein seltsames Beispiel von
Donquichotterie abgeben. Das
aber dürfte auch für die gesamte
Linke gelten, der das parlamen-
tarische Aus bei den Wahlen im
Herbst droht.

Grzegorz Napieralski gründete eine
neue Partei in Polen.
Foto: imago/Eastnews
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Weniger Nazis, mehr Gewalt
Bundesinnenminister präsentierte den Verfassungsschutzbericht 2014
Zwar ist die Zahl amtlich erfasster
Rechtsradikaler lauf Verfassungs-
schutzbericht rückläufig, doch der
verbliebene Rest ist gefährlicher als
je zuvor.

Von Fabian Lambeck

Der Saal der Berliner Bundespresse-
konferenz war gut gefüllt, als Bun-
desinnenminister Thomas de Mai-
zière (CDU) am Dienstag den Ver-
fassungsschutzbericht 2014 vorstell-
te. Wie später bei den zugelassenen
Fragen der anwesenden Journalisten
klar wurde, interessierten sich die
Medienvertreter vor allem für den 27-
seitigen Bereich »Rechtextremismus«
des Berichts. Demnach ist die Zahl der
rechtsextremistischer Personen
»leicht rückläufig«, wie der Minister
betonte. Im vergangenen Jahr zählte
der Verfassungsschutz rund 21 000
Neonazis. Im Jahre 2005 waren es
noch 39 000 Rechtsradikale gewe-
sen. Doch obwohl sich die braune
Schar angeblich fast halbiert haben
soll, steigt die Zahl rechter Gewalt-
taten weiter an. Auch weil der Anteil
der gewaltorientierten Rechten mit
10 600 hoch bleibt. So ist es kein
Wunder, wenn der Verfassungs-
schutz bei den Gewalttaten im letz-
ten Jahr ein trauriges Plus von 24
Prozent konstatierte. Insgesamt 990
Gewalttaten erfasste die Behörde,
davon hatten 512 einen »fremden-
feindlichen Hintergrund«. Der Mi-
nister warnte: Das sei der höchste
Stand seit Einführung des Definiti-
onssystems »Politisch motivierte Kri-
minalität« im Jahr 2001. Deshab dür-
fe es, so de Maizière, »kein stilles Ein-
verständnis« bei solchen Übergriffen
geben. Auf dieses stille Einverständ-
nis konnten viele der Täter setzen, die
in den vergangenen Monaten gegen
geplante oder bereits bewohnte Asyl-
bewerberheime vorgingen. Hier dro-
he in diesem Jahr gar ein neuer Ne-
gativrekord, so der Minister. Im ers-
ten Halbjahr habe man bereits 150
Attacken auf Flüchtlingsunterkünfte
gezählt.
Die innenpolitische Sprecherin der

Linksfraktion im Bundestag, Ulla
Jelpke, verwies am Dienstag auf die
Mitverantwortung CDU und CSU:
»Die Bundesregierung trägt das Ihre
dazu bei, ein Klima zu schaffen, in
dem Flüchtlinge als Bedrohung
wahrgenommen werden«, so Jelpke.
Zwar ist CSU-Chef Horst Seehofer

kein Mitglied der Regierung, seine
Partei aber schon. Gegenüber dem
»Bayernkurier« beklagte Seehofer vor
wenigen Tagen den »massenhaften

Asylmissbrauch« und spielte so jenen
in die Karten, die gegen Asylbewer-
ber hetzen.
Auf Nachfrage bestätigte der In-

nenminister, dass man die islam-
feindliche Pegida-Bewegung nicht
beobachte, weil sie nicht rechtsext-
rem sei. Man werde erst aktiv, wenn
Rechtsextremisten versuchen, dort
Einfluss zu nehmen, so de Maizière.
Dass es solche Versuche gibt, musste
der Minister einräumen. So versuch-
ten Rechtsextreme, bürgerliche De-
monstrationen zu vereinnahmen.
Zusammen mit Verfassungs-

schutzpräsident Hans-Georg Maaßen
konnte der Minister aber auch einen
großen Erfolg vermelden – und zwar
die Entdeckung der Oldschool So-
ciety (OSS), die zwar teilweise aus
Rechtsextremisten bestand, von der

aber bis heute niemand weiß, ob die
Mitglieder tatsächlich Anschläge ver-
üben wollten. Zweifel daran er-
wachsen auch aus demUmstand, dass
die OSS als Facebook-Gruppe mit
3000 Freunden nicht besonders
konspirativ vorging. Bezeichnend
auch Maaßens Eingeständnis, man
habe die OSS über deren WhatsApp-
Gruppe »aufgeklärt«. Einfacher kann
man es den Ermittlungsbehörden
nicht machen. Eine gute Nachricht
hatte der Bundesinnenminister noch
zu vermelden: Die NPD befinde sich
in einer »starken Krise« und habe »in
allen Bereichen verloren«.
Im Anschluss an die Pressekonfe-

renz startete die Kampagne »Black-
box Verfassungsschutz« der Berliner
Naturfreunde eine Performance, um
auf die Verwicklungen des Inlands-
geheimdienstes in die NSU-Mordse-
rie aufmerksam zu machen. So hat-
ten Landesämter und Bundesamt
»nicht weniger als 37 V-Leute im Um-
feld des untergetauchten Terror-
trios«, heißt es in einem Flugblatt, das
die Naturfreunde vor dem Haus der
Pressekonferenz verteilten. Schließ-
lich holten die mit Trenchcoats und
Schlapphüten verkleideten Aktivis-
ten aus einem mit Ketten gesicherten
Aktenschrank das »dunkele Kapitel«
hervor.Festnahme eines »besorgten Bürgers« in Freital Foto: dpa/Oliver Killig

Insgesamt 990 Gewalt-
taten von Rechten
erfasste die Behörde,
davon hatten 512 einen
»fremdenfeindlichen
Hintergrund«.

Vier Zeilen Hass
Der Thüringer Landtagsabgeordneten Katharina König (LINKE) wird mit dem Tode gedroht

KatharinaKönig istwie ihrVater Lo-
thar König sehr engagiert im Kampf
gegen Nazis. Dafür erhält sie Hass-
Mails und am Montag eine Todes-
drohung per Brief.

Von Sebastian Haak, Erfurt

Am Tag danach kann Katharina Kö-
nig schonwieder lachen. Trotzdem ist
ihr auch anzumerken, dass sie der
Brief mitnimmt, den einer ihrer Mit-
arbeiter am Montag geöffnet hatte.
Die Linksparteiabgeordnete sitzt im
Thüringer Landtag und ist ruppige, ja
oft aggressive Situationen gewöhnt.
Nicht nur politisch-verbale, sondern
auch potenziell physische. Im Land-
tagswahlkampf 2014 war vor einem
der Infostände, mit denen sie im ost-
thüringischen Saalfeld um Stimmen
warb, auf einmal ein völlig schwarz
Vermummter aufgetaucht. Mit einer
Eisenkette in der Hand. Eine Szene,
wie sie aus den 1990er Jahren hätte
stammen können, als im ländlichen
Raum Ostthüringens Neonazis Angst
und Schrecken verbreiteten. Zudem
ist die 37-Jährige regelmäßig auf De-
mos gegen Nazi-Aufmärsche zu fin-

den. So sehr wird sie von Mitgliedern
der rechten Szene gehasst, dass wäh-
rend eines Aufmarschs des Pegida-
Ablegers Sügida in Suhl Anfang 2015
einer der dortigen Redner ihren Na-
men voller Verachtung in den Nacht-
himmel grölte.
Doch dieser Brief ist aus Sicht von

König anders. Er ist mehr. »Das hat ei-
ne neue Qualität«, sagt sie am Diens-
tag. Ihre Stimme klingt fest, doch
macht sie beim Sprechen längere
Pausen als gewohnt. Hass-E-Mails,
sagt König, habe sie schon in der Ver-
gangenheit immer wieder mal erhal-
ten. Immer wieder sei ihr auch darin
mit dem Tod gedroht worden. Die Be-
drohung sei deshalb im Kern eigent-
lich nicht ganz neu. Jemand habe ihr
zum Beispiel mal geschrieben, sie und
ihre Familie gehörten »an die Wand
gestellt«. »Aber eine E-Mail schreibt
man schnellmal, weilmanwegenwas
auch immer Wut und Hass hat«, sagt
König. Das sei so ein bisschen wie ein
Facebook-Kommentar. Sie wolle das
bestimmt nicht entschuldigen. »Aber
ein Brief ...« Pause. »Aber einen Brief
zu schreiben ...« Pause. »Den man
tippt, ausdruckt, faltet, in einen Brief-

umschlag steckt, eine Marke drauf
klebt und dann auch noch zum Brief-
kasten bringt ...« Pause. »Da meint
man das ernster.«
Vier Zeilen sind es, die am Montag

im Saalfelder Wahlkreisbüro von Kö-
nig angekommen waren: »Wir wer-
den dafür sorgen, dass du linke anti-
deutsche Ratte deinen 38. Geburtstag
nicht mehr erleben wirst«, lauten die
ersten zwei Zeilen. Dann folgen wei-
tere Beleidigungen und die Warnung,
dass die Polizei König ohnehin nicht
schützen werde. Der Brief ist offenbar
an einem Computer geschrieben und
dann auf weißes Standardpapier aus-
gedruckt worden.
Nachdem ihr Mitarbeiter sie ange-

rufen und von diesem Schreiben be-
richtet habe, sagt König, sei ihr erster
Gedanke gewesen: »Ach du Scheiße!«
Anschließend habe sie die Polizei und
ihre Landtagsfraktion, dann ihre El-
tern und ihre Familie informiert. »Ich
wollte nicht, dass sie es erst aus der
Zeitung oder dem Radio erfahren. So
was hat ja im persönlichen Umfeld
noch mal eine ganz andere Bedeu-
tung.« Königs Vater – der inzwischen
ebenso bekannte wie umstrittene Je-

naer Jugendpfarrer Lothar König – en-
gagiert sich ebenso wie seine Tochter
seit Jahren gegen Rechtsextremis-
mus. Königs ganze Familie ist sich
deshalb der Gefahr, die von Neonazis
ausgeht, eigentlich ständig bewusst.
Dass hinter der Drohung Neona-

zis stecken, ist für König klar; auch
wenn die Thüringer Polizei die Er-
mittlungen in der Sache gerade erst
begonnen hat. Der Brief sei eindeu-
tig im Sprachgebrauch von Rechts-
extremen verfasst, sagt sie, ehe sie
ganz schnell ein »Nö!« hinterher-
schiebt, um die Frage zu beantwor-
ten, ob solche Drohungen ihre poli-
tische Arbeit beeinflussen werden.
Dann wieder eine Pause. »Ich weiß
nicht, was es mit mir macht.« Pause.
In ihrer Heimatstadt Jena fühle sie
sich zwar noch immer sicher, fahre
dort Fahrrad. In anderen Städten
werde sie aber nachts nicht mehr al-
leine unterwegs sein. Pause. Im Zug
werde sie sich genau überlegen, wo
sie sich hinsetze. All das mache sie
ohnehin schon jetzt. »Aber es wird
einem doch noch mal viel bewuss-
ter«, sagt König. »Ich hoffe nicht, dass
es mit mir mehr macht.«

Der Verfassungsschutz
erkennt zwar einen
deutlichen Anstieg
rechter Gewalttaten.
Die geistigen Wegbe-
reiter von Pegida
findet er aber nicht
beobachtungswürdig.

Pegida wächst
wieder
Die rassistischen Proteste
in Sachsen reißen nicht ab

Von Johannes Richter

In den letzten Monaten ist es ru-
higer um die Pegida-Bewegung in
Dresden geworden. Ungeachtet
dessen veranstaltete Pegida auch
in den letztenWochen ihre seit Ok-
tober 2014 stattfindenden mon-
täglichen »Abendspaziergänge«.
Nachdem zuletzt ein Teilnehmer-
schwund zu verzeichnen war, stieg
am Montag die Anzahl der Zuhö-
rerschaft wieder auf 1500.
Nachdem Pegida mit ihrer Kan-

didatin Tatjana Festerling bei der
Oberbürgermeisterwahl Anfang
Juni in Dresden etwa 21 000 Wäh-
ler gewinnen konnte, wurde am
Montag dazu aufgerufen »Rot-Rot-
Grün zu stoppen«. Tatjana Fester-
ling verzichtete auf eine erneute
Kandidatur bei der Stichwahl am
kommenden Wochenende; Pegida
unterstützt stattdessen Dirk Hil-
bert, den Anwärter des bürgerlich-
konservativen Blocks für die OB-
Wahl in Dresden. Die Bewerberin
des Mitte-Links-Lagers, Eva-Maria
Stange, wurde am Montag auf der
Kundgebung in Dresden als Hexe
dargestellt. Daneben stand ein
Schild mit der Aufschrift: »Keine
Landeerlaubnis für Stange im Rat-
haus.«
Pegida-Chef Lutz Bachmann

möchte in Zukunft »Kräfte bün-
deln« und nur noch alle zwei Wo-
chen in Dresden marschieren. Im
kommenden Monat werde Pegida
gemeinsam mit den sächsischen
»Gida-Ablegern« in Leipzig und
Chemnitz präsent sein und »nach
und nach jede andere Stadt in
Sachsen holen«. Unter »Lügen-
presse«-Rufen kündigte Bach-
mann zudem ein Bürgerbegehren
gegen die GEZ in Sachsen an.
Grund seien überhöhte Gehälter in
den öffentlich-rechtlichen Medien
und ein Missachten des »Neutrali-
tätsgebotes«.
Der Ableger Legida, der vor ei-

nigen Wochen angekündigt hatte,
ins Leipziger Umland zu gehen,
demonstrierte am Montagabend
mit rund 150 Menschen im säch-
sischen Borna. Unter den Teil-
nehmern waren nach Angaben von
Jürgen Kasek (Grüne) auffällig
viele Neonazis, darunter auch Per-
sonen, die vorher in Freital die Si-
tuation eskalieren ließen. Er sprach
bei Twitter von einem »reinen Na-
ziaufmarsch«.
Nachdem es am Sonntagabend

in Freital erstmals seit einer Wo-
che keine Versammlung vor der
Asylunterkunft gab, fanden sich
am Montagabend wieder rund 60
Personen ein. In der Menge, die
Parolen wie »Wir wollen keine
Asylantenschweine« rief, waren
ebenfalls zahlreiche Neonazis. Ein
Augenzeuge berichtete gegenüber
»nd«, dass sich die Versammlung
gegen 22 Uhr aufgelöst habe. Die
Hälfte der Teilnehmer habe sich ins
Wohngebiet verzogen. 20 bis 30
Personen brachen in die Innen-
stadt auf. Sie hätten dabei Parolen
skandiert wie »Frei, sozial und na-
tional« und »Nationaler Sozialis-
mus jetzt, jetzt, jetzt«.
Die in Freital aktive »Bürger-

wehr 360« setzte unterdessen ihre
Einschüchterung gegenüber
Flüchtlingsunterstützern fort und
veröffentlichte Fotos sowie Auto-
kennzeichen auf ihrer Facebook-
Seite.

Die Mär vom
kriminellen
Ausländer
Ein Kriminologe hat das Phäno-
men der »Ausländerkriminali-
tät« untersucht und nicht viel da-
von übrig gelassen.

Von Fabian Köhler

Sie lauern nachts in der U-Bahn,
ziehen in Banden durch die Stadt,
machen unsere Kinder zu Dro-
genabhängigen und neuerdings
müssen sich selbst im beschauli-
chen Freital Bürger vor ihnen
fürchten: Ausländer in Deutsch-
land. Die vermeintliche Gewiss-
heit über die höhere Kriminali-
tätsbereitschaft ausländischer Ju-
gendlicher ist fast allgegenwärtig.
Was am Phänomen der »Auslän-
derkriminalität« tatsächlich dran
ist, wollte nun ein Münsteraner
Kriminalwissenschaftler wissen.
Das Fazit seiner Studie: nicht viel.
Im Auftrag des »Mediendiens-

tes Integration« hat Christian
Walburg von der Uni Münster da-
zu Kriminalitätsstatistiken, Stu-
dien und Umfragen ausgewertet.
Die Ergebnisse seiner Studie über
»Migration und Jugenddelin-
quenz«, die am Mittwoch veröf-
fentlicht werden sollen, zeichnen
ein überraschend positives Bild.
So haben gewalttätige Delikte un-
ter jungen Ausländern in Deutsch-
land in den letzten Jahren stark
abgenommen. Zählte Walburg in
den Polizeistatistiken für das Jahr
2005 noch 10 406 tatverdächtige
ausländische Jugendliche, waren
es im Jahr 2013 nur noch 5837.
Zwar ist ein Teil dieses Rück-
gangs auf den demografischen
Wandel zurückzuführen, doch
selbst wenn man diesen heraus-
rechnet, bleibt ein Rückgang von
über einem Drittel.
Und noch ein anderes Klischee

entkräften die Polizeistatistiken:
Ausländische Jugendliche neigen
nicht häufiger zur Kriminalität als
ihre deutschen Altersgenossen.
Zum selben Ergebnis kommen, so
Walburg, auch eine Reihe von re-
präsentativen Umfragen. Sein Fa-
zit: In Fällen von Kleinkriminalität
wie Diebstahl oder Sachbeschädi-
gung gibt es kaum Unterschiede
zwischen den beiden Gruppen. Le-
diglich bei Intensivtätern konnte er
einen signifikanten Unterschied
feststellen. Jugendliche mit türki-
schem oder jugoslawischem Mig-
rationshintergrund führen hier
deutlich die Statistik an.
Dennoch weist Walburg darauf

hin, dass auch ein Zusammenhang
zwischen Ethnie und Gewaltbe-
reitschaft nicht pauschal nachge-
wiesen werden kann. Gleiches gilt
auch für die Religionszugehörig-
keit. Auch junge Muslime neigten
nicht zu vermehrter Gewaltaus-
übung. Stattdessen ist der Haupt-
faktor für Kriminalität unter Ju-
gendlichen: Bildung. Wem Bil-
dungschancen verwehrt bleiben,
der schlägt schneller zu – egal ob
Deutscher oder Ausländer.
Und woher kommen dann die

Klischees? Walburg nennt eine
ganze Reihe von Erklärungsan-
sätzen: Die mediale Vorliebe für
skandalträchtige Einzelfälle. Die
falsche Zuordnung grenzüber-
schreitender Kriminalität. Strafta-
ten, die von Ausländern allein des-
halb häufiger begangen werden,
weil es sie für Deutsche nicht gibt,
wie zum Beispiel der Verstoß ge-
gen Aufenthaltsvorschriften. Aber
auch die Vorurteile selbst machen
Ausländer eher zu Kriminellen:
Walburg schreibt: »Auf Opferbe-
fragungen beruhende Analysen
zeigen mittlerweile recht einhel-
lig, dass die Entscheidung über ei-
ne Strafanzeige in beträchtlichem
Maße auch durch die Zuordnung
des Täters zu einer als fremdeth-
nisch definierten Gruppe be-
stimmt wird.« Oder um zum Kli-
schee zurückzukommen: Wer ei-
nem nachts in der U-Bahn-Station
auflauert, entscheidet sich nicht
nachHerkunft.Wer danach bei der
Polizei landet, schon eher.
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NACHRICHTEN

Dokumentationspflicht
bei Mindestlohn gelockert
Berlin. Ein halbes Jahr nach Ein-
führung des Mindestlohns lockert
Bundesarbeitsministerin Andrea
Nahles (SPD) Dokumentations-
pflichten. Bei Arbeitsverhältnissen
mit längerem Bestand müssen Ar-
beitgeber künftig die Arbeitszeit
nicht mehr aufzeichnen, wenn der
regelmäßige Lohn 2000 Euro brut-
to übersteigt und die vergangenen
zwölf Monate auch tatsächlich be-
zahlt wurde. Das kündigte Nahles
am Dienstag in Berlin an. Kom-
plett entfalle die Gehaltsschwelle
von 2958 Euro aber nicht, bis zu
der in neun Schwarzarbeit-anfäl-
ligen Branchen die Arbeitszeit auf-
zuzeichnen sei. Wichtig sei dies et-
wa bei Saisonarbeitern mit vielen
Überstunden. Die Unionsfraktion
hatte eine Herabsetzung auf 1900
Euro verlangt. dpa/nd

Postler bleiben zur
neuen Tarifrunde hart
Bonn. Die neue Tarifrunde bei der
Post nach mehr als dreiwöchigem
Streik findet am Freitag und
Samstag in Bad Neuenahr (Rhein-
land-Pfalz) statt. Das teilte die Ge-
werkschaft ver.di amDienstagmit.
Dabei erwarte sie Kompromiss-
bereitschaft von der Post, sagte die
Verhandlungsführerin, Andrea
Kocsis. Sie wiederholte, dass die
Ausstände ungeachtet der Ge-
spräche weitergingen. Am Diens-
tag hätten mehr als 32 000 Be-
schäftigte die Arbeit niedergelegt.
Ver.di will erreichen, dass die neu
gegründeten Regionalgesell-
schaften für rund 6000 Beschäf-
tigte im Paketdienst mit geringe-
ren Löhnen in den Post-Haustarif
eingegliedert werden. dpa/nd

Bayern lagert Atommüll
ab 2018 in NRW
München. Bayern wird ab 2018
Atommüll in Nordrhein-Westfalen
lagern. Das geht aus einer Ant-
wort des Wissenschaftsministeri-
ums auf eine Anfrage der Freien
Wähler (FW) hervor. Von 2018 bis
2036 wird es demnach 17 Castor-
transporte vom Garchinger For-
schungsreaktor FRM II ins Zwi-
schenlager Ahaus geben. Pro
Transport sollen fünf abgebrannte
Brennelemente transportiert wer-
den. Das teilte der FW-Abgeord-
nete BennoZierer amDienstagmit.
Das Thema ist brisant, weil sich die
Staatsregierung derzeit weigert,
Atommüll zurückzunehmen. Die
Bundesregierung will Castoren aus
Frankreich und England nach
Deutschland zurückbringen und
auf vier Bundesländer verteilen
lassen. dpa/nd

Miersch Sprecher der
SPD-Linken im Bundestag
Berlin. Mit 100 Prozent Zustim-
mung ist der niedersächsische Ab-
geordnete Matthias Miersch zum
neuen Sprecher der Parlamenta-
rischen Linken in der SPD-Bun-
destagsfraktion gewählt worden.
Der Jurist ist Nachfolger von Cars-
ten Sieling, der Bürgermeister von
Bremen wird. dpa/nd

Bayern will Streikrecht schleifen
Zwangsschlichtung und Notdienstvereinbarungen – die CSU greift tief in die Mottenkiste
Bayern will das Streikrecht für gro-
ße Teile des öffentlichen Sektors
einschränken. Eine entsprechende
Initiative ist in den Bundesrat ein-
gebracht worden.

Von Marian Krüger

Für die Beschäftigten in öffentlichen
Einrichtungen und in Betrieben der
Daseinsvorsorge soll das Streikrecht
in zwei Punkten eingeschränkt wer-
den. Es darf nur noch gestreikt wer-
den, wenn »die Tarifparteien vor ei-
nem Tarifkonflikt eine Notdienstver-
einbarung treffen und einen konkre-
ten Streikfahrplan vorlegen«. Au-
ßerdem soll es vor jedem Streik »ob-
ligatorische Schlichtungen« zwischen
den Vertretern der Arbeitgeber- und
der Arbeitnehmerseite geben.
Damit schlägt Bayern gravierende

Eingriffe in die Koalitionsfreiheit und
damit in Grundgesetz Artikel 9 vor.
Zum einen, weil die Schlichtung bis-
lang nur auf freiwilliger Basis mög-

lich ist und nun per Gesetz verord-
net werden soll. Zum anderen, weil
über die Notdienstvereinbarung die
Arbeitgeberseite einen Hebel in die
Hand bekommt, Streiks zu verzö-
gern oder zu blockieren. Mit dem im
Mai vom Bundestag verabschiedeten
Tarifeinheitsgesetz hat die Koalition
bereits ein Instrument zur Knebe-
lung der kleineren Spartengewerk-
schaften wie der GDL geschaffen.
Von den neuen Regelungen wären
dagegen einige Millionen Arbeit-
nehmer, nicht nur im öffentlichen
Dienst, sondern auch in kommuna-
len Betrieben, Krankenhäusern, der
Energie – und Wasserversorgung,
sowie im Telekommunikations-,
Verkehrs- und Postbereich betroffen.
Die Christsozialen greifen hier of-

fenbar eine abgelegte Rechtsform aus
der Weimarer Republik auf: Die
Zwangsschlichtung. So forderte der
Generalsekretär des Wirtschaftsrates
der CDU e.V., Wolfgang Steiger, im
Mai, »das Streikrecht für Bereiche der
öffentlichen Daseinsvorsorge zu re-
formieren und verpflichtende
Schlichtungen einzuführen«. Da das
Tarifeinheitsgesetz aus dem Hause
von Arbeitsministerin Andrea Nahles
(SPD) dem Wirtschaftsrat nicht weit
genug geht, müsse es künftig auch
»Zwangsschlichtungen« geben.
Dass dieser Vorstoß nun über den

Bundesrat erfolgt, hat einen bezeich-
nenden Hintergrund. Der Wirt-
schaftsrat konnte sich in der CDU-

Fraktion und in der schwarz-roten Ko-
alition damit nicht durchsetzen. Da-
gegen hat die CSU dieses Anliegen aus
der größeren Schwesterpartei flink
aufgegriffen. Weniger, weil sie sich
Chancen ausrechnet, damit in der
Länderkammer durchzukommen,
sondern um sich dadurch als die här-
tere Interessenvertreterin der Arbeit-
geberseite zu profilieren.
Für den DGB ist das »plumpe Lob-

bypolitik für Konzerne«, die CSU ver-
kaufe »dafür die Freiheit und die In-
teressen der Beschäftigten«, so Bay-
erns DGB-Chef Matthias Jena. »Erst

privatisiert der Staat wichtige Be-
reiche derDaseinsvorsorge, dannwill
die Post über 10 000 Beschäftigte aus
dem Tarifvertrag drängen, und jetzt
will die Bayerische Staatsregierung
diesen Beschäftigten auch noch das
Recht zur Gegenwehr drastisch ein-
schränken.«
Und darum geht es. Denn in den

letzten Jahren fanden die größten
Streiks im Bereich der öffentlichen
Daseinsvorsorge statt. Die Bezah-
lung in vielen Bereichen des öffent-
lichen Dienstes hinkt der Lohnent-
wicklung in anderen Branchen hin-

terher. Dagegen können die Ge-
werkschaften des öffentlichen
Dienstes nur ihren vergleichsweise
hohen Organisationsgrad in die
Waagschale werfen. Mit den »Not-
dienstvereinbarungen« würde de
facto ein Zwei-Klassen-Streikrecht in
Deutschland geschaffen werden, da
die großen Dienstleistungsgewerk-
schaften wie ver.di nicht mehr
selbstständig, sondern nur mit
freundlicher Genehmigung der Ar-
beitgeberseite, über den Umfang der
Arbeitskampfmaßnahmen entschei-
den könnten. Kommentar Seite 4

Streiks wären den
Gewerkschaften nur
noch mit freundlicher
Genehmigung der
Arbeitgeberseite
möglich. Was droht,
ist ein Zwei-Klassen-
Streikrecht.

Horst Seehofer markiert mal wieder den starken Mann. Foto: dpa/Daniel Karmann

Ostländer drohen mit Klage
Keine Einigung bei der Neuregelung der Bund-Länder-Finanzbeziehungen

Auch nach Ende des Solidarpakts
2019 werden die ostdeutschen Län-
der über nur die Hälfte der Steu-
erkraft des Bundesdurchschnitts
verfügen. Wie es dann weitergeht,
darüber wird jetzt verhandelt.

Berlin. Die ostdeutschen Länder
wollen angemessen am Gesamter-
folg der Bundesrepublik beteiligt
werden. Deshalb würden sie bei der
Neuordnung der Bund-Länder-Fi-
nanzen keine gravierenden Abstri-
che hinnehmen, sagte Brandenburgs
Regierungschef Dietmar Woidke
(SPD) nach einer Konferenz der Mi-
nisterpräsidenten der sechs Ostlän-
der in Berlin, die am Montagabend
endete. »Wir als Ostländer werden
keiner Lösung zustimmen, die den
heutigen Zustand deutlich ver-
schlechtert«, sagte Woidke, der mo-
mentan den Vorsitz der Ost-Minis-
terpräsidentenkonferenz inne hat.
Da sprächen alle sechs Länder mit ei-
ner Stimme.

Dazu gehöre auch, dass ein Weg-
fall des sogenannten Umsatzsteuer-
vorwegausgleichs »für die ostdeut-
schen Länder nicht tolerabel ist«, be-
tonte Woidke. Dieser sei ursprüng-
lich eingeführt worden, um die Ost-
länder überhaupt in den Länderfi-
nanzausgleich einbeziehen zu kön-
nen. Dieser könne jetzt nicht einfach
wegfallen. Dafür bräuchten die Ost-
länder einen angemessenen struktu-
rellen Ausgleich, betonte Woidke.
Nach Angaben von Thüringens Mi-

nisterpräsident Bodo Ramelow (LIN-
KE) würde das die Ostländer 8,0 Mil-
liarden Euro kosten. Thüringen kön-
ne sich eine Klage in Karlsruhe vor-
stellen, wenn am Ende nicht eine aus-
kömmliche Finanzierung aller 16
Bundesländer herauskomme. Auch
Mecklenburg-Vorpommerns Minis-
terpräsident Erwin Sellering (SPD) ist
einer Klage nicht abgeneigt.
Eine Sonderkonferenz mit den Re-

gierungschefs aller Bundesländer ist
nach dpa-Informationen für Freitag

kommenderWoche angesetzt. Bei der
vergangenen Runde Mitte Juni hat-
ten sich die Ministerpräsidenten nicht
auf eine gemeinsame Linie für die
künftige Verteilung der Steuerein-
nahmen verständigt.
»Der Solidaritätszuschlag beträgt

derzeit 14 Milliarden Euro, die von
den Bürgern eingesammelt werden.
Die steckt sich der Bund ganz allein
ein«, kritisierte Ramelow. Deshalb
seien 8,5 Milliarden Euro, die Bun-
desfinanzminister Wolfgang Schäuble
(CDU) den Ländern als Ausgleich an-
geboten habe, viel zu wenig. »14 Mil-
liarden Euro als Volumen müssen
bleiben«, forderte Ramelow. Diese
sollten nach 2020 nicht mehr nach Ost
und West, sondern in die struktur-
schwachen Regionen verteilt werden.
Angesichts der derzeit festgefah-

renen Situation rechnet Woidke nicht
mit einer schnellen Lösung. Auf Basis
der jetzt vorliegenden Vorschläge
werde es voraussichtlich keine Lö-
sung geben. dpa/nd

Rüstungsversprechen
auf NATO-Festakt
Von der Leyen bekannte sich zum Zwei-Prozent-Ziel

Berlin. Seit 60 Jahren gehört
Deutschland der NATO an. Auf ei-
nem Festakt am Dienstag in Berlin
zu diesem Anlass bekannten sich
Verteidigungsministerin Ursula von
der Leyen (CDU) wie auch Außen-
minister Frank-Walter Steinmeier
(SPD) zu den offensiven Zielen des
Bündnisses, indem sie die geplante
Erhöhung der Rüstungsausgaben
auf zwei Prozent des Bruttoin-
landsprodukts (BIP) begründeten.
»Sicherheit braucht Investitionen«,
so Ministerin von der Leyen. Der-
zeit gibt Deutschland 1,2 Prozent
des Bruttoinlandsprodukts für Ver-
teidigung aus.
Steinmeier machte die Zustim-

mung der Sozialdemokraten zu hö-
heren Verteidigungsausgaben
ebenfalls deutlich: »Von uns Euro-
päernwirdmehr erwartet«, sagte er.
Allerdings seien die Mittel in Zeiten

der Haushaltskonsolidierung be-
grenzt. Bis 2019 sollen die Vertei-
digungsausgaben von 33 auf 35
Milliarden Euro im Jahr erhöht
werden, doch werden die ange-
peilten zwei Prozent damit immer
noch nicht erreicht. Legt man das
BIP des vergangenen Jahres zu-
grunde, müsste Deutschland 58
Milliarden Euro ausgeben.
NATO-Generalsekretär Jens

Stoltenberg begründete die Not-
wendigkeit zusätzlicher Ausgaben
mit dem Verhalten Russlands in der
Ukraine-Krise und der Bedrohung
durch den Islamischen Staat. »Wir
werden uns nicht in einen Rüs-
tungswettlauf hineinziehen las-
sen«, sagte er zugleich. Fünf der 28
NATO-Staaten erreichen derzeit das
Zwei-Prozent-Ziel: die USA, Groß-
britannien, Griechenland, Polen
und Estland. dpa/nd

Bis Mitte Juli
wird geflogen
UFO und die Lufthansa
wollen verhandeln

Von Jörg Meyer

Die Fluggesellschaft Lufthansa
und die Unabhängige Flugbeglei-
ter Organisation (UFO) wollen
wieder verhandeln, Streiks sind
bis Mitte Juli nicht zu erwarten.
Das Unternehmen sei in allen drei
wesentlichen Streitpunkten auf
die Kabinengewerkschaft zuge-
gangen, sagte UFO-Chef Nicoley
Baublies gegenüber »nd«.
Der Tarifkonflikt zwischen

Lufthansa und UFO dreht sich um
die Altersvorsorge für das Kabi-
nenpersonal. Einen entspre-
chenden Ende 2013 ausgelaufe-
nen Tarifvertrag wollte der Kon-
zern nicht neu auflegen und be-
stritt überdies die Nachwirkung.
Laut Tarifvertragsgesetz gelten
die Normen eines Tarifvertrages
weiter, bis ein neuer Vertrag in
Kraft ist, damit für Beschäftigte
keine »tariffreie« Situation ent-
steht.
UFO hatte mit einem Streik des

Kabinenpersonals von diesem
Mittwoch an bis in den Septem-
ber hinein gedroht, sollte sich die
Lufthansa nicht bewegen. Eine
Schlichtung war am 20. Juni er-
gebnislos zu Ende gegangen. In
der Nacht zu Dienstag habe sich
das Unternehmen dann doch be-
wegt: Die Nachwirkung gilt, über-
dies will die Lufthansa einen Zwi-
schenstand vom September 2014
anerkennen. Und drittens sagte
die Lufthansa zu, zusammen mit
UFO bis Mitte Juli einen Work-
shop zum weiteren Konzernum-
bau abzuhalten.
In den wieder anlaufenden Ta-

rifverhandlungen könne Vertrau-
en wieder aufgebaut werden, das
in den letzten Monaten verloren
gegangen sei, sagte Baublies.
Das nun vorliegende Angebot

derUnternehmensseite reiche aus,
umwieder zu verhandeln, sei aber
»auf gar keinen Fall« ausrei-
chend, um zum Abschluss zu
kommen, sagte der Gewerkschaf-
ter in einer im Internet verbreite-
ten Stellungnahme nach dem ent-
scheidenden Gespräch mit Luft-
hansa-Chef Carsten Spohr in der
Nacht zu Dienstag.
Bei der Lufthansa laufen der-

zeit Tarifverhandlungen mit meh-
reren Beschäftigtengruppen. Bei
allen ist die sogenannte Über-
gangsversorgung ein großer
Streitpunkt. Die Pilotengewerk-
schaft Vereinigung Cockpit hatte
mehrfach für ihre Forderung nach
einem neuen Tarifvertrag Über-
gangsversorgung zum Streik auf-
gerufen.
Im Rahmen des Sparpro-

gramms »Score« hatte die Luft-
hansa zum Ende 2013 alle lau-
fenden Versorgungstarifverträge
gekündigt. Davon betroffen wa-
ren Beschäftigte im Cockpit, in der
Kabine und am Boden.

ANZEIGE
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Unauffällig
geht die
Ukraine pleite
Finanzministerin stimmt auf
Zahlungsunfähigkeit ein

Von Klaus Joachim Herrmann

Das (Staats-)Bankgeheimnis ist
für Natalja Jaresko ganz im Sinne
ihres Berufsstandes von besonde-
rem Wert. So will die ukrainische
Finanzministerin mit dem Son-
derkomitee von Kreditgebern
zwar ohne Vorbedingungen, aber
doch erst nach Abschluss einer
Vereinbarung über Vertraulich-
keit sprechen.
Die Gläubiger verweigerten

sich der Aufforderung seit bereits
drei Monaten und würden arg-
wöhnen, unterstellt das Ministe-
rium laut Interfax-Ukraina, dass
sich eine solche Zurückhaltung
negativ auf ihre Geschäfte aus-
wirken könnte. Dabei gehe es na-
mentlich um ihre Forderung, au-
ßenwirtschaftliche Schulden der
Ukraine in Höhe von acht Milli-
arden Dollar aus den Reserven der
Nationalbank zu begleichen. Dies
aber habe der Internationale
Währungsfonds »entschieden«
abgelehnt, erinnert Ministerin Ja-
resko. Die von ihr geforderte
»schnellstmögliche« Umstruktu-
rierung der ukrainischen Schul-
den bleibt schwierig.
Unter der Beschwörung an-

schwellendenKriegslärmes in dem
ostukrainischen Krisengebiet und
im Schatten der griechischen Eu-
rotragödie geht die Ukraine un-
auffällig pleite. So begann das ge-
schundene Land diese Woche mit
dem tröstlichen Hinweis der ein-
gebürgerten amerikanisch-ukrai-
nischen Investmentbankerin im
Range der Finanzministerin, »das
Wort Pleite nicht zu fürchten«. Im
Fernsehkanal TCN, an dem der
US-Konzern Time Warner und der
ukrainische Oligarch Igor Kolo-
moiski Anteile halten, versicherte
sie, dass eine »mögliche techni-
sche Zahlungsunfähigkeit« nicht
das Bankensystem des Landes, die
finanzielle Lage und die Erspar-
nisse der Bürger beeinflussen
werde. Man solle die Menschen
nicht ängstigen.
Den Ausfall fälliger Zahlungen

an Gläubiger, einen »technischen
Default« und damit Bankrott,
schloss sie freilich nicht aus. Das
Land könne Zahlungen »im Inte-
resse der ukrainischen Wirtschaft
zeitweilig aussetzen«. Dazu hatte
das Parlament in Kiew unter
höchst besorgter Anteilnahme von
Gläubigern erst im Mai ein Gesetz
verabschiedet, das die Regierung
vor Klagen schützen soll.
Die Wirtschaftsexperten der

Goldman Sachs Group rechnen ab
Mitte Juli mit dem ukrainischen
Staatsbankrott, weil der Schul-
dendienst mangels Masse ausge-
setzt werden müsse und Um-
schuldung nicht in Sicht ist. Die
Gesamtschulden des Landes wer-
den mit rund 70 Milliarden Dollar
beziffert, von denen 22 Milliar-
den Dollar von privaten Kredit-
gebern umgeschichtet werden
sollen. Dabei sind aber eine Zins-
kürzung oder gar ein Schulden-
schnitt nicht in deren Sinne.
Die Hacker von »CyberBerkut«,

eine Art elektronischer Arm der
beim Maidan-Umsturz vertriebe-
nen gleichnamigen ukrainischen
Polizei-Sondertruppe, hatten im
Mai unter Hinweis auf Doku-
mente aus dem Finanzministeri-
um ebenfalls den finanziellen Zu-
sammenbruch vorausgesagt. Rus-
sische Medien zitierten: »Die
Staatsfinanzen sind schon ban-
krott. Als nächste gehen kom-
merzielle Unternehmen und ein-
fache Bürger pleite.«
Boris Kolesnikow, von der

Fraktion »Oppositionsblock« als
Premierminister einer Gegenre-
gierung eingesetzt, nannte den
Bankrott unausweichlich, »wenn
die Ukraine nicht den Donbass zu-
rückführt und die Industrie wie-
der in Gang setzt«. Die Zahlungs-
unfähigkeit betreffe in größerem
Maße juristische Personen. Doch
wenn Unternehmer wegen feh-
lender Kredite ihre Betriebe
schließen müssten, berühre das
jeden Ukrainer – genau so wie das
Anwerfen der Notenpresse.

Mit Moskau nicht gut Kirschen essen
Große Mehrheit der Russen billigt eigene Sanktionen als Antwort für den Westen
Der Westen wolle ihr Land ernied-
rigen, meinen zwei Drittel der Rus-
sen. Sie stehen zu ihrem Präsiden-
ten und billigen seine Politik.

Von Irina Wolkowa, Moskau

Augen zu und durch. So in etwa
könnte man die Ergebnisse von Um-
fragen zusammenfassen, die das Le-
wada-Zentrum, derzeit Russland ein-
ziges unabhängiges Meinungsfor-
schungsinstitut Ende Juni durch-
führte. Kurz zuvor hatte Europa die
wegen der Ukraine-Krise gegen Russ-
land verhängten Sanktionen verlän-
gert. Regierungschef Dmitri Medwe-
dew antwortete daraufhin wie ange-
kündigt »adäquat« und verkündete
den gleichen Umgang mit dem Mos-
kauer Embargo für EU-Lebensmittel.
66 Prozent der Russen hat er dabei
auf seiner Seite. Das sind nur sechs
Prozentweniger als im Sommer 2014,
als der Austausch derartiger Un-
freundlichkeiten begann.
Mit den Sanktionen, glauben zwei

Drittel der Befragten, wolle der Wes-
ten Russland erniedrigen. 21 Prozent
vermuten als Motiv den Versuch, das
geopolitische Gleichgewicht wieder-
herzustellen, das durch den An-
schluss der Krim an Russland gestört
sei. Die Entwicklungen auf der
Schwarzmeerhalbinsel verfolgen 54
Prozent »aufmerksam« oder »sehr
aufmerksam«, den Beitritt selbst bil-
ligen 87 Prozent. Die Soziologen fra-
gen danach seit Juni 2014 regelmä-
ßig, die Werte haben sich seither
kaum verschoben.
Von zwölf auf 49 Zähler stieg da-

gegen im gleichen Zeitraum die An-
zahl derer, die eine Unabhängigkeit
der Ostukraine befürworten. Der An-

teil jener, die sich deren Beitritt zur
Russischen Föderation wünschen,
sank dagegen von 48 auf 19 Prozent.
Knapp die Hälfte – 49 Prozent der

Befragten – gaben zu Protokoll, sie
und ihre Familien hätten wegen der
Sanktionen »keine ernstlichen Prob-
leme«. Auch das deckt sich mit frü-
heren Erhebungen. Weitere 13 Pro-
zent haben »überhaupt keine Prob-
leme«. Im Herbst waren es noch 35
Prozent. 53 Prozent erwarten auch in
Zukunft keine oder nur unwesentli-
che Schwierigkeiten.
70 Prozent wollen, dass Kreml und

Regierung ihre Politik fortsetzen, nur
jeder fünfte wäre für einen Kompro-
miss. Dabei wird Europa zunehmend
als möglicher Kriegsgegner wahrge-
nommen. 23 Prozent sehen das der-
zeit so. 2006 waren es ganze acht.
Glaubten damals zwölf Prozent der
Befragten, Europa nehme Russland
als möglichen Gegner bei einem be-
waffneten Konflikt wahr, sind es jetzt
30 Prozent.
Weitere 27 Prozent glauben, Eu-

ropa halte Russland für »unterent-
wickelt, unberechenbar und aggres-
siv«. Vor zehn Jahren waren es nur
17 Prozent. Das, so Lewada- Vizedi-
rektor Alexei Grashdankin, habe auch
mit der Veränderung der Rhetorik
westlicher Politiker zu tun, Die Rus-
sen würden schärfere Töne gegen-
über ihrem Präsidenten Wladimir Pu-
tin als Missachtung des Landes in-
terpretieren, das er repräsentiert.
Der kremlkritische Politikwissen-

schaftler Dmitri Oreschkin befürch-
tete angesichts der Umfrage einen
Rückfall in den Wertekanon der Sow-
jetära, als sich Bürger mit der Größe
ihres Staates über die eigene Nich-
tigkeit hinweg getröstet hätten.
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Aktivisten: IS-Kämpfer
enthaupteten in Syrien
erstmals zwei Frauen
Beirut. Die Dschihadistenmiliz Is-
lamischer Staat (IS) hat nach An-
gaben von Aktivisten in Syrien
erstmals zwei Frauen enthauptet.
Den Opfern sei »Hexerei« vorge-
worfen worden, woraufhin die
Frauen und ihre Ehemänner am
Sonntag und Montag in der Pro-
vinz Deir Essor getötet worden
seien, teilte die Syrische Beob-
achtungsstelle für Menschen-
rechte am Dienstag mit. Es sei das
erste Mal, dass die Beobach-
tungsstelle Kenntnis davon er-
halten habe, dass IS-Kämpfer
Frauen enthauptet hätten. AFP/nd

Mindestens 28 Tote bei
IS-Anschlag in Jemen
Sanaa. Bei einem Anschlag der
Dschihadistenmiliz Islamischer
Staat (IS) sind am Montagabend
in Jemens Hauptstadt Sanaa min-
destens 28 Menschen getötet wor-
den. Das Attentat mit einer Auto-
bombe habe dem Wohnhaus von
zwei Anführern der schiitischen
Huthi-Rebellen gegolten, verlau-
tete aus Sicherheitskreisen. In dem
Haus von Faisal und Hamid
Dschajasch seien zu dem Zeit-
punkt viele Menschen zu einer
Trauerfeier für einen Verwandten
versammelt gewesen. AFP/nd

Sisi will Gesetze gegen
Extremisten verschärfen
Kairo. Nach der Ermordung von
Ägyptens Generalstaatsanwalt hat
Präsident Abdel Fattah al-Sisi ei-
ne Verschärfung der Gesetze ge-
gen Extremisten angekündigt.
»Der Arm der Justiz ist durch das
Gesetz gebunden. Wir werden das
Gesetz ändern, um das Recht so
schnell wie möglich anwenden zu
können«, sagte Sisi im Fernsehen
am Dienstag. Der Präsident zeigte
sich umgeben von Angehörigen
von Hischam Barakat, der am
Montag bei einem Bombenan-
schlag in einem Vorort von Kairo
getötet worden war. Barakat war
der höchste Regierungsvertreter,
der seit dem Sturz des islamisti-
schen Präsidenten Mohammed
Mursi vor zwei Jahren bei einem
Anschlag getötet wurde. AFP/nd

Tote und Verletzte bei
Attacken in Afghanistan
Kabul. Bei Anschlägen in Afgha-
nistan sind vier Menschen getötet
und weitere mehr als 70 verletzt
worden. In der Hauptstadt Kabul
riss am Dienstag ein Selbstmord-
attentäter der Taliban einen Men-
schen mit in den Tod. 21 weitere
seien verletzt worden, sagte Poli-
zeisprecher Ebdullah Karimi.
Demnach galt der Anschlag in der
Nähe der US-Botschaft einem
Konvoi ausländischer Truppen. In
der südafghanischen Stadt Lasch-
kar Gah riss ein Selbstmordatten-
täter mindestens zwei Menschen
mit in den Tod und verletzte 51
weitere. Der Sprecher der Provinz
Helmand sagte, die meisten Opfer
seien Frauen und Kinder. dpa/nd

Bestechungsvorwurf:
Berlusconi droht Prozess
Mailand. Italiens Ex-Regierungs-
chef Silvio Berlusconi droht in der
Affäre um »Bunga-Bunga«-Partys
in seiner Villa ein weiterer Pro-
zess. Die Staatsanwaltschaft sei
nach Abschluss ihrer Ermittlun-
gen überzeugt, dass der 78-Jäh-
rige mehrere Frauen für Aussagen
zu seinen Gunsten bestochen ha-
ben soll, berichtete die Nachrich-
tenagentur Ansa am Dienstag un-
ter Berufung auf die Staatsan-
waltschaft in Mailand. Es wird
erwartet, dass sie die Eröffnung
eines Verfahrens beantragt. Ber-
lusconi und den Frauen, darunter
die Marokkanerin Karima El Mah-
roug, genannt »Ruby«, werden
Korruption und Falschaussagen
vorgeworfen. Der Staatsanwalt-
schaft zufolge soll Berlusconi den
jungen Frauen im Gegenzug für
ihr Schweigen oder ihre Falsch-
aussagen zu den Geschehnissen in
seiner Villa über 10 Millionen Eu-
ro gezahlt haben. dpa/nd

Lecker, lecker: Äpfel und Kirschen aus Brandenburg – zurzeit aber nicht in Russland absetzbar Fotos: dpa/Ralf Hirschberger, ZB/Patrick Pleul

Abschiebungen nach
Stopp der Gaza-Flotte
Knesset-Abgeordneter sieht Aufmerksamkeitserfolg

Die neue Gaza-Hilfsflotte wurde
zwar von israelischer Marine auf-
gebracht, rückte aber die Palästi-
nenser in den Fokus der Medien.

Von Jonah Mandel, Aschdod

Israel hat am Dienstag den tunesi-
schen Ex-Präsidenten Moncef Mar-
zouki und die spanische Europapoli-
tikerin Ana Miranda Paz abgescho-
ben, die sich an der Gaza-Hilfsflotte
beteiligt hatten. Auch 14 weitere aus-
ländische Teilnehmer sollen kurz-
fristig ausgewiesen werden, wie eine
Sprecherin der Einwanderungsbe-
hörde mitteilte.
Die israelische Marine hatte die

»Freiheits-Flotilla III« am Montag
kurz vor Erreichen der Gewässer des
Gaza-Streifens gestoppt und das
schwedische Schiff »Marianne von
Göteborg« nach Israel gebracht; die
übrigen Schiffe der Hilfsflotte dreh-
ten wieder ab. Die Aktivisten wollten
die israelische Seeblockade des Ga-
za-Streifens durchbrechen und »auf
die Verletzung der Rechte von 1,8
Millionen Palästinensern im größten
Freiluftgefängnis der Welt aufmerk-
sam machen«. Die beschlagnahmte
»Marianne« liegt nun im südisraeli-
schen Hafen Aschdod. Außer den 16
Ausländern aus acht Ländern befan-
den sich zwei Israelis an Bord. Der

arabisch-israelische Parlamentsab-
geordnete Bassel Ghattas und ein Re-
porter des israelischen Privatfernse-
hens wurden in Aschdod nach einem
Polizeiverhör freigelassen.
Ghattas soll sich allerdings in den

kommenden Tagen vor der Ethik-
Kommission der Knesset für seine
Teilnahme verantworten. Er be-
zeichnete das Vorgehen der Kriegs-
marine gegen das schwedische Schiff
als »illegal«, zumal dies in internati-
onalen Gewässern passierte. »Letzt-
lich hat die Freiheitsflottille aber ihr
Hauptziel erreicht, die lokale und in-
ternationale Aufmerksamkeit auf die
humanitäre Krise im Gaza-Streifen zu
lenken, die ein Ergebnis der Ab-
schottung durch Israel ist«, sagte er
nach Freilassung vor der Presse.
Der neue Versuch, die Blockade zu

durchbrechen, fiel zeitlich zusam-
men mit einem kritischen UN-Report
zum Gaza-Krieg im vergangenen
Sommer. Der Bericht, der zahlreiche
Hinweise auf mögliche Kriegsver-
brechen sowohl der israelischen
Streitkräfte als auch von Palästinen-
sergruppen enthält, wurde am Mon-
tag in Genf im Plenum des UNO-Men-
schenrechtsrates diskutiert, wobei Is-
rael fernblieb. Der Wiederaufbau von
18 000 in diesem Krieg zerstörten
Wohnhäusern ist erst in den vergan-
genen Tagen angelaufen. AFP

NSA praktiziert dreiste
Wirtschaftsspionage
Französische Unternehmen umfassend ausgeforscht

Neue Enthüllungen zur NSA-Spi-
onage in Frankreich: Wichtige
Wirtschaftsunternehmen waren
im Visier des Geheimdienstes.

Von Christine Pöhlmann, Paris

Der US-Geheimdienst NSA hat
jüngsten Enthüllungen zufolge
nicht nur die französischen Präsi-
denten abgehört, sondern auch die
französische Wirtschaft praktisch
flächendeckend ausspioniert. Ge-
spräche von Wirtschaftsministern
seien angezapft und Unternehmen
ausgeforscht worden, darunter alle
großen französischen Konzerne von
Peugeot bis hin zur Bank BNP Pa-
ribas, berichtete die Internet-Ent-
hüllungsplattform Wikileaks am
Dienstag. Die NSA hatte laut Wiki-
leaks direkt den Auftrag, alle Ver-
handlungen und Verträge franzö-
sischer Firmen mit einem Umfang
von mehr als 200 Millionen Dollar
auszuforschen.
Die Spionage lief demnach ab

2002 und dauerte über zehn Jahre
an. Manche Informationen seien
auch an die besonders engen US-
Partner Großbritannien, Australien,
Kanada und Neuseeland weiterge-
geben worden.
»Noch nie gab es einen solch kla-

ren Beweis für massive Wirt-

schaftsspionage in Frankreich, die
auf höchster Ebene des amerikani-
schen Staates organisiert wurde«,
schrieb dazu die französische Zei-
tung »Libération«, die zusammen
mit dem Internetdienst Médiapart
am Montagabend über die neuen
Dokumente berichtet hatte.
Den Wikileaks-Dokumenten zu-

folge interessierte sich der US-Ge-
heimdienst insbesondere für »Pro-
jekte mit Verbindungen zur Tele-
kommunikation, Elektrizität, Gas,
Erdöl, Atomkraft und erneuerbare
Energien«. Auch Umwelttechnolo-
gien und die Gesundheitsbranche
seien ausgeforscht worden. Ein ein-
deutiger Zusammenhang zwischen
entgangenen Aufträgen für die
französische Wirtschaft und der US-
Spionage kann laut Médiapart al-
lerdings nicht hergestellt werden.
Abgehört wurden laut Wikileaks

auch zwei Wirtschaftsminister und
andere führende Wirtschaftspoliti-
ker beziehungsweise -beamte. Da-
bei handele es sich um den Sozia-
listen Pierre Moscovici, der von Mai
2012 bis August 2014 Wirtschafts-
minister von Frankreichs Staatschef
François Hollande war, sowie um
den Konservativen François Baroin,
der Hollandes Vorgänger Nicolas
Sarkozy von März 2010 bis Mai
2012 als Minister diente. AFP
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Netanjahu ruft: Verlasst Frankreich!
Nach dem Attentat von Lyon wurden jüdische Bürger erneut zur Einwanderung nach Israel aufgefordert
Nach dem Attentat von Lyon hat Is-
rael die französischen Juden er-
neut zur Einwanderung aufgeru-
fen. Am Dienstag stellte es Gelder
bereit. Ein antisemitisches Motiv
des Täters steht bisher nicht fest.

Von Oliver Eberhardt

Die Abstimmung war kurz; das The-
ma ist das einzige derzeit in Israels
Politik, dass zwischen Regierung und
Opposition unstrittig ist: Am Diens-
tag beschloss die Regierung, 100 Mil-
lionen Schekel – rund 24 Millionen
Euro – zusätzlich für die Förderung
der Einwanderung von Juden aus
Frankreich auszugeben. »Es ist in der
derzeitigen Situation wichtig, den
französischen Juden zu signalisieren,
dass es einen sicheren Hafen für sie
gibt«, sagt ein Sprecher von Regie-
rungschef Benjamin Netanjahu, der
direkt nach dem Attentat auf ein Gas-
werk in der Nähe von Lyon erneut die
Juden in Frankreich zur Auswande-
rung aufgerufen hatte. Die französi-
sche Staatsanwaltschaft stuft den An-
schlag von Lyon trotz anderslauten-
der Beteuerungen des Attentäters als
Terrorismus ein, von antisemitischen
Motiven ist aber bisher keine Rede.
Es ist mittlerweile ein Automatis-

mus. Immer wieder fordern israeli-
sche Regierungsmitglieder nach Ge-
walttaten in Frankreich die Auswan-
derung. Vor allem junge französische
Juden suchen nach einem Ausweg.
»Das Leben ist unerträglich gewor-

den«, sagt der 23-jährige Jitzhak Co-
hen aus Paris, der zur Zeit ein Aus-
landssemester in Jerusalem absol-
viert. »Ich kann niemandem sagen,
dass ich Jude bin. Und wenn ich sa-
ge, dass ich pro Israel bin, dann bin
ich erledigt.« Es sind Aussagen, die in
diesen Tagen immer wieder zu hören
seien, so Esther Levy von der für die
Auswanderung, auf Hebräisch Alijah
genannt, zuständigen Jewish Agen-
cy: »Die Zahl der Einwanderer aus
Frankreich ist seit dem Anschlag auf
›Charlie Hebdo‹ rapide angestiegen.«
Allein im ersten Halbjahr seien 7000
Anträge aus Frankreich bearbeitet
worden – so viele wie nie zuvor. Mitt-
lerweile führt Frankreich die Ein-
wanderungsstatistik an.
Allerdings: Es ist unklar, ob dies al-

lein auf die Anschläge zurückzufüh-
ren ist. Denn in den vergangenen
Jahren hatte eine Reihe von Organi-
sationen ihre Aktivitäten verstärkt.
Mit Reiseangeboten versucht man,
jüdischen Jugendlichen und jungen
Erwachsenen das Leben in Israel na-
he zu bringen. Auf Informations-
abenden in vielen französischen
Städten berichten Funktionäre der
Jewish Agency zudem regelmäßig
über die Vielzahl von Hilfestellun-
gen, die die Entscheidung zur Aus-
wanderung erleichtern sollen.
Diese Hilfestellungen, ein weitrei-

chendes Paket aus Steuererleichte-
rungen, finanziellen Zuwendungen
und Beratungsleistungen, unter-
scheiden sich von Herkunftsland zu

Herkunftsland und orientieren sich an
den Vorgaben der Politik. So be-
kommen französische oder russische
Juden größere Hilfestellungen als
Einwanderer aus den Vereinigten
Staaten. Bei privaten Organisatio-
nen, die versuchen, Einwanderern
beim Start ins neue Leben zu helfen,
ist das regelmäßig Anlass für Miss-
mut: Es sorge von Beginn an für so-
ziale Ungleichheit. Und verschiebe
nur die Härten der Zukunft. Denn für
viele der Einwanderer erweist sich das
Leben in Israel als keineswegs ein-
fach. Sie werden nach dem Auslau-
fen der staatlichen Hilfen mit hohen
Lebenshaltungskosten konfrontiert,
auch die Jobsuche ist nicht einfach.
Und viele der Neuankömmlinge

aus Frankreich kommen ohne heb-
räische Sprachkenntnisse ins Land;
auch die Englischkenntnisse sind
häufig gering. »Es ist ein Problem«,
sagt Levy von der Jewish Agency.
»Wir ermuntern die Menschen dazu,
sich erst einmal Sprachkenntnisse
anzueignen. Übereilte Entscheidun-
gen helfen weder den Einwanderern
noch Israel.«
Dies ist auch der Grund, warum die

wiederkehrenden Regierungsaufrufe
zur Auswanderung bei den zustän-
digen Stellen auf Unmut stoßen.
Wenn es nicht wirklich ganz drin-
gend sei, müsse die Verlegung des Le-
bensmittelpunktes in ein anderes
Land sorgsam geplant werden, sagt
Levy. »Denn sonst ist man ein Prob-
lem los, und hat viele andere.«Netanjahu bei der Kabinettssitzung am Sonntag Foto: dpa/Atef Safadi
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UNO: Mädchen von
Soldaten in Südsudan
vergewaltigt und getötet
Juba. Die Vereinten Nationen ha-
ben der südsudanesischen Armee
vorgeworfen, Frauen und Mäd-
chen vergewaltigt sowie bei le-
bendigem Leib verbrannt zu ha-
ben. Während der jüngsten
Kämpfe im nördlichen Bundes-
staat Unity seien »weitreichende
Menschenrechtsverstöße« regist-
riert worden, erklärte die UN-Mis-
sion für Südsudan (UNMISS) am
Dienstag bei der Vorstellung eines
Berichts, der sich auf Aussagen
von insgesamt 115 Gewaltopfern
und Augenzeugen stützt. Die
Schilderungen machten eine
»neue Brutalität und Intensität«
des seit 18 Monaten andauernden
Konflikts deutlich, hieß es. AFP/nd

Chinas Kommunistische
Partei vermeldet Zuwachs
Peking. Trotz vielfältiger Kritik an
der Staatsführung hat die regie-
rende Kommunistische Partei
Chinas weiter großen Zulauf. Die
Mitgliederzahl habe sich im ver-
gangenen Jahr um 1,1 Millionen
Menschen erhöht, berichtete die
amtliche Nachrichtenagentur
Xinhua am Dienstag. Es handelt
sich demnach um einen Anstieg
um 1,3 Prozent auf fast 88 Milli-
onen Mitglieder. Der Zuwachs
zeige, dass »die Stärke und die Dy-
namik der Partei« wachse, schrieb
Xinhua. AFP/nd

Präsidentschaftswahl in
Belarus am 11. Oktober
Minsk. Das belarussische Parla-
ment hat den 11. Oktober als Da-
tum für die nächste Präsident-
schaftswahl festgesetzt. Das be-
schlossen die Abgeordneten am
Dienstag in der Hauptstadt Minsk.
Es gilt als sicher, dass Staatschef
Alexander Lukaschenko bei der
Abstimmung erneut im Amt be-
stätigt wird. AFP/nd

Marine Le Pen tritt bei
Regionalwahlen an
Arras. Die Vorsitzende von Frank-
reichs rechtsextremer Front Nati-
onal (FN), Marine Le Pen, tritt bei
den Regionalwahlen im Dezem-
ber an. Sie werde die FN-Liste in
der nordfranzösischen Region
Nord-Pas-de-Calais/Picardie an-
führen, sagte die Tochter von Par-
teigründer Jean-Marie Le Pen am
Dienstag bei einem Auftritt in der
Stadt Arras. Eine Umfrage vom
Montag sagt der 46-jährigen
Rechtsextremen einen klaren Sieg
in der Region voraus. AFP/nd

Linke sieht Spanien im »Vorzimmer des Faschismus«
Neues Gesetz sieht drastische Strafen für Protestaktionen vor / Breites Bündnis wehrt sich gegen den Demokratieabbau

In Spanien wird es künftig schwer,
öffentlichen Protest zu artikulie-
ren. Organisatoren und Teilneh-
mern drohen hohe Geldstrafen.

Von Ralf Streck, San Sebastian

In luftiger Höhe hängt am frühen
Dienstag an einem Baukran über dem
spanischen Parlament in Madrid ein
riesiges Transparent mit der Auf-
schrift: »Protest ist ein Recht«. Akti-
visten von Greenpeace hatten es be-
festigt. Bei 40 Grad harrten sie in
praller Sonne bis zum Mittag aus, um
gegen das »Gesetz zur Sicherheit der
Bürger« und die Strafrechtsreform zu
protestieren, die diesen Mittwoch in
Kraft treten. Die Kletterer stiegen vom
Kran, wurden von der Polizei festge-
nommen, kündigten aber an, sich an
der Demonstration am Abend zu be-

teiligen.
Wie die gesamteOpposition spricht

auch Greenpeace vom »Knebelge-
setz« der rechten Volkspartei (PP).
Seit dem Entwurf habe man dafür ge-
kämpft, »dass das Vorhaben nicht
umgesetzt wird«. Greenpeace ver-
weist auf das breite Bündnis mit Rich-
ter- und Polizeivereinigungen, sozi-
alen Bewegungen, Gewerkschaften
und Parteien und die »Verpflichtung
der wichtigsten politischen Kräfte, es
zu schleifen, wenn sich die Mehr-
heitsverhältnisse im Parlament än-
dern«. Gehofft wird auf das Verfalls-
datum im November, wenn Parla-
mentswahlen stattfinden. Der Ab-
sturz der PP bei den Regional- und
Kommunalwahlen im Mai lässt viele
hoffen, denn sie büßte die Macht in
fast allen Regional- und vielen Stadt-
parlamenten ein.

Gegen das Gesetz gab es zuletzt er-
neut viele Proteste, an denen sich
auch Persönlichkeiten wie der Sän-
ger Sabina beteiligten. Mit Knebel im
Mund hielt auch er ein Schild hoch.
Darauf stand: »Auf Wiedersehen, De-
mokratie«. Dass der Rückwärtsgang
in Richtung Diktatur eingelegt wer-
de, von der sich die PP nie distan-
ziert hat,meinen auch die »Richter für
Demokratie«. Dass für friedliche Pro-
teste drakonische Geldstrafen dro-
hen, sei »autoritär und unnötig« und
erinnere »an Zeiten der Franco-Dik-
tatur«, erklärte die Vereinigung. Für
den früheren Chef der Vereinten Lin-
ken (IU) befindet sich Spanien im
»Vorzimmer des Faschismus«. Für Ju-
lio Anguita wohne man einem
»Staatsstreich in Zeitlupe« bei. Für
friedliche Proteste drohen nun auf
administrativer Ebene, ohne Urteil

eines Richters, Geldstrafen bis zu
600 000 Euro, wenn an »wichtigen
Einrichtungen« protestiert wird. Pro-
teste an Atomkraftwerken könnten
Greenpeace in Zukunft also viel Geld
kosten. Gemeint sind auch Ver-
kehrsknotenpunkte, praktisch kann
jeder Teilnehmer einer nicht geneh-
migten oder spontanen Demonstra-
tion ökonomisch vernichtet werden.
Sogar für das Stören von Sportver-
anstaltungen, spontane Sitzstreiks bei
Zwangsräumungen oder für Foto-
grafieren der Polizei bei Übergriffen
drohen Strafen bis zu 30 000 Euro.
Gegen das Gesetz hat die Opposi-

tion Verfassungsklage eingelegt, die
gerade auch angenommen wurde.
Geklagt wird auch gegen den später
eingefügten Paragrafen, der »heiße
Abschiebungen« an den Grenzen der
Exklaven Ceuta und Melilla legali-

siert. Weil das bisher illegal umge-
setzt wurde, wird gegen Polizisten er-
mittelt. Die hatten sogar schwer ver-
letzte Flüchtlinge nach Marokko zu-
rückgebracht, die die mit scharfem
Klingendraht bewehrten hohen
Grenzzäune überwunden hatten.
Die im Mai für Podemos ins Mad-

rider Regionalparlament gewählt
Sprecherin der Gruppe »Wir sind kein
Delikt«, erklärte dem »nd«, dass das
Gesetz nur Teil eines repressiven Pa-
kets sei. Die Strafrechtsexpertin Lo-
rena Ruiz-Huerta verweist auch auf
die Strafrechtsreform. Demnach kann
fast jedes angeblich »schwere Delikt«
als Terrorismus gewertet werden. Das
gilt sogar, wenn ein »öffentliches Ver-
kehrs- oder Transportmittel« wie ein
Bus »in Besitz« genommen wird oder
für den Fall der »Störung der öffent-
lichen Ordnung«.

  

Name, Vorname

Name, Vorname 

Straße, Hausnummer 

PLZ, Ort Tel.-Nr. (für evtl. Rückfragen)

INFORMATION/BUCHUNG: 
nd-Leserreisen, Herr Diekert

 030/2978-1620

  ND-LESERREISE ANMELDUNG

Coupon bitte einsenden: nd-Leserreisen, Franz-Mehring-Platz 1, 10243 Berlin oder Fax: 
030/2978-1650, leserreisen@nd-online.de, www.neues-deutschland.de/leserreisen

TAGESFAHRT NACH NAUMBURG MIT HEIDI DIEHL

 14.08.2015 
Leistungen:
> Fahrt im komfortablen Reisebus ab/bis Berlin-Ostbahnhof 

> Begrüßungsgetränk im Bus

> Fahrt mit Europas ältester Ringstraßenbahn »Wilde Zicke« 

> Stadtführung Naumburg

> Mittagessen in einem Restaurant in der Innenstadt

> Eintritt Dom und Führung
Mindestteilnehmerzahl 28 Personen

Reiseverlauf:
7:00 Uhr: Abfahrt Berlin–Ostbahnhof
10:30 Uhr: Fahrt mit der Naumburger Straßenbahn »Wilde Zicke«
10:40 Uhr: Örtliche Stadtführung (Spezialführung »Weinverführung«)
12:45 Uhr: Mittagessen  (Tellergericht) in einem Restaurant in der Innenstadt
14:15 Uhr: Eintritt Dom und Führung (60 Minuten), anschl. Freizeit 
(Individuelle Depotbesichtigung der »Wilden Zicke«)
17:00 – 20:00 Uhr: Rückfahrt nach Berlin–Ostbahnhof

Heidi Diehl ist Reiseredakteurin für »nd« und rund 
um die Welt unterwegs. Außerdem ist sie in der 
Leserbrief-Redaktion für die Anliegen unserer Leser 
zuständig. 

Preis pro Person € 77,–
ist Reiseredakteurin für »nd« und rund 

nd-Reisebegleitung ab/bis Berlin–Ostbahnhof 

Veranstalter: Freizeitreisen KG, Grenzallee 15, 
12057 BerlinWeitere Leserreisen finden Sie unter: www.neues-deutschland.de/leserreisen

 
Nicht im Preis enthalten: 
> Reiseversicherungen
> Trinkgelder
> persönliche Ausgaben

Foto: picture alliance/ZB/Waltraud Grubitzsch

SOZIALISTISCHE TAGESZEITUNG

Preis pro Person € 77,–

Neue Reise

Hiermit melde ich mich verbindlich für die Leserreise nach Naumburg
mit        Personen an. Bitte senden Sie mir die Rechnung und Buchungs-
bestätigung zu. 
  

Foto: dpa/Jens Wolf
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Massiver Kontrollverlust am BER
Martin Delius über die neuesten Erkenntnisse des Untersuchungsausschusses

Der zweite Zwischenbericht der
Piratenfraktion im Abgeordneten-
haus von Berlin heißt »Außer
Kontrolle«. Nach 48 Vernehmun-
gen und Auswertung von 3600
Seiten Vernehmungsprotokollen
sowie etwa 1400 Aktenordnern,
DVDs und Parlamentsunterlagen
als Grundlage der Beweisführung,
verdichtet sich für uns ein Bild von
der Flughafengesellschaft und dem
Projekt BER, das sich vor allem
durch einen massiven Kontrollver-
lust auszeichnet, der sich über
mehrere Ebenen erstreckte.
Das Projekt BER scheiterte 2012

nicht an einer einzelnen Ursache
wie einer falsch konstruierten
Entrauchungsanlage oder mangel-
hafter Planung. Sein Scheitern zog
sich über Jahre hin und wurde be-
stärkt durch den Umstand, dass
die obersten Aufseher Warnungen
ignorierten, Warner aus dem Pro-
jekt entfernten und strukturelle
Fehlentscheidungen nicht revi-
dierten, sondern selber mit Ent-
scheidungen verschärften. Bereits
2008 warnten die damaligen so
genannten Construction Manager
»Drees&Sommer« vor Verzügen
und Planungsrisiken durch viele
substanzielle im Aufsichtsrat be-
schlossene Nutzungsänderungen
und forderten eine Umsteuerung
sowie einen vorläufigen Baustopp.
Der Construction Manager wurde
nicht weiter beschäftigt. 
Am Projektsteuerer »WSP CBP«

hielt die Flughafengesellschaft auch
nach der Verschiebung der Inbe-
triebnahme fest. Obwohl sich unter
den Augen dieser Projektsteuerung
das entwickelte, was deren für den
BER zuständiger Geschäftsführer

später »systemische Defizite« nann-
te. Auch kann der Untersuchungs-
ausschuss mittlerweile belegen, dass
in mindestens einem Fall Aussagen
in einem dem Aufsichtsrat vorge-
legten Controllingbericht auf Ge-
heiß eines Geschäftsführers abge-
schwächt wurden. Der Projektsteu-
erer war dazu vertraglich verpflich-
tet. Unabhängiges Berichten an den
Aufsichtsrat war nicht möglich.
Verantwortlich für diese Ent-

wicklung sind nicht zuletzt die
beiden Ex-Geschäftsführer Rainer
Schwarz und Manfred Körtgen.
Das Unternehmensklima, das von
ihnen etabliert wurde, führte dazu,
dass kritische Stimmen innerhalb
des Projekts mehr oder weniger
konsequent überhört wurden.
Auch die Informationspolitik von
Schwarz und Körtgen zum tat-
sächlichen Zustand der Baustelle
war alles andere als angemessen.
Hat der Aufsichtsrat diese Be-

richte genauer hinterfragt? Haben
seine Mitglieder eigenständig zu-
sätzliche Informationen eingeholt?
Wenn man den Aussagen von
Klaus Wowereit (SPD) und Frank
Henkel (CDU) Glauben schenkt:
nein. Man gab sich mit den Ant-
worten der Geschäftsführung auf
»kritische Nachfragen« zufrieden
und verzichtete sogar darauf, sich
über die Arbeit der eilig im Früh-
jahr 2012 eingerichteten Taskforce
Brandschutz zu informieren – ob-
wohl schon im Herbst 2011 klar
war, dass die Brandschutzanlage
bis Juni 2012 nicht fertiggestellt
werden kann und die Notlösung
einer »Mensch-Maschine-Schnitt-
stelle« für die Entrauchungsanlage
bereits im März 2012 vom Bau-
ordnungsamt als nicht genehmi-
gungsfähig eingestuft wurde.
Die Berliner im Aufsichtsrat

machte es nicht stutzig, als die
Geschäftsführung anfing, Schrei-
ben des Bauordnungsamtes »zwi-
schen den Zeilen« zu lesen. Die im
April 2012 durch den Aufsichtsrat
schnell beschlossenen millionen-
schweren Beschleunigungsmaß-
nahmen hatten dagegen nichts mit
dem Brandschutz zu tun, sondern
mit der massiven Kritik am Bau
nach dem abgebrochenen Probe-
betrieb. Der BER hätte 2012 wohl
auch mit einer funktionierenden
Entrauchungsanlage nicht ordent-
lich in Betrieb gehen können.

»Personalnotstand ist Chefsache«
Charité-Beschäftige zogen am Dienstag vor das Rote Rathaus

WegendesunbefristetenStreiksan
der Charité blieben auch in der
zweitenWoche 1000Betten an den
dreiStandorten leer.Mehrals1000
Menschendemonstrierten vordem
Roten Rathaus für mehr Personal.

Von Nelli Tügel

Tausende streikende Charité-Be-
schäftigte aller drei Standorte de-
monstrierten am Dienstagnachmit-
tag gemeinsam mit zahlreichen Un-
terstützern vor dem Roten Rathaus.
Indem der Protest zum Amtssitz des
Regierenden Bürgermeisters von
Berlin, Michael Müller (SPD), ge-
tragen wurde, sollte laut der Ge-
werkschaft ver.di die »politische
Spitze der Stadt auf ihre Verant-
wortung für die Charité hingewie-
sen werden«. Seit dem 22. Juni be-
finden sich die Beschäftigten der
Charité im unbefristeten Streik.
Ver.di fordert eine Mindestbeset-
zung aller Bereiche. Die jetzigen Be-
dingungen des Personalnotstandes
seien für Patienten und Beschäftigte
nicht mehr länger hinnehmbar.
Es ist der erste Streik an einem

deutschen Krankenhaus, der nicht
für mehr Geld, sondern für mehr
Personal geführt wird. Die Arbeit-
geberseite hat die Forderungen bis-

her als nicht finanzierbar abgelehnt.
Mit Sprüchen wie »Wir brauchen
Pfleger, denn unsere Arbeit macht
uns krank!« oder »Früher brannten
Hexen, heute brennen wir aus«
machten die Kollegen auf zahlrei-
chen selbst gemalten Schildern und
Transparenten auf ihre Situation
aufmerksam. »Wie kann es sein, dass
die Politik einen Zustand hinnimmt,
der nicht nur Patienten, sondern
auch die Gesundheit der Beschäf-
tigten gefährdet?«, rief eine Spre-
cherin des Bürgerbündnisses »Berli-
nerinnen und Berliner für mehr Per-
sonal im Krankenhaus« den De-
monstrierenden zu.
Am Dienstag vergangener Woche

hatte es bereits eine Kundgebung der
Streikenden vor dem Bundesge-
sundheitsministerium gegeben. Mit
den Protestzügen macht ver.di deut-
lich, dass auch Bund und Land in der
Verantwortung stehen, zur Lösung
des Personalnotstandes beizutragen.
Dieser betrifft nicht nur die Charité.
Nach Berechnungen der Gewerk-
schaft fehlen bundesweit 162 000
Vollzeitstellen an deutschen Klini-
ken, allein 70 000 in der Pflege.
Seit vergangenem Donnerstag

verhandeln Gewerkschaft und Ar-
beitgeber an der Charité wieder, der
Streik wird ungeachtet dessen fort-

geführt. Nach wie vor sei die Streik-
beteiligung hoch und die Stimmung
entschlossen, wie Arthur Radvilas,
Intensivpfleger und Mitglied der
Streikleitung, gegenüber »nd« er-
klärte. Noch immer würden neue
Betten zum Streik gemeldet, täglich
schließen sich Kollegen dem Streik
an. In seiner Rede auf der De-
monstration bezeichnete der zu-
ständige ver.di-Gewerkschaftsse-
kretär Kalle Kunkel die Verhand-
lungen als »schwer«, gerade weil
man sich mit dem gesamten Kran-
kenhaussystem angelegt habe.
Unterdessen reißen die Solidari-

tätsbekundungen nicht ab. Die De-
legiertenversammlung der Ärzte-
kammer Berlin erklärte am vergan-
genen Donnerstag, man unterstütze
»die Beschäftigten der Charité aus-
drücklich«. Trotz der ebenfalls öf-
fentlichen Solidarisierung mit dem
Streik durch den Landesvorstand
Berlin-Brandenburg der Ärztege-
werkschaft Marburger Bund rumort
es unter Ärzten. So erklärten ges-
tern 24 Ärzte öffentlich ihren Ein-
tritt in ver.di und fordern weitere
Kollegen auf, es ihnen gleichzutun.
Diesen Schritt begründeten die Erst-
unterzeichner des Aufrufs »Mehr von
Euch ist besser für uns alle! Solida-
rität mit den Pflegenden im Streik an

der Charité!« damit, dass die Strei-
kenden und ver.di mit der Forde-
rung der Personalbemessung die In-
teressen aller Berufsgruppen, auch
der Ärzte, vertreten würden.
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summertime

konzert	 + film = 6 Euro
konzert	 –	 film = 5 Euro

swingtime !
movietime

franz-mehring-platz 1
berlin-friedrichshain

konzert & film im innenhof des fmp 1

Andrej Hermlin

	 & his 

Swing Dance Band

Beginn 19.30 Uhr

Beginn 22.00 Uhr»Swing Kids«

2. Juli

FMP 1

Henkel rüstet Verfassungsschutz auf
Senator beantragt zahlreiche neue Stellen / Jahresbericht 2014 der Öffentlichkeit vorgestellt
Rund 200 Stellen hat der Berliner
Verfassungsschutz. Innensenator
Henkel will den Nachrichten-
dienst, der neben Islamisten und
Neonazis auch Linksradikale be-
obachtet, massiv ausbauen.

Von Martin Kröger

Der Verfassungsschutz des Landes
Berlin soll in »erheblichem Umfang«
ausgebaut werden. Das kündigte In-
nensenator Frank Henkel (CDU) am
Dienstag bei der Präsentation des all-
jährlichen Verfassungsschutzberich-
tes an. Zu den bisherigen 200 Mitar-
beitern werde es laut Henkel einen
ordentlichen Aufwuchs im »hohen
zweistelligen« Bereich geben. Eine
genaue Zahl der neuen Stellen nann-
te der Innensenator mit Blick auf den
noch ausstehenden Doppelhaushalt
des Landes Berlin nicht. Erst in der
kommenden Woche will der Senat
den Doppelhaushalt für die Jahre
2016/2017 verabschieden, der dann
noch im Herbst vom Abgeordneten-
haus beschlossen werden muss. Hen-
kel geht jedoch davon aus, die neuen
Mitarbeiter für den Nachrichten-
dienst, der in Vergangenheit auch in
Berlin immer wieder wegen ver-
schiedener Skandale in der Kritik
stand, bewilligt zu bekommen.
Derzeit beobachten die rund 200

Mitarbeiter des Nachrichtendienstes
gleichermaßen die sogenannten Phä-
nomenbereiche Islamismus, Rechts-
extremismus und Linksradikalismus.
Ausgeweitet werden soll offenbar vor
allem die Beobachtung der 660 Sa-
lafisten in Berlin, von denen der
Nachrichtendienst 340 als »gewalt-
orientiert« einschätzt. Rund 100 Ber-
liner sind in die Kriegsgebiete in Sy-
rien und den Irak ausgereist, darun-
ter 15 Frauen. Etwa ein Drittel der
Ausgereisten ist inzwischen in die
Hauptstadt zurückgekehrt. Sie wer-
den vom Verfassungsschutz zum Teil
als sehr gefährlich eingestuft.
Mit Blick auf die Anschläge in Pa-

ris, Kopenhagen und Brüssel erklärte
Innensenator Henkel: »Der Islamis-
mus ist die größte Bedrohung für un-
sere Sicherheit.« Es gebe eine »hohe
abstrakte Gefahr« für Deutschland
und Berlin als Hauptstadt. Konkrete
Informationen zu geplanten Terror-
anschlägen hat der Nachrichten-
dienst laut Verfassungsschutzchef
Bernd Palenda derzeit allerdings
nicht. Insbesondere »das Konflikt-

zentrum« Irak und Syrien sowie der
selbst ernannte Islamische Staat (IS)
sehen die Behörden als »größte Ge-
fahren«. So ist der Ex-Berliner Rap-
per Denis Cuspert (»Deso Dogg«)
weiter als IS-Propagandist aktiv. »Cu-
spert ist nach wie vor gesund und
munter«, sagte Palenda.
Ein weiterer Beobachtungs-

schwerpunkt des Verfassungsschut-
zes ist der Rechtsextremismus. »Be-
sonders beunruhigt, dass sich die NPD
immer offener an Protesten gegen

Flüchtlingsunterkünfte beteiligt«,
sagte Henkel. Ebenso wie Neonazis
behauptet der Verfassungsschutz,
würden Linksradikale in Berlin die
Flüchtlingsfrage »instrumentalisie-
ren«. Trotz des Strukturwandels in
der linken Szene und des friedlichen
1. Mai bestehe angeblich »weiterhin
eine ernsthafte Gefahr«.
Die geplante Aufstockung des Ver-

fassungsschutzes wird von der op-
positionellen Linkspartei kritisch ge-
sehen. »Mit 60 bis 90 neuen Mitar-

beitern wird man das Problem Isla-
mismus nicht lösen«, sagte der In-
nenexperte der LINKEN, Hakan Taş,
dem »nd«. Stattdessen brauche es
über das bisherige »Deradikalisie-
rungskonzept« Henkels hinaus ein
wirkliches Präventionsprogramm, in
das beispielsweise auch Moschee-
vereine einbezogen werden. Dass die
Arbeiterpartei Kurdistans (PKK) in
dem Verfassungsschutzbericht trotz
des Kampfes gegen den Islamischen
Staats und der Entwicklungen in der
Türkei immer noch als »extremisti-
sche« Organisation eingestuft werde,
bezeichnete Taş als »unverständ-
lich«. Ebenso wurde aus seiner Sicht
die Bedrohung durch Rechtsextre-
misten in dem Bericht nicht als »re-
al« dargestellt.
Die Grünen monierten am Diens-

tag, dass der Verfassungsschutz kein
Wort zu den eigenen Tätigkeiten in
dem Jahresbericht verlor. »Kritisch
sehen wir, dass es der Berliner Ver-
fassungsschutz abermals versäumt
hat, sich kritisch mit seinem eigenen
Tun auseinanderzusetzen – und das
in einer Zeit, in der die Geheim-
dienste massiv in der Kritik stehen«,
sagte die Sprecherin für Verfas-
sungsschutz der Grünen-Fraktion,
Clara Herrmann. Die Behörde de-
monstriere erneut »Reformunfähig-
keit« und bestätige die Grüne Forde-
rung, die V-Leute abzuschalten.

Verfassungsschutzbericht 2014
} Islamismus: Es gibt laut Nachrichtendienst in Berlin 660 Salafisten. Von die-
sen gelten 340 als »gewaltorientiert«. Damit sei der Salafismus noch immer
»die am dynamischsten wachsende Bestrebung des Islamismus in Deutsch-
land«. Die islamistische Gruppierung »Islamische Gemeinschaft Millî
Görüş« steht unterdessen wegen deutlicher Veränderungen nicht länger als
Ganzes im Fokus des Berliner Verfassungsschutzes.

} Rechtsextremismus: Das sogenannte rechtsextremistische Gesamtperso-
nenpotenzial ist in Berlin mit 1355 Personen gegenüber dem Vorjahr leicht
gestiegen (2013: 1290). Während sich die Anzahl der Neonazis reduzierte
(von 460 auf 430), gelang es den Rechten, über die Hetze gegen Flüchtlin-
ge Personen von außerhalb in der Szene einzubinden. Auch die so genann-
ten Reichsbürger etablierten sich, was die Abgänge mehr als kompensierte.

} Linksradikalismus: Die Gesamtzahl der Linksradikalen stieg laut Verfas-
sungsschutz von 2520 im Jahr 2013 auf 2560 im vergangenen Jahr. Vor
allem eher unterstützend wirkende Organisationen wie der Verein »Rote
Hilfe« konnten neue Mitglieder gewinnen. Die Zahl der gewaltbereiten
Linksradikalen ist dagegen rückläufig – von 1020 auf 960. mkr

Innensenator Henkel (r.) präsentierte mit Verfassungsschutzchef Palenda den Jahresbericht. Foto: dpa/Wolfgang Kumm

Foyer des Bürogebäudes FMP1
Franz-Mehring-Platz 1, 10243 Berlin

02.07.  Vernissage  18:00

Vernissage mit den DEFA-Dokumentar
filmern Winfried und Barbara Junge, 
Daniel Küchenmeister – Kurator der 
Ausstellung, Simone Grieger, Leiterin 
des Filmmuseums Golzow, und dem Bür-
germeister von Golzow, Frank Schütz. 
Anschließend Gespräch im Salon der 
Rosa-Luxemburg-Stiftung.

Kontakt: Cornelia Domaschke, Tel. 030 
44310-152, domaschke@rosalux.de

Die Kinder  
 von Golzow
 Wanderausstellung zur einzigartigen  
 Filmchronik «Die Kinder von Golzow»

 Ausstellung  02.07.–01.08.2015
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Martin Delius ist der Vorsitzende
des Untersuchungsausschusses des
Abgeordnetenhauses zum Flughafen
BER in Schönefeld.
Foto: dpa/Maurizio Gambarini



Finanzbeamte können sich Konzertkarten leisten
Justizminister Markov spricht vor Unternehmern über Fälle von Wirtschaftskriminalität und Korruption

Im Jahr 2013 ist in Brandenburg ein
Schaden von 145 Millionen Euro
durch Wirtschaftskriminalität fest-
gestellt worden.

Von Wilfried Neiße

Die durchschnittliche Verfahrens-
dauer bei Wirtschaftsstraftaten hat

sich in Brandenburg von 17 Monate
im Jahr 2012 auf 30 Monate im Jahr
2014 erhöht. Justizminister Helmuth
Markov (LINKE) führte das am Mon-
tagabend in seiner Rede vor dem
brandenburgischen Wirtschaftsforum
auf zunehmend komplizierte Ermitt-
lungen zurück und auch darauf, dass
solche Delikte häufig länderüber-
greifend stattfinden.
Beim Schienenfahrzeughersteller

Bombardier in Hennigsdorf hatten
sich ehemalige Mitarbeiter Zugang zu
Konstruktionsplänen und Preiskal-
kulationen verschafft, sie ausge-
kundschaftet und dann mit Hilfe von
Mittätern in Nordrhein-Westfalen
Maschinenteile nachgebaut und bil-
liger angeboten. »Für Bombardier
entstand daraus ein enormer Scha-
den«, sagte der Minister. Vor der
Wende arbeitete er selbst als Ent-
wicklungsingenieur in dem Hen-
nigsdorfer Werk, meldete in dieser
Zeit mehrere Patente an. Der Betrieb
hieß damals noch VEB Lokomotiv-
bau und Elektrotechnische Werke

»Hans Beimler« (LEW). Zur Wirt-
schaftskriminalität gehören Insol-
venzverschleppung, Patentrechts-
verletzung, das Einbehalten von So-
zialbeiträgen und anderes, erklärte
Markov. 2013 sei hierdurch in Bran-
denburg ein Schaden von 145 Milli-
onen Euro festgestellt worden, 2012
seien es 185 Millionen gewesen. Da-
bei seien diese Zahlen nur bedingt
aussagefähig, weil unerkannte Fälle
nicht mitgezählt werden können.
Bei der Staatsanwaltschaft Pots-

dam seien im laufenden Jahr 160 Fäl-
le eingegangen, die Wirtschaftskri-
minalität und Korruption betreffen,
bei der Schwerpunktstaatsanwalt-
schaft in Neuruppin sogar 260 Fälle.
Dennoch könne man diese Strafta-
tensparte nicht als »besonders hoch«
bezeichnen. Deutschlandweit ent-
stehe durch Wirtschaftskriminalität
ein Schaden von knapp vier Milliar-
den Euro, plus noch einmal vier Mil-
liarden Euro durch Fälle von Kor-
ruption. Weil von Korruption – zum
Schaden der Allgemeinheit – der Be-

stecher und der Bestochene profitie-
ren, sei die Justiz auf »Informanten«
angewiesen, führte Markov aus. Die
Aufklärungsquote sei hoch, was für
das Klima im Lande wichtig sei. Ein
Schaden entstehe aber auch da-
durch, dass die Ehrlichen unter den
Wirtschaftsvertretern durch diese Art
Kriminalität »in einen enormen Wett-
bewerbsnachteil« geraten.
Ausdrücklich warnte Markov die

vor ihm sitzenden Unternehmer da-
vor, Geschenke unbedacht anzuneh-
men oder zu machen. Da sollte jeder
»mehr als vorsichtig« sein, denn dies
könne leicht Anlass für einen Kor-
ruptionsverdacht sein. »Fragen Sie
lieber vorher Ihren Steuerberater
oder Wirtschaftsprüfer.« Schon eine
vielleicht sogar harmlos gemeinte
Einladung könnte den bösen Ver-
dacht nähren. Und der Firmeninha-
ber oder Geschäftsführer sollte schon
gar nicht Behörden damit kommen.
»Die Finanzbeamten verdienen so viel
Geld, dass sie sich ihre Konzertkar-
ten selbst kaufen können.«

Vollzeitstellen verlangt
Arbeitslosenquote sank innerhalb eines Jahres um 0,7 auf 8,3 Prozent
Die Koalitionsfraktionen SPD und
LINKE möchten Sozialbetriebe för-
dern und so Langzeitarbeitslosen
eine Chance geben.

Von Andreas Fritsche

»Langzeitarbeitslose dürfen von der
positiven Entwicklung auf dem Bran-
denburger Arbeitsmarkt nicht abge-
koppelt werden«, fordert der Land-
tagsabgeordnete Andreas Bernig
(LINKE). Sozialbetriebe sollen ihnen
eine Chance geben. Per Landtagsbe-
schluss möchten SPD und LINKE die
rot-rote Regierung bitten, »bis zum
Jahresende unter Einbeziehung bis-
heriger Erfahrungen ein Förderpro-
gramm zur finanziellen Unterstüt-
zung von Sozialbetrieben zu entwi-
ckeln«. Der Abgeordnete Bernig stell-
te den Antrag am Dienstag vor.
Drei zentrale Bedingungen für die

Förderung von Sozialunternehmen
sehen die Koalitionsfraktionen vor:
Eine Bezahlung mindestens mit dem
Mindestlohn, eine tragfähige Ge-
schäftsidee, diemit demAnbieten von
Produkte undDienstleistungen zu tun
hat, und die Möglichkeit für die vor-
maligen Langzeitarbeitslosen, nach
Auslaufen der individuellen Förde-
rung in ein reguläres Beschäfti-
gungsverhältnis übernommen zu
werden. Überhaupt soll die Beschäf-
tigung bei den Sozialbetrieben län-
gerfristig angelegt sein. Dazu soll sich
das Land beim Bund dafür einsetzen,

dass die maximale Dauer der Ar-
beitsförderung heraufgesetzt wird.
Derzeit ist sie auf 24 Monate be-
grenzt. Gegenwärtig sind 48 748
Brandenburger schon länger als ein

Jahr ohne Job. Das sind 3582 weni-
ger als im Juni vergangenen Jahres.
Der Arbeitsmarkt biete »gute Be-

schäftigungsmöglichkeiten für Men-
schen, die nach einer längeren Aus-

zeit wieder durchstarten wollen«,
meint die Regionaldirektionschefin
der Arbeitsagentur Jutta Cordt. Wer
beispielsweise Angehörige gepflegt
oder Kinder betreut habe, bringe
»wertvolle Erfahrungen und Kompe-
tenzen für eine berufliche Tätigkeit
mit«.
Verglichen mit dem Vorjahr sank

die Arbeitslosenquote in Berlin um
0,5 auf 10,5 Prozent, in Brandenburg
um 0,7 auf 8,3 Prozent. 191 613 Ber-
liner und 109 860 Brandenburger
sind jetzt noch erwerbslos registriert.
Die Zahl der sozialversicherungs-
pflichtig Beschäftigten stieg in Berlin
innerhalb eines Jahres um 3,1 Pro-
zent auf 1 302 000 Personen, in
Brandenburg um 1,1 Prozent auf
799 000 Personen. Bundesdurch-
schnitt ist ein Zuwachs von 1,7 Pro-
zent. In beiden Bundesländern ist die
Zahl der Unterbeschäftigten seit Mai
leicht gesunken – von zusammen
409 169 auf 401 102.
Brandenburgs Sozialministerin

Diana Golze (LINKE) bemerkte, dass
die Nachfrage nach Arbeitskräften
weiter gestiegen sei, gleichzeitig je-
doch viele Menschen unfreiwillig nur
Teilzeitjobs haben. Dieses Arbeits-
kräftepotenzial müsste die Wirtschaft
stärker nutzen, forderte Golze. Sie
verwies insbesondere auf die Frauen:
»Fast die Hälfte aller in Brandenburg
beschäftigten Frauen arbeitet in Teil-
zeit, viele von ihnen würden gern
mehr arbeiten.«

Arbeitslosenzahlen im Juni
(bezogen auf alle zivilen Ewerbspersonen, in Prozent)

Brandenburg gesamt: 8,3%

Quelle: Bundesagentur für Arbeit, Grafik: nd
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Die Zeit eilt hin so Jahr um Jahr, nun sind es fünfundsechzig gar, 
dass ihrs gewagt als Ehepaar ..., es gratuliert die „Nachwuchs-Schar“

Christa und Fritz Becker
zur Eisernen Hochzeit

am 1. Juli 2015

Wir wünschen alles erdenklich Gute, 
eure Kinder, Enkel und Urenkel

NACHRICHTEN

Erneut Weltkriegsbombe
ohne Zünder entdeckt
Cottbus. Bauarbeiter haben in der
Cottbuser Innenstadt erneut eine
Bombe aus dem Zweiten Welt-
krieg entdeckt. Die Polizei gab am
Dienstag für die Bewohner aber
Entwarnung. »Die Bombe hatte
keinen Zünder«, sagte ein Spre-
cher. Der 50 Kilogramm schwere
Blindgänger wurde am Vormittag
abtransportiert. Zu Evakuierun-
gen und Straßensperrungen sei es
nicht gekommen. An gleicher
Stelle waren Bauarbeiter bereits
einen Tag zuvor auf eine 500 Ki-
logramm schwere Bombe gesto-
ßen. Weil zunächst nicht klar war,
dass auch dieser Blindgänger kei-
nen Zünder hatte, mussten Tau-
sende Cottbuser ihre Wohnungen
verlassen. Straßenbahnen und
Busse rund um das Staatstheater
standen zeitweise still. Nach
Stunden hatte es dann Entwar-
nung gegeben. dpa/nd

Ausstellung zeigt
Kunst von Behinderten
Potsdam. Zwei lebensgroße Figu-
ren aus Recyclingmaterial begrü-
ßen in den kommenden Wochen
die Besucher des Landtags. Das in
deutsch-polnischer Gemein-
schaftsarbeit entstandene Kunst-
werk aus Plastik, Papier und Draht
gehört zu der bis zum 18. Sep-
tember laufenden Ausstellung
»Ermutigung« im Foyer des Par-
lamentsgebäudes in Potsdam. In
der Schau werden ausgewählte
Skulpturen und Gemälde behin-
derter Menschen gezeigt, die in
Deutschland und Polen entstan-
den sind. »Künstler sind Bot-
schafter der Freiheit – ob sie mit
einer Behinderung leben oder
nicht«, erklärte Landtagspräsi-
dentin Britta Stark (SPD) anläss-
lich der Eröffnung am Dienstag.
Die Ausstellung ist vom 1. Juli bis
zum 18. September montags bis
freitags von 8 bis 18 Uhr zu be-
sichtigen. dpa/nd

Zwei Drittel des Waldes
in Privatbesitz
Potsdam. Knapp zwei Drittel der
Wälder in Brandenburg sind in
privater Hand. Das geht aus den
am Dienstag in Potsdam veröf-
fentlichten Ergebnissen der Wald-
inventur hervor. Der private
Waldbesitzer habe damit für den
Wald in der Mark eine große Ver-
antwortung, betonte Regierungs-
sprecher Thomas Braune. Im Bun-
desdurchschnitt befinden sich nur
48 Prozent der Waldflächen in
privater Hand. Das Land Bran-
denburg hat 2012 und 2013 erst-
mals eine eigene Waldinventur
nach dem Vorbild der Bundes-
waldinventur in Auftrag gegeben.
Ziel war es, den wirtschaftlichen
Wert und die Qualität der Wälder
zu erfassen. Zwölf Inventurtrupps
zogen durch die Wälder und er-
fassten 300 000 Bäume an mehr
als 11 000 Standorten. epd/nd

Pfanne auf Herd
vergessen, Küche brennt
Steinhöfel. Eine auf dem Herd
vergessene Pfanne hat einen
Brand in einer Wohnung in Stein-
höfel (Oder-Spree) ausgelöst. Wie
die Polizei am Dienstag mitteilte,
hatte ein betrunkener Mann am
Montagabend offensichtlich nicht
mehr an die Pfanne gedacht, die
schließlich Feuer fing. Der Mann
blieb unverletzt. Die Feuerwehr
löschte den Brand. Ein Alkohol-
test bei dem 22-Jährigen ergab
2,64 Promille. dpa/nd

Lehrlinge
aus Berlin
Berlin. »Berliner Jugendliche soll-
ten sich auch in Brandenburg nach
offenen Ausbildungsplätzen um-
sehen, denn dort gibt es in vielen
Berufsfeldern interessante Ange-
bote«, riet Jutta Cordt am Diens-
tag. Die Regionaldirektionschefin
der Arbeitsagentur mahnte: »Un-
mittelbar vor den großen Ferien
ist es höchste Zeit, bei den Ge-
sprächen um einen Ausbildungs-
platz zum Vertragsabschluss zu
kommen.«
In Brandenburg wurden der

Arbeitsagentur bis Mitte Juni
11 813 Ausbildungsplätze ge-
meldet, von denen aktuell 6167
noch unbesetzt sind. Dem stehen
5746 junge Brandenburger ge-
genüber, die noch keine passende
Lehrstelle gefunden haben. Da-
gegen sind von den 12 089 in Ber-
lin gemeldeten Lehrstellen nun
noch 6554 frei, um die sich aber
8926 Jugendliche drängeln.
Deutlich gesunken – gegen-

über dem Vorjahr um 14,2 Pro-
zent – ist die Jugendarbeitslosig-
keit in der Region. In Berlin sind
jetzt 14 554 junge Menschen un-
ter 25 Jahren erwerbslos gemel-
det, in Brandenburg 6496. Die Ar-
beitslosenquote unter Jugendli-
chen beträgt in Berlin 9,8 Pro-
zent, in Brandenburg 7,4 Prozent.
Beide Werte liegen unter dem
Durchschnitt. af

S-Bahn
entgleist
Ein Unfall in der Nacht zum
Dienstag auf der S 5 am Bahn-
hof Hoppegarten (Mark) hat den
Pendlerverkehr zwischen Berlin
und dem östlichen Umland aus
dem Takt gebracht.

Von Tomas Morgenstern

Unmut gab es am Dienstagmor-
gen im Berufsverkehr auf der S-
Bahnlinie 5. Zwischen Hoppegar-
ten und Fredersdorf war im Land-
kreis Märkisch-Oderland Schie-
nenersatzverkehr mit Bussen ein-
gerichtet. Ausgelöst hat die Un-
annehmlichkeiten, die auch in den
kommenden Tagen anhalten wer-
den, ein am Vorabend entgleister
S-Bahnzug.
Die rund 50 Insassen, die am

Montagabend in dem Zug von
Strauberg-Nord in Richtung Ber-
lin-Spandau unterwegs waren,
hatten Glück im Unglück. Alle ka-
menmit demSchrecken davon, als
gegen 21.45 Uhr die letzten vier
Waggons des Zuges bei der Ein-
fahrt in den Bahnhof Hoppegar-
ten aus den Gleisen sprangen. Of-
fenbar nicht zuletzt, weil der Fah-
rer den Zug bereits abgebremst
hatte, kippte kein Wagen um, so
dass auch keiner der 13 Fahrgäste
im hinteren Teil des Zuges zu
Schaden kam.
Wie S-Bahn-Sprecher Ingo

Priegnitz am Dienstag dem »nd«
sagte, seien erhebliche Schäden
am Gleis, an der Stromschiene so-
wie an einer Weiche entstanden.
Die angelaufen Bergungs- und
Reparaturarbeiten würden vo-
raussichtlich mehrere Tage in An-
spruch nehmen. Zur Bergung der
entgleisten Waggons sei ein
Schienenkran angefordert wor-
den, der am Nachmittag aus Leip-
zig erwartet wurde.
Zu zeitweiligen Sperrungen

kam es Priegnitz zufolge in der
Nacht sowie ab Dienstagnach-
mittag auch auf der das Parallel-
gleis befahrenden Regionalbahn-
linie RB 26 der Niederbarnimer
Eisenbahngesellschaft (NEB).
Die Bundespolizei führt die Er-

mittlungen zur Unfallursache. Ihr
Sprecher Jens Schobranski er-
klärte, die Beamten hätten, nach-
dem die Rettungskräfte alle In-
sassen unverletzt geborgen hat-
ten, ihre Arbeit vor Ort noch in der
Nacht abgeschlossen. Ohne dem
Resultat der Untersuchung vor-
zugreifen, wies er darauf hin, dass
sich der Unfall ereignete, nach-
dem die ersten Waggon eine Wei-
che am Bahnhof bereits überfah-
ren hatten. Offenbar lag es dies-
mal nicht an den Fahrzeugen.

Getreideernte
beginnt früh
Landwirt Frank Pahl von der Flora
Agrar GmbH überprüft am Diens-
tag in Waltersdorf (Dahme-Spree-
wald) das Schneidwerk eines Mäh-
dreschers. Mit der Getreideernte
wurde am selben Tag in Branden-
burg offiziell begonnen. Die Bau-
ern starten wegen der anhaltenden
Trockenheit in diesem Jahr früh in
die Ernte. Vielerorts sei wegen des
Wassermangels die Wintergerste
zur Notreife gelangt und müsse so
schnell wie möglich vom Halm, sag-
te Landesbauernpräsident Udo
Folgart. Bis Juni fehlten bis zu 90 Li-
ter Regenwasser pro Quadratme-
ter, erklärte er. Die Schauer der ver-
gangenen zwei Wochen hatten ihm
zufolge so gut wie keine Auswir-
kungen auf die Getreideernte. Die
Bauern rechnen mit bis zu 20 Pro-
zent weniger Ertrag. Etwa 4,9 Ton-
nen Getreide pro Hektar werden er-
wartet. dpa/nd Foto: dpa/Patrick Pleul

ANZEIGE
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Der Weg nach Hamburg

Cuxhaven. Flüchtige Begegnung: Ein Schiff fährt
bei Cuxhaven-Döse an der Nordsee in die Elbe
ein. Mit Temperaturen um die 22 Grad Celsius
zeigt sich die niedersächsische Nordseeküste von

ihrer sommerlichen Seite. Ab Mitte des 15. Jahr-
hunderts markierten die Hamburger die Fahr-
rinne der Elbe mit sogenannten Baken, damit die
Handelsschiffe sicher in die Häfen am Fluss ge-

langten, schließlich war Hamburg der größte
Nutznießer des Seehandels. Die bekannteste Ba-
ke, die Kugelbake, ziert das Wappen von Cuxha-
ven. dpa/nd Foto: dpa/Ingo Wagner

ANZEIGE

Rot-Rot-Grün
einigt sich zu
freien Schulen
Thüringens Koalition findet
Finanzierungs-Kompromiss

Erfurt. Im Streit um die künftige
Finanzausstattung der freien
Schulen in Thüringen hat sich die
Koalition geeinigt. Demnach sol-
len die Zuschüsse an die Träger
vom 1. Februar 2017 an jährlich
um 1,9 Prozent erhöht werden. Ab
2018 soll dieser Betrag immer im
August mit Beginn des neuen
Schuljahres angehoben werden.
Darauf hat sich am Dienstag der
Koalitionsausschuss verständigt.
Das Kabinett habe das Gesetz ein-
stimmig gebilligt, sagte Bildungs-
ministerin Birgit Klaubert (LIN-
KE). Es soll in zwei Wochen in den
Landtag eingebracht werden.
Mit der Einigung steigen die

jährlichen Zuschüsse des Landes
an die freien Schulen von 146Mil-
lionen in diesem Jahr auf 182Mil-
lionen im Jahr 2019. Ein Teil die-
ser Mehrausgaben soll nach den
Worten von Finanzministerin
Heike Taubert (SPD) über zu-
sätzliche Steuereinnahmen fi-
nanziert werden. »Die Grundlast
tragen wir selbst«, verwies die Bil-
dungsministerin auf den Etat ih-
res Hauses. Die knapp 50 Millio-
nen Euromehr für die freien Schu-
len seien »ein richtiger Kraftakt«,
unterstrich Taubert. Das Land
stockte bereits in diesem Jahr sei-
ne Finanzhilfen für die nicht-
staatlichen Schulen um 9,3 Pro-
zent auf.
Zuletzt rang die rot-rot-grüne

Koalition um die Frage, wann die
jährliche Steigerung in Kraft tre-
ten sollte. SPD und LINKE hatten
fürden1.August2017plädiert.Die
Grünen wollten eine Aufstockung
bereits ab 2016. Einigkeit bestand
allein in der Höhe. In einem ers-
ten Entwurf waren 0,25 Prozent
vorgesehen. Diesen Entwurf kas-
sierte Ministerpräsident Bodo Ra-
melow (LINKE) persönlich. »Wir
haben es uns nicht leicht ge-
macht«, gestand Klaubert ein. Die
Grünen hatten bereits im Wahl-
kampf auf eine bessere Finanz-
ausstattung für die nichtstaatli-
chen Schulen gepocht.
Der grüne Justizminister Dieter

Lauinger lobte deshalb das Gesetz
als »absolut transparent«. Es kön-
ne von keinem ernsthaft kritisiert
werden, erklärte er. Nach einem
Urteil des Landesverfassungsge-
richts von 2014 musste bei dem
Gesetz zu Schulen in freier Trä-
gerschaft bis Ende März nachge-
bessert werden. Das Gericht hatte
unter anderem moniert, dass der
Gesetzgeber die Regelung der
jährlichen Zuschüsse dem Bil-
dungsministerium überlassen ha-
be. Die Schulen in freier Träger-
schaft könnten damit die Höhe der
Zahlungen nicht abschätzen. Aus
Sicht der Koalition bringt die Neu-
regelung den freien Schulen nun
Planungssicherheit. dpa/nd

NACHRICHTEN

Rassismus an
der Diskotür wird in
Niedersachsen teuer
Hannover. Bei Rassismus an der
Diskotür sollen in Niedersachsen
künftig bis zu 10 000 Euro Buß-
geld fällig werden. Die rot-grüne
Landesregierung brachte am
Dienstag eine entsprechende Än-
derung des niedersächsischen
Gaststättengesetzes auf den Weg,
wie die Staatskanzlei in Hannover
mitteilte. Danach begeht ein Dis-
ko-Betreiber künftig eine Ord-
nungswidrigkeit, wenn er bei der
Einlasskontrolle eine Person we-
gen ihrer ethnischenHerkunft oder
Religion benachteiligt. Er muss
dann ein erhöhtes Bußgeld zah-
len. Mit dieser Regelung sei Nie-
dersachsen bundesweit Vorreiter,
sagte eine Sprecherin des Wirt-
schaftsministeriums. In allen an-
deren Bundesländern könnten nur
Betroffene selbst auf privatrecht-
lichem Wege gegen Diskriminie-
rung in Gaststätten vorgehen. Der
Staat habe dort wie bislang auch
in Niedersachsen keine wirksame
Handhabe. Wird das Gesetz ver-
abschiedet, riskieren Disko-Be-
treiber im Wiederholungsfall den
Angaben zufolge sogar ihre be-
rufliche Existenz. epd/nd

Haseloff wird nun ohne
Panne Direktkandidat
Wittenberg. Die Panne bei der
Wahl von Sachsen-Anhalts Mi-
nisterpräsident Reiner Haseloff
(CDU) zum Direktkandidaten in
seinem Wahlkreis Wittenberg ist
wettgemacht. Am Montagabend
wurde Haseloff einstimmigmit 37
Stimmen gewählt, wie der Kreis-
geschäftsführer der CDU Witten-
berg, Christian Tylsch, am Diens-
tag sagte. Die neuerliche Wahl
war notwendig geworden, weil
Ende Mai aufgrund falscher An-
gaben der Stadt Dessau-Roßlau
nicht alle stimmberechtigten
CDU-Mitglieder eingeladen wor-
den waren. dpa/nd

Pflegekräfte sollen
Vertretung bekommen
München. Nach jahrelangen Strei-
tereien sollen die über 110 000
Pflegekräfte in Bayern eine eigene
Standesvertretung bekommen. Die
Staatsregierung segnete am Diens-
tag bei der Kabinettssitzung in
München das Konzept von Ge-
sundheitsministerin Melanie Huml
(CSU) ab. Demnach wird keine
Kammer mit Zwangsbeiträgen und
Zwangsmitgliedschaft eingerich-
tet, wie es sie für Ärzte oder Apo-
theker gibt. Die Mitgliedschaft soll
freiwillig sein. Die Pflege-Interes-
senvertretung soll trotzdem eine
starke Stellung bekommen: als
Körperschaft des öffentlichen
Rechts, der die Staatsregierung
auch Verwaltungsaufgaben über-
tragen kann. Ministerin Huml soll
nun einen Gesetzentwurf ausar-
beiten. dpa/nd

Aufstand der »Zahlmeister«
Gleich 63 Kommunen in Sachsen-Anhalt klagen gegen das Gesetz zur Kinderbetreuung
Sachsen-Anhalts Kommunen wol-
len für die Kinderbetreuung zu-
ständig bleiben. Weil das Land ih-
nen die Aufgabe entzog, klagen sie
beim Verfassungsgericht. Ein Ur-
teil gibt es im Herbst.

Von Hendrik Lasch, Dessau-Roßlau

In Sachsen-Anhalt gibt es 122 Kom-
munen. Die Namen der Hälfte von
ihnen durfte Winfried Schubert, Prä-
sident des Verfassungsgerichts im
Land, am Dienstag zum Auftakt ei-
ner Verhandlung über das Gesetz zur
Kinderbetreuung verlesen. Immer-
hin 63 Städte und Gemeinden gin-
gen gegen dessen Neufassung, die im
Januar 2013 von der Magdeburger
Koalition aus CDU und SPD be-
schlossen worden war, auf die Bar-
rikade. Sie reichten eine Klage ein,
über die nach langer Wartezeit am
Dienstag verhandelt wurde.
Bis klar ist, ob der Aufstand gegen

das Gesetz Erfolg hatte, ist indes wei-
ter Geduld nötig: Ein Urteil will das
Gericht erst am 20. Oktober spre-
chen. Die Kommunen wehren sich im

Kern dagegen, dass sie Arbeit verlo-
ren haben: Für die Planung der Kin-
derbetreuung wurden mit der Ge-
setzesänderung die Landkreise zu-
ständig gemacht. Allerdings stehen
die Städte und Gemeinden finanziell
weiter in der Pflicht: Sie tragen, ge-
meinsam mit den Eltern, den Teil der
Kosten, den Zuschüsse von Land und
Landkreisen nicht decken. Sie sähen
sich »in die Rolle als alleiniger Zahl-
meister gedrängt«, ohne aber ent-
scheiden zu dürfen, sagt Johannes
Dietlein, Rechtswissenschaftler aus
Düsseldorf, der die klagenden Kom-
munen vor Gericht vertritt: »Sie ka-
men nicht umhin, sich dagegen zu
wehren.«
Das Land begründet die Neure-

gelung mit potenziellen Interessen-
konflikten. Die Kommunen hätten
zuvor die Kinderbetreuung gesteu-
ert, gleichzeitig betrieben viele aber
eigene Kitas, die womöglich gegen-
über denen freier Träger bevorzugt
würden. Diesen »Anschein von Par-
teilichkeit« habe man beseitigen
wollen, sagte der Freiburger Jurist
Matthias Jestaedt, der die Regierung

vertritt. Ohnehin kehre man nur zur
bis 2003 geübten Praxis zurück: »Ein
Regelungsexperiment wird been-
det.« Die Kläger wenden ein, dass es
»keinerlei Anhaltspunkte« für eine
Benachteiligung freier Kitas gebe,

deren Zahl selbst nach Angaben der
Landesregierung stetig steige. Die
Verlagerung der Aufgabe zu den
Kreisen sei ein »ganz massiver Ein-
griff« in die kommunale Selbstver-
waltung und könnte das Tor für de-
ren weitere Aushöhlung öffnen,
warnte Dietlein.
In dem Konflikt geht es freilich

nicht nur um Zuständigkeiten, son-
dern auch um Geld. Das Land gibt
pädagogische Standards vor. Nach

Angaben der Städte und Gemeinden
steigen dadurch die Kosten – und
zwar »dramatisch«, sagte Jürgen
Leindecker, der Geschäftsführer des
Städte- und Gemeindebundes, vor
Gericht. Als SPD-Sozialminister Nor-
bert Bischoff das Ganze ein »finan-
ziell auskömmliches Gesetz« nannte,
erntete er Gelächter unter den Bür-
germeistern.
Leindecker erwartet, dass das

wahre Ausmaß der Kostensteige-
rung im Laufe des Jahres deutlich
wird. Schon im Frühjahr gab es Pro-
teste von Eltern, deren Beiträge ex-
plodierten. Das Thema ist brisant;
2016 wird ein neuer Landtag ge-
wählt. Die CDU hat bereits ange-
kündigt, Eltern bei den Gebühren zu
entlasten, auch wenn es dafür »an
anderer Stelle« wieder Einschnitte
gebe. Das war als Attacke auf den
Ganztagsanspruch für alle Kinder in-
terpretiert worden, der 2003 abge-
schafft und erst mit der Novelle von
2013 wieder gewährleistet wurde.
Wenn die Verfassungsrichter im Ok-
tober urteilen, ist der Wahlkampf be-
reits in vollem Gang.

Als SPD-Sozialminister
Bischoff das Ganze ein
»finanziell auskömmli-
ches Gesetz« nannte,
erntete er Gelächter.

S O Z I A L I S T I S C H E  T A G E S Z E I T U N G

Mallorca kann echt öde sein. 
Für politisch denkende Menschen gehören zum Urlaub nicht nur Sonne, Sand und Sangria,
sondern auch das »nd«. Damit Sie als »nd«-Abonnent/in auch in Malle, Moskau oder
Malmø in Sachen Information nicht trocken laufen, empfehlen wir Ihnen ein (monatlich
kündbares!) digitales Urlaubs-Abo unserer App und Online-Ausgabe für nur 5,- €/Monat*.
Einfach telefonisch (030/2978-1800) oder auf www.neues-deutschland.de/ndplus ordern!
* Preis nur für Abonnent/innen des gedruckten »nd«. Gilt nicht für Teilabonnent/innen.

»nd« auch im Urlaub:Tagesaktuell& digital nur €5,-*
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Das Gedächtnis des Weißen Goldes
Der Maler und Grafiker Roland Beier hat sich dem Porzellan zugewandt, wie eine aktuelle Schau in Zachow zeigt

Der Künstler Roland Beier, weithin
bekannt durch seine Marx-Karika-
tur von 1990, hat das Porzellan ent-
deckt. Diese Neigung steckt ihm
wohl in den Genen.

Von Ralph Schipke

Also spülmaschinenfest sind seine
neueren Arbeiten aus Porzellan kei-
nesfalls, räumt Roland Beier ein. Der
in Meißen geborene Künstler, 1990
schlagartig bekannt geworden durch
seine Marx-Karikatur »Tut mir leid
Jungs! War halt nur so ’ne Idee…«,
ist derzeit vom Porzellan-Virus be-
herrscht. Im weltlichen und trotz-
dem wertgeschätztem »Meißner«
samt Blümchenmuster steckt denn
auch der Schlüssel zu den neuen fi-
ligranen und dekorativen Objekten
aus Beiers Atelier in Berlin-Karoli-
nenhof. Was bei den Kreativ-Expe-
rimenten alles entstand, zeigt er der-
zeit jedoch in Zachow bei Neubran-
denburg.
Als der Meditationsmeister und

buddhistische Mönch Thich Nhat
Hanh vor einigen Jahren schon über
das Meditative am Geschirrspülen
philosophierte, könnte er auch glatt
Roland Beiers Porzellanobjekte im
Sinn gehabt haben. Der weise Viet-
namese schrieb nämlich: »Geschirr
spülen ist wie einen kleinen Buddha
baden. Das Profane ist das Heilige.
Der Geist des Alltags ist der Geist
Buddhas.«
Dass der in erster Instanz als Gra-

fiker und Illustrator bekannte Beier
Sinn für Humor hat, bewies er nicht
nur mit jener Marx-Karikatur für die
erste Westausgabe des Satiremaga-
zins »Eulenspiegel«. Selbst fühlt er
sich wegen dieses Geniestreichs al-
lerdings etwas verfolgt und in einer
künstlerischen Schublade versteckt.
Spätestens als ein Journalist über
Beier schrieb: »So ein großes Werk
hat sein kleines Atelier nie wieder
verlassen …«, musste sich der hoch-
kreative und scheinbar ruhelose
Mann neue Betätigungsfelder und

Herausforderungen suchen. Heute
steht Marx denn auch – solide ge-
rahmt – in Beiers Werkstatt etwas in
der Ecke. Ohne völlig aus dem Künst-
lerleben und von seiner Internetsei-
te verbannt zu sein.
Beiers Brotarbeit besteht seit der

Wende im Bebildern von Schulbü-
chern großer und bekannter Verla-
ge. Er zeichnet mit so knappen, wie
treffenden Strichen Weltgeschichte
für Ethik- und Religionsbücher, il-
lustriert scheinbar antiquiertes La-
tein für Klasse 10 bis 12 mit frischen

Zeichnungen oder bebildert Eng-
lisch-Vokabelhefte reihenweise,
macht Fremdsprache bildhaft ein-
prägsam.
Bei dieser Arbeit ist er intensiv

auch mit dem Buddhismus in Kon-
takt gekommen. Hinzu kamen Bei-
ers familiäre Wurzeln in der Meiß-
ner Manufaktur mit den blauen
Schwertern: Großvater und Mutter
verschönten dort einst als Porzel-
lanmaler wertvolles Porzellan mit
virtuosen Blumenbuketts. Eine Reise
nach Japan 2009 und das 300-jähri-

ge Jubiläum »Weißes Gold« in Mei-
ßen 2010 fehlten dann noch, um bei
Beier endgültig den Porzellanvirus zu
aktivieren, der ihm schließlich in den
Genen gesteckt haben musste.
Zuerst sollte es ein im Meißner

Kunstverein angedachter Jubiläums-
Comic über die kunstvolle Alchemie
des Johann Friedrich Böttger für Au-
gust den Starken werden. Aber dann
– just in der neuzeitlichen Finanz-
krise – sah Beier Goldbarren im Fern-
sehen und hatte die Assoziation zur
sächsisch-königlichen Wertschöp-
fung Anno siebzehnhundert und …
das war es dann: Weißes Gold. So-
mit wurden 200 weiße porzellanene
Barren für Beier und seinen Dresd-
ner Künstlerfreund Kay Leonhardt
zum Thema.
Doch nun begann für den Künsler

das Experiment mit Material, Farbe,
Form erst richtig. Porzellan sei viel,
viel schwieriger als etwa Keramik,
sagt Beier, denn die Porzellanmasse
habe ein »Gedächtnis«. Und: »Für
mich schloss sich ein künstlerischer
Lebenskreis. Ich trete in großväter-
liche Fußstapfen und schaffe doch
Unikate mit meiner eigenen Hand-
schrift«, sagt er.
In Freiberg und der dortigen Por-

zellan GmbH fand Beier einen Part-
ner, der ihn mit dem weißen Stoff
ganz nach Künstlerwunsch versorgt.
Beiers Vasen und Teller mögen zwar
nicht spülmaschinenfest sein – doch
sind es inspirierende, dekorierende
und fantasieanregende Gegenstän-
de, immer etwas »gegen den Strich«,
gegen Glanz und Gloria des Porzel-
lans »bemalt«. Im Lager des Ge-
schirrproduzenten stieß er zum Bei-
spiel auf eingestaubte Dosen, denen
er mit leichter Hand eine künstleri-
sche Wiedergeburt verschaffte. Beier
sagt dazu: »Für mich eine Plattform
zum Spielen.«

Roland Beiers Ausstellung »Freiraum 2 –
Malerei und Porzellanobjekte zum The-
ma Musik« ist noch bis zum 18. Juli in
der Dorfkirche Zachow zu sehen.

Zwei Vasen – zwei Welten: Roland Beier präsentiert das berühmte Meißner Zwie-
belmuster, wie es der Großvater malte, und ein eigenes Werk. Foto: Ralph Schipke
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Der Nordosten hat den
niedrigsten Sparbetrag
aller Bundesländer
Schwerin. Der Durchschnittsdeut-
sche legt mehr als doppelt so viel
Geld auf die hohe Kante wie die
Menschen in Mecklenburg-Vor-
pommern.Das geht aus neuenZah-
len des Statistischen Landesamtes
in Schwerin hervor. Demnachwur-
den im Jahr 2013 im Nordosten je
Einwohner 933 Euro gespart, wie
das Amt am Dienstag in Schwerin
mitteilte. Dies sei der niedrigste
Sparbetrag aller Länder. Die Men-
schen im Nordosten haben aber
auch deutlich weniger Geld zur
Verfügung als in anderen Gegen-
den Deutschlands. Mit 16 192 Eu-
ro pro Einwohner erreichte der pri-
vate Konsum nur 84,6 Prozent des
Bundesdurchschnitts. Im Schnitt
der ostdeutschen Länder sparte je-
der Einwohner immerhin 1152 Eu-
ro, im Bundesdurchschnitt 1912
Euro. In Mecklenburg-Vorpom-
mern wurden somit nur 48,8 Pro-
zent des Bundesdurchschnitts er-
reicht – im Jahr davor waren es
noch 52,6 Prozent. Als Sparleis-
tung gelten zum Beispiel Bau-
sparverträge, Lebensversicherun-
gen, Sparbücher, Aktien oder In-
vestmentfonds. Ein Hauskauf gilt
hingegen als Konsum. dpa/nd

Beratung zu Sexualität
und Behinderung startet
Mainz. Die neue Mainzer Bera-
tungsstelle »Liebelle« will die The-
men Sexualität und Partnerschaft
von geistig Behinderten aus der
Tabuzone holen. Ihre Bündelung
von Beratungsangeboten und wis-
senschaftlicher Begleitung sei
bundesweit einmalig, teilten die
Werkstätten für behinderte Men-
schen Mainz gGmbH (WFB) und
der Verein pro familia am Diens-
tag zur Eröffnung mit. Es fehle an
Unterstützung fürBehinderte, »die
das Recht auf eine erfüllte Bezie-
hung haben«, hieß es weiter. El-
tern fühlten sich mit dem schwie-
rigen Thema meist alleingelassen.
Auch die Mitarbeiter von Werk-
stätten undWohnheimen seien oft
unsicher. »Sie müssen beispiels-
weise erkennen, wenn Zuneigung
in sexuelle Belästigung um-
schlägt.« Untersuchungen zufolge
seien Behinderte zwei bis dreimal
häufiger Opfer von sexueller Ge-
walt als Menschen ohne Behin-
derung. dpa/nd

Ermittlungen gegen
Saar-Minister eingestellt
Saarbrücken. Die Staatsanwalt-
schaft will die Ermittlungen gegen
den saarländischen Umweltmi-
nister Reinhold Jost (SPD) wegen
der Affäre um die Fußballmann-
schaft der SPD-Fraktion »Rote Ho-
sen« gegen Auflage beenden. Nach
einer Zahlung von 7500 Euro wer-
de das Verfahren gegen den frü-
heren Parlamentarischen Ge-
schäftsführer der Landtags-SPD
endgültig eingestellt, teilte die
Staatsanwaltschaft Saarbrücken
am Montag mit. Damit sei keine
Schuldfeststellung verbunden. Sie
hatte wegen des Verdachts der Un-
treue ermittelt. Die Justizbehörde
prüft, ob im Zusammenhang mit
Ausgaben für die Mannschaft »Die
Roten Hosen« Fraktionsmittel
zweckentfremdet wurden. Der
Landesrechnungshof hatte die
Ausgaben gerügt. Ermittlungen
gegen SPD-Fraktionschef Stefan
Pauluhn hatte die Staatsanwalt-
schaft gegen eine Auflage von
10 000 Euro eingestellt. dpa/nd

Gutachterin muss für
Kindesentzug zahlen
Mainz. Eine Familie aus dem rhein-
land-pfälzischen Mutterstadt, der
vom Jugendamt wegen einem feh-
lerhaften Gutachten die Kinder
entzogen worden waren, hat An-
spruch auf Entschädigungszah-
lungen. Das Mainzer Landgericht
stellte in einem am Dienstag ver-
kündeten Urteil fest, dass die Ver-
fasserin des Gutachtens persönlich
für die Folgen ihrer Fehlentschei-
dung haftbar gemacht werde. Die
Höhe des Schmerzensgeldes soll in
einem zweiten Verfahren geklärt
werden. (AZ: 2 O 223/14) dpa/nd

Europa und die Schotterfrage
Ein Grenzort in Niedersachsen will eine Straße nach Holland sperren – aus Geldmangel
Schlagbäume gibt es an diesem
Grenzübergang längst nicht mehr,
stattdessen jedoch viele Schlaglö-
cher. Wegen ihnen will die nieder-
sächsische Gemeinde Wielen den
Übergang nach Holland schließen.

Von Michael Evers, Wielen

Schlaglöcher machen den Balder-
haarweg für Radler zu einer Gefahr,
und wegbrechende Seitenstreifen
bringen auchAutos aus der Spur.Weil
die niedersächsische Gemeinde Wie-
len die rund 50 000 Euro zur Sanie-
rung der Straße nicht aufbringen
kann, will sie den Grenzübergang in
die Niederlande notgedrungen für
Autos schließen.
Doch der Widerstand der Bürger

istgroß–undzeigtersteErfolge.Nach
einer Protestwelle, Unterschriften-
aktionen und einer Online-Petition
wird die Schließung nun vorerst auf-
geschoben. Beiderseits der Grenze
wollen Gemeinden nach Geld und
möglichen Subventionen der Euro-
päischen Union suchen.
»Wir haben alle Bauchschmerzen

dabei gehabt, wir stehen mit dem Rü-
cken an der Wand«, sagt Bürger-
meister Gerhard Plöns. »Wir haben
schon das Freibad schließen müssen.«
Zu dem jüngsten Entschluss sei es aus
der Not heraus gekommen, weil die
einspurige Straße zum Sicherheitsri-
siko geworden sei.
600 Autos wurden bei einer Zäh-

lung alleine von morgens sechs bis
abends um siebenUhr registriert. »Das
ist eine kleine Gemeindestraße, die ist
für so viel Verkehr nicht geeignet.«
Zwei Betonpoller an der Grenze en-
gendie Verbindung sowieso schon ein,
damit nicht noch Lastwagen die teils
noch gepflasterte Straße ramponie-
ren.
Die Ankündigung der Schließung

Mitte Juni – auf holländischer Seite
wurde gleich ein Schild aufgestellt –
schlug dann hoheWogen. »Es gibtWi-

derstand in der Bevölkerung und ei-
ne Unterschriftenaktion. Auch deut-
sche Firmen haben sich gemeldet, die
Angst haben, dass sie weniger Kund-

schaft haben«, sagt Plöns. Auf nie-
derländischer Seite habe man ge-
sagt: »Das geht gar nicht.«
Dort kam die Sorge auf, dass sich

der ganze Verkehr auf einen weite-

ren kleinen Grenzübergang verla-
gert. Quasi als Strafaktion forderten
niederländische Lokalpolitiker schon,
dann auch diesen Grenzübergang zu
schließen. Bis zur nächsten Haupt-
straße, dem offiziellen Grenzüber-
gang, ist es ein Umweg von sechs bis
sieben Kilometern.
Beim deutsch-niederländischen

Kommunalverband Euregio ist man
über den Straßenstreit gar nicht glück-
lich. »Betroffen sind zum Beispiel Nie-
derländer, die in Deutschland woh-
nen und ihre Kinder in der Heimat in
die Schule bringen – für die bedeutet
das einen großen Umweg«, meint Ver-
bandssprecherin Marie-Lou Perou da-
zu. Und: »Das ist alles kontraproduk-
tiv für die europäische Integration: Je
länger der Umweg ist, desto höher ist
die Schwelle, über die Grenze zu ge-

hen.« Bei der Suche nach Geld haben
inzwischen auch Firmen Unterstüt-
zungsignalisiert,dennsie fürchtenden
Verlust von Kundschaft ohne die di-
rekte Straße ins Nachbarland. Bisher
schon hatten Anlieger selber Hand an-
gelegt, um mit von der Gemeinde ge-
liefertem Schotter die größten Löcher
zu stopfen. Inzwischen sei die Schlie-
ßungdes Balderhaarwegs umdreiMo-
nate aufgeschoben und ein Hilferuf
unter anderem an den Landkreis und
die Euregio gerichtet worden, sagt der
Bürgermeister.
Auch im Rathaus von Harden-

berg, der nächsten niederländischen
Gemeinde, signalisiert man inzwi-
schen Hilfsbereitschaft, wie eine
Sprecherin sagt. Gemeinsam wolle
man nun Finanzierungsmöglichkei-
ten finden. dpa/nd

Grenzpoller am Balderhaarweg: Auf deutscher Seite ist die Straße deutlich schlechter als auf der niederländischen. Foto: dpa/Konjer

Bisher hatten Anlieger
selber Hand angelegt,
um mit von der
Gemeinde geliefertem
Schotter die größten
Löcher zu stopfen.

Seehofer soll
künftig Hasch
verteilen
Bayern: Volksbegehren
gegen Cannabis-Verbot
wird wahrscheinlicher

München. Ein Volksbegehren soll
die Freigabe von Haschisch in
Bayern durchsetzen. Die Initia-
toren haben nach eigenen Anga-
ben bereits über 20 000 Unter-
schriften gesammelt und wollen
nun für den Endspurt mobilisie-
ren. Damit soll ein bayerisches
Hanfgesetz auf den Weg ge-
bracht und die Freigabe von Can-
nabis erreicht werden. Die Staats-
regierung soll eine Hanfagentur
gründen, die den Verkauf regu-
liert. Treibende Kraft ist der Gast-
ronom Vaclav Wenzel Cerveny. Er
wollte 2013 ein Volksbegehren
gegen das Rauchverbot auf den
Weg bringen. Das gelang nicht.
Inzwischen ist Cerveny Vorsit-
zender des »Cannabis-Verbands
Bayern«. Er warb am Dienstag auf
einer Pressekonferenz in Mün-
chen für sein Anliegen.
Ziel ist, bis Ende Juli über

33 000 Unterschriften zu sam-
meln. Nötig für einen erfolgrei-
chen Antrag wären 25 000 bestä-
tigte Unterschriften. Da erfah-
rungsgemäß viele Unterschriften
bei der Prüfung durch die Behör-
den nicht anerkannt werden, wol-
len die Initiatoren auf Nummer si-
cher gehen.
Mit dem Volksbegehren will

Cerveny ein bayerisches Hanfge-
setz durchsetzen. »Der Freistaat
Bayern trägt Sorge für den Anbau
und die Verteilung natürlicher
Hanfprodukte an seine Bürger«,
heißt es in dem Gesetzentwurf.
Produkte mit geringem Gehalt an
THC–demberauschendenStoff im
Hanf – sollen als gewöhnliches
landwirtschaftliches Erzeugnis frei
verkauft werden können. Ha-
schisch und Marihuana mit höhe-
rem THC-Gehalt sollen in Apo-
theken oder staatlich lizenzierten
Fachgeschäften verkauft werden.
Hasch als Droge sei weniger ge-

fährlich als Alkohol, sagt Cerveny,
und auch kein Einstieg zu gefähr-
licheren Drogen: »Jeder Hells An-
gel hat mal mit dem Fahrrad an-
gefangen, aber deswegen steigt
nicht jeder Radfahrer auf die Har-
ley um.« dpa/nd

Anwalt
scheitert im
Roben-Streit
Augsburger Richter
bestehen auf Amtstracht

Augsburg. Im Streit um eine feh-
lende Anwaltsrobe hat sich der
Münchner Anwalt Norman Synek
vor Gericht nicht durchsetzen kön-
nen. Das Augsburger Landgericht
wies am Dienstag eine Klage des
Anwalts gegen den Freistaat Bay-
ern ab, wie das Gericht mitteilte.
Es würde dem Gewohnheitsrecht
entsprechen, dass vor den Gerich-
ten auch Anwälte eine Robe tra-
gen müssten, hieß es zur Begrün-
dung. Diese Verpflichtung gelte für
Amtsgericht und Landgericht glei-
chermaßen. Durch die Amtstracht
würden Richter wie Rechtsanwäl-
te als Organe der Rechtspflege
kenntlich gemacht. Die Person tre-
te dabei hinter den Dienst an Ge-
setz und Recht zurück.
Im November 2014 war Synek

in einem Zivilprozess vor dem
Augsburger Amtsgericht ohne Ro-
be erschienen. Der Richter wei-
gerte sich deshalb, die Verhand-
lung durchzuführen, schickte die
Beteiligten kurzerhand nach Hau-
se und setzte einen neuen Termin
an. Der Münchner Anwalt sah in
dem Verhalten des Richters eine
amtliche Pflichtverletzung und
verlangte Schadenersatz. Er
machte Fahrtkosten und Ver-
dienstausfall geltend.
Er nehme zu Amtsgerichten in

Zivilsachen nie eine Robe mit, hat-
te Synek zum Prozessauftakt An-
fang Juni gesagt. dpa/nd
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Der jungen Australierin Brooke Davis ist mit ihrem Erstlingsroman ein ganz großer Wurf gelungen

»Ich komme mir vor
wie im Kino, sagt Karl«
Von Irmtraud Gutschke

E in internationaler Bestseller
sei dieser im Original 2014 er-
schienene Roman, sagt der

Verlag. Eigentlich müsste daraus
auch ein Filmereignis werden. Denn
was da beim Lesen so turbulent vor
einem abrollt, man kann es vor sich
sehen. »Ich komme mir vor wie im
Kino, sagt Karl« auf Seite 226, als ein
kleiner Junge mit aufgeschminktem
Schurrbart und einer schwarzen
Maske um die Augen ihn aus dem
Zugabteil befreit, in das er einge-
schlossen war. Jeremy, der sich Cap-
tain Everything nennt (die Autorin
hat da den Namen einer britischen
Punkband bemüht), überreicht ihm
eine Karte von Australien, eine Was-
serflasche und Müsliriegel für den
Weg. Ihm und der achtjährigen Mil-
lie; die zwei haben auch eine Schau-
fensterpuppe namens Manny dabei.
Zu dritt also sollen sie vom fahren-
den Zug abspringen. Dazu muss man
aber wissen, dass Karl siebenund-
achtzig ist ...
Was sich als ganz und gar ver-

rückte Geschichte liest, voller un-
glaublicher Wendungen und, wie ge-
sagt, filmreifer Szenen, verliert al-
lerdings nie jenen ernsten Hinter-
grund, der sich in der Gestaltung
durch die junge Autorin mit einem
persönlichen Schreibanlass verbin-
det. Wenn man in der Kurzbiografie
von Brooke Davis liest, sie habe an der
University of Canberra Creative Wri-
ting studiert, könnte man ja miss-
trauisch werden: Vorsicht vor ein-
gängig marktgerechter Massenpro-
duktion! Dass ein Buch marktgerecht
und gleichzeitig literarisch bedeut-
sam ist, diese Seltenheit ist Davis’
Mutter zu verdanken. Sie starb bei ei-
nem Unfall, während die Tochter,
Mitte Zwanzig, durch Südostasien
reiste. Auf dem Ho-Chi-Minh-Flug-

hafen erhielt sie eine E-Mail von ih-
rem Bruder: »Bitte ruf so bald du
kannst zu Hause an.«
»Wir alle wissen auf der Verstan-

desebene, dass diese Möglichkeit be-
steht, aber nur wenige wissen es aus
eigener Erfahrung. Was ist der rich-
tige Weg, mit diesem Wissen zu le-
ben?« – Im Vorwort zum Buch er-
zählt die Autorin, wie sie ein paar Mo-
nate später erneut nach Übersee flog,
diesmal nach Osteuropa. An ihrer
Seite ein guter Freund, dessen Vater
zu Hause in Australien langsam dem
Krebs erlag. »Auf nächtlichen Fähr-
überfahrten und langen Wanderun-
gen durch Wald und Feld sprachen
wir offen und ehrlich über Trauer und
Tod, und über die verschiedenen Ge-
stalten und Formen, die beides an-
nehmen kann.«
Die Erfahrung von Trauer und Tod

– das ist es, was die drei Hauptge-
stalten dieses Romans verbindet. Der
kleinen Millie ist der Vater im Kran-
kenhaus gestorben, und von der Mut-
ter wurde sie in der Unterwäscheab-
teilung eines Kaufhauses zurückge-
lassen. Sie solle dort warten. Aber die

Mutter kam nicht zurück, auch nach
mehreren Tagen nicht. Brooke Davis
lässt miterleben, wie sich das kleine
Mädchen versteckt, sucht und hofft –
im Blick jene männliche Schaufens-
terpuppe, zu der sie bald eine Bezie-
hung herstellt. Könnte es nicht sein,
dass sich die Toten in Plastik ver-
wandeln? Total verrückt und tod-
traurig: Überall, wo Millie ist, hin-
terlässt sie eine Nachricht: »Ich bin
hier, Mum.«
Karl lernt sie im Kaufhausrestau-

rant kennen. Agatha Panthawohnt im
Haus gegenüber von Millies verlas-
sener Wohnung. Dem Kind bleibt
nichts übrig, als um etwas zu essen
zu bitten. Aber Agatha, zweiund-
achtzig, seit dem Tod ihres Mannes
allein, ist in ihrer Einsamkeit so ver-
bittert, dass sie die liebe Kleine zu-
nächst zurückweist. Wie die Ver-
krustungen um ihre Seele langsam
abblättern, das allein schon wäre ein
Roman für sich. Was Agatha als den
Fluch des Alterns erleiden muss, das

wird nicht etwa durch einen Zauber
von ihr genommen. Und doch ist es
am Ende so, als ob ein Wunder ge-
schehen wäre.
Beim Lesen sieht man eine Mar-

gareth Rutherford vor sich, älter und
unförmiger, aber so beherzt wie die-
se Schauspielerin in den Agatha-
Christie-Verfilmungen. Und man
sieht zwei sehr alte Menschen, wie sie
die Liebe entdecken … Wie die junge
Autorin die verschiedenen Wege der

Trauer beschreibt, wie sie die winzi-
gen Lichtfunken sucht, die aus einem
Schmerz herausführen können, den
die Betroffenen für ewig halten, das
ist so real, so glaubwürdig, zu Her-
zen gehend, dass man sich beim Le-
sen die ganze Zeit zwischen zwei Ge-
fühlen befindet: dem Mitleiden und
dem Mitgerissensein von einer Hand-
lung, die mit einem Augenzwinkern
natürlich erfunden ist. »Der Hun-
dertjährige, der aus dem Fenster stieg
und verschwand« fällt einem ein, der
Weltbestseller von Jonas Jonasson,
der auch davon lebt, einem für das ei-
gene Alter noch die tollsten Aben-
teuer zu versprechen. Wenigstens
kann man seine Würde behaupten. Ja
man muss sogar darauf bestehen,
auch wenn die Umwelt einen nicht
mehr ernst nimmt.
Karl ist von seiner Familie für ver-

rückt erklärt und ins Altersheim ab-
geschoben worden. Er flieht – weite-
ren Nachstellungen entgegen. Ein al-
ter Mann und ein kleines Mädchen:
Kindesmissbrauch? Ein alter Mann
und eine Schaufensterpuppe: Weg
mit dem Sexspielzeug! Zu wehren hat
er sich die ganze Zeit, aber als er Mil-
lie trifft, steht er in einer Verantwor-
tung. Er muss ihr helfen, die Mutter
zu finden, egal, was geschieht.
Tod, Trauer, Tatkraft, Liebe. »Ihr

werdet alle sterben«, ruft Millie durch
die Sprechanlage des Zuges. Jeremy
hilft ihr dabei, der Sohn der Schaff-
nerin. So begegnet sie immer wieder
Menschen, die ihr beistehen. Dass al-
le sterben müssen, leider, das stimmt.
Man kann es verdrängen, kann sich
empören. Aber wie wir bis dahin le-
ben, darüber lässt dieses Buch nach-
denken.

Brooke Davis: Noch so eine Tatsache
über die Welt. Roman. Aus dem Engli-
schen von Ulrike Becker. Verlag Antje
Kunstmann. 279 S., geb., 19,95 €.

»Ihr werdet alle
sterben.« – Aber wie bis
dahin leben?

Foto: © Ailsa Bowyer

Könnte es nicht sein, dass sich die Toten in Plastik verwandeln? Foto: dpa/Oliver Berg

Hommage an Carla Bley

Ein Klavier
namens
Rüdiger
Von Martin Hatzius

E s gibt vermutlich nicht allzu
viele Leute in New York, die

Rüdiger heißen – und die we-
nigsten davon sind Klaviere. Und
doch ist eines der am zärtlichsten
befingerten, am innigsten begrif-
fenen Instrumente der Stadt auf
diesen Namen getauft. Das Piano
gehört der Jazzkomponistin Carla
Bley. Ihrwidmete der 1970 in Suhl
gebürtige Gitarrist Rüdiger Krau-
se, der ansonsten mit seinem Trio
Electric Krause und in den Bands
von Barbara Thalheim, Céline Ru-
dolph und Günther Fischer bril-
liert, sein erstes Soloalbum.
Krause übertrug einige dieser

melancholisch melodiösen, har-
monisch schrägen, rhythmisch of-
fensiven Stücke, die sein Idol für
ihre mit Bläsern, Klavier und Or-
gel besetzte Band komponiert hat-
te, in Arrangements für Gitarre.
Und weil Krause offenbar ein Irr-
sinniger ist, gab er nicht eher Ru-
he, bis er der Sammlung seiner
akustischen und elektronischen
Instrumente nebst diversen Ef-
fektgeräten jenen perfektionis-
tisch souveränen Sound abge-
trotzt hatte, der ihm dem Gegen-
stand angemessen schien. Er hat
sich so obsessiv in Bleys »ungitar-
ristische Musik« (Krause) hinein-
gewurmt, dass daraus am Ende elf
sehr verschiedene, allesamt origi-
näre Stücke entstanden sind, die
man nicht anders bezeichnen kann
denn als Liebeserklärung.
Carla Bley hat das verstanden.

»Ich fühle mich geehrt«, schrieb sie
für das Booklet, »dass ein so phan-
tasiereicher Gitarrist eine Reihe
meiner Musikstücke bearbeitet
und aufgenommen hat«. Und so
kam es, dass die inzwischen 79-
Jährige, derzuliebe Krause seiner
Gitarre, einer Fender aus dem
Westen, in den 80ern den Namen
Carla gegeben hatte, ihr Klavier im
Gegenzug Rüdiger nannte. Einen
Titel der Platte, »Lawns«, haben
Rüdiger und Carla (die Menschen
und die Instrumente) nun in ei-
nem Studio in Brooklyn gemein-
sam eingespielt. Es ist der einzige,
in dem man neben Krauses Gitar-
ren eben auch das Klavier hört –
und den die Turteltauben duld-
sam tragenden Bass des Carla-
Bley-Gefährten Steven Swallow.

Krauses CD »A Guitar Named
Carla« beginnt mit einem Spul-
geräusch, das an die Zeiten des
Bandsalats erinnert. Dem folgt ein
Carla-Bley-O-Ton, gesampelt von
einer Audiokassette, die Krause
dereinst von einem Ost-Berliner
Konzert der Carla Bley Band im
Radio mitgeschnitten hatte: »This
piece needs no explanation«. Und
eigentlich trifft das auf alles zu,
was dann folgt. Eine Erklärung
braucht man als Hörer weder für
romantisch balladeske Stücke wie
»Ùtviklingssang« noch für dialo-
gische Instrumentaldramolette
wie »Real Life Hits«, nicht für hüp-
fend swingende Stücke wie den
»Funnybird Song« und nicht für
die elektronische Geräuschorgie
»Musique Mecanique III«. Um zu
begreifen, was Musik in einem
menschlichen Gehirn für phan-
tastische Dinge anstellen kann,
genügt es vollkommen, zwei Oh-
ren zu besitzen. Und eine Seele.

Rüdiger Krause: A Guitar Named
Carla (jazzwerkstatt)

Rüdiger Krause Foto: Mehmet Dedeoglu

»So ein
Spinnentüchlein
voll Regentropfen –
wer macht das
nach?«
Christian Morgenstern

Streit um Kafka-Briefe

Stand seinem
Herzen
nicht nah

Im jahrelangen Rechtsstreit um
wertvolle Briefe des Schriftstel-

lers Franz Kafka (1883-1924) hat
die israelische Nationalbibliothek
einen weiteren Erfolg erzielt. Der
Nachlass von Max Brod, Freund
und Herausgeber der Werke Kaf-
kas, solle an die Jerusalemer Bib-
liothek gehen, bekräftigte das Be-
zirksgericht in Tel Aviv am Mon-
tag.
Eine ähnliche Entscheidung ei-

nes Tel Aviver Gerichts im Jahre
2012 war bislang nicht umgesetzt
worden. Die Richter wiesen am
Montag auch in zweiter Instanz die
Darstellung der Israelin Eva Hoffe
zurück, sie sei rechtmäßige Erbin
des kostbaren Nachlasses. Dies ist
auch ein neuer Rückschlag für das
Deutsche Literaturarchiv Mar-
bach, das Interesse an dem Nach-
lass signalisiert hatte.
Vor seinem Tod 1924 hatte der

jüdische Autor Kafka seinen
Freund Brod gebeten, seine Wer-
ke zu verbrennen. Dieser brachte
sie jedoch zur Veröffentlichung,
und Kafka errang Weltruhm. Auf
der Flucht vor den Nationalsozi-
alisten aus Prag nach Palästina
hatte Brod 1939 in einem Koffer
die Werke seines Freundes dabei.
Nach Brods Tod 1968 ging der

Nachlass an seine ehemalige Se-
kretärin Esther Hoffe. Sie ver-
kaufte einen Teil der Texte, da-
runter das Roman-Manuskript
»Der Prozess«, für etwa zwei Mil-
lionen Dollar. Einen anderen Teil
bewahrte sie in Safes in Israel und
der Schweiz auf. Nach ihrem Tod
vererbte sie den Kulturschatz an
ihre Töchter, von denen eine in-
zwischen gestorben ist. Die israe-
lische Zeitung »Haaretz« hatte mit
einem Bericht den Streit um den
Nachlass ins Rollen gebracht.
Das Gericht in Tel Aviv folgte

dem Argument, Brod habe in sei-
nem Testament verfügt, sein lite-
rarischer Nachlass solle an eine
jüdische Bibliothek gehen. Seine
Sekretärin habe kein Recht ge-
habt, ihn weiterzuvererben.
»Kafka hat (Esther) Hoffe nicht

gekannt, nie mit ihr gesprochen
oder sie getroffen«, hieß es in dem
Urteil. »Sie stand seinem Herzen
nicht nah, sie ist auch keine An-
gehörige. Die einzige Verbindung
zwischen Kafka und Hoffe war,
dass seine Briefe auf verschlun-
genen Wegen in ihre Hände ge-
fallen sind.« Zunächst blieb un-
klar, ob Hoffe das Urteil auch vor
dem Höchsten Gericht anfechten
will. dpa

Syriens Altertümer-Chef

Grenzen
sichern
Der syrische Altertümer-Chef

Maamoun Abdulkarim hat
strengere Grenzkontrollen gegen
den Kulturraub durch die islamis-
tische Terrormilz IS gefordert. Sy-
riens Nachbarstaaten sollten sich
verpflichten, ihre Grenzen gegen
den Schmuggel zu sichern, schrieb
der Generaldirektor der Staatli-
chen Verwaltung für Altertümer
und Museen im Magazin der Stif-
tung Preußischer Kulturbesitz (Ju-
li 2015). dpa/nd



14 Feuilleton
*

Mittwoch, 1. Juli 2015 uneues deutschland

Patrick Chamoiseau hat Daniel Defoes »Robinson« gleichsam neu geschrieben: »Die Spur des Anderen«

Metaphorischer Schiffbruch
Von Manfred Loimeier

D ie Figur des Robinson Cru-
soe hat seit Daniel Defoe
schon viele Autoren inspi-

riert. Derek Walcott entwarf seine
»Castaway«-Gedichte, Elizabeth Bi-
shop ihre Robinson-Poeme, J.M. Co-
etzee widmete sich »Mr. Cruso, Mrs.
Barton und Mr. Foe«, Michel Tour-
nier wechselte die Perspektive zu
»Freitag oder Im Schoß des Pazifik«.
Und nun Patrick Chamoiseau aus
Martinique: In seinem jetzt auch auf
Deutsch erschienenen Buch »Die
Spur des Anderen« den schrieb er den
Defoe-Roman geradewegs neu. Zu-
mindest jedenfalls bis zu der Stelle,
als Robinson die Fußspur Freitags

entdeckt. Dass dieses Kapitel bei
Chamoiseau »Der Idiot« heißt, zeigt
schon, was der Autor von Crusoes
kulturellem Überlegenheitsdünkel
hält.
Doch dann lässt Chamoiseau Ro-

binson angesichts der Fußspur er-
kennen, wie verlassen und existen-
ziell verloren er auf seiner Insel ist –
und wie sehr er sich nach menschli-
cher Gesellschaft sehnt.
Zuletzt ergibt sich Robinson ver-

einsamt der bloßen Betrachtung der
Natur und sinniert über das endlose
Werden und Vergehen – weshalb
Chamoiseaus Text als Satzzeichen
auch keine Punkte aufweist, sondern

nur Semikola, denn schließlich ist al-
les im Fluss. Doch damit nicht ge-
nug: Chamoiseaus Robinson ent-
puppt sich als ausgesetzter Sklave,
den der »echte« Robinson wiederfin-
det. Weil der Sklaven-Robinson die
Gefangenen auf dem Schiff des »ech-
ten« Robinson befreien möchte, wird
er erschossen. Doch dann erleidet der
»echte« Robinson tatsächlich Schiff-
bruch – was gewiss als Metapher für
das Schicksal diese Zivilisation ge-
meint ist.
Diese verschachtelte Handlungs-

konstruktion ist als Gedankenspiel
Chamoiseaus soweit ganz nett. Da er
aber all dies in einem sehr gelehrigen

Tonfall schreibt, der keiner seiner Ro-
binson-Figuren zuzutrauen ist, ist das
Buch »Die Spur des Anderen« eher als
ein langer Essay zu lesen. Das ver-
mittelt zwar kaum Leselust, aber in-
tellektuellen Gewinn bringt die Lek-
türe von »Die Spur des Anderen«
gleichwohl, immerhin. Und es zeigt,
dass Chamoiseaus literarische Stärke
weniger in seiner belletristischen,
sondern vielmehr in seiner essayisti-
schen Prosa liegt.

Patrick Chamoiseau: Die Spur des An-
deren. Roman. Aus dem Französischen
von Beate Thill. Wunderhorn Verlag.
271 S., geb., 24,80 €.

Chamoiseaus Robinson
entpuppt sich als
ausgesetzter Sklave,
den der »echte«
Robinson wiederfindet.

Die 56. Kunstbiennale Venedig versammelt kritische Kunst, rührt aber nicht an den kritisierten Zuständen

Show für ein gutes Gewissen
Von Tom Mustroph

B iennale-Kurator Okwui En-
wezor will der Kunstwelt ins
Gewissen reden, lokale und
regionale Perspektiven auf

die Welt fördern und am liebsten den
Kapitalismus abschaffen. Das ist sym-
pathisch. Aber es wirkt leider nicht.
Im Auditorium des zentralen Pa-

villons in den Giardini sitzen Men-
schen an Mikrofonen und lesen. Sie
lesen aus Marx’ »Kapital», der von der
Kunstwelt wiederentdeckten Analyse
des Finanzkapitalismus. Ein paar Be-
sucher haben auf den Rängen auch
Platz genommen. Doch anstatt zu-
zuhören, fummeln sie in ihren mit-
gebrachten Beuteln herum, blättern
im Biennale-Führer, orientieren sich
auf der Lageskizze des Ausstellungs-
geländes, nehmen einen Schluck
Wasser oder verschnaufen ganz ein-
fach. Die »Kapital«-Vorlesungwird für
die erschöpften Kunstbummler zur
Geräuschkulisse, zum gesprochenen
auditiven Endlosloop, der an ihnen
vorbeirauscht wie ein munteres
Bächlein am rastenden Wanderer. Zu
tieferen Erkenntnissen sind die Be-
sucher allein wegen der Erschöp-
fung, die die bisherige Wanderschaft
durch Installationen und Pavillons in
ihnen auslöste und die sie gerade an
diesem Ruhepunkt niedersinken ließ,
kaum in der Lage. Selbst wenn sie es
wären: Das Vorlese-Arrangement er-
laubt kein Nachfragen, kein Inne-
halten, kein Zurückblättern. Die in
Berliner Unis immer noch zu finden-
den Handzettel mit »Kapital«-Lese-
kreisen dürften bessere Erkenntnis-
möglichkeiten bieten.
Die von Enwezor bestellte Lesung

ist eine ikonische Geste. Sie gleicht
Che-Guevara-T-Shirts an Menschen,
die mal ein hübsches Motto in den
Stadtraum bringen wollen, ansons-
ten aber keine Gedanken daran ver-
schwenden, wie man gerechtere Ver-
hältnisse tatsächlich organisieren
kann.
Immerhin ist es eine Geste. Große

Kunstausstellungen können seit ei-
nigen Jahren ohne Kapitalismuskritik
nicht mehr auskommen. Das ist ein
Zeichen des Rumorens, der großen
Unzufriedenheit über die Verhält-
nisse selbst bei denen, die in ihrem
Berufsfeld noch vom gesellschaftlich
erzeugten und privat angeeigneten
Reichtum profitieren, weil dieser
Reichtum eben der Kaschierung be-
darf. Im unweit von Venedig gelege-
nen Padua leistete sich im frühen 14.
Jahrhundert noch ein finsterer Geld-
wechsler die Dienste des Malers Giot-
to, um durch diesen die Begräbnis-
kapelle seiner Familie mit beeindru-
ckenden Fresken über Jesu Leidens-
geschichte und das Jüngste Gericht zu
versehen. Der Auftraggeber hoffte auf
Gnade beim von ihm offenbar nicht
gänzlich ausgeschlossenen Entscheid
über Hölle oder Himmel.
Die Postmoderne hat diesen Vor-

stellungshorizont ins Diesseits trans-
feriert. Imagebildung in den globalen
Medien lautet die Aufgabe. Himmel
und Hölle werden durch Aufmerk-
samkeitsintensitäten in der medialen
Arena markiert. Und so liest sich die
Sponsorenliste der Biennale wie das
Who is Who der das aktuelle Fege-

feuer der Nichtwahrnehmung fürch-
tenden Kapitalgesellschaften und de-
ren angeschlossenen Stiftungen.
Wie der Auftraggeber der Giotto-

Kapelle haben sie ihren Teil zu ei-
nem tatsächlich beeindruckenden
Parcours beigetragen. Im zentralen
Pavillon wird Videogeschichtsunter-
richt von Alexander Kluge über Bau-
ernkrieg und DDR-Transformation
gegeben. Andreas Gursky zeigt seine
Menschenansammlungen in Börsen
und asiatischen Billigfabriken. Zwar
unterscheiden sich die Arbeits- und
Lebensbedingungen und sicher auch
die Lebenserwartung der Dargestell-
ten. Das Gewimmel aber macht deut-
lich, dass für den kapitalistischen Be-
trieb der Mensch nur eine Nummer,
ein Faktor, ein Funktionselement ist.
Der jung verstorbene japanische

Maler Tetsuya Ishida ist mit seinen
Leinwänden vertreten, die die Aus-
wirkungen dieser entfremdeten Le-
bensweise auf die Mittelschicht sei-
nes Landes darstellen. Bei Ishida sind
einsame Menschen in Kokon einge-
sponnen und in wie Waren in Kisten
verpackt. Der Videokünstler Chris
Marker zeigt in einer intensiven Ins-
tallation Leichenfelder und Stachel-
drahtverhaue.
Im Arsenale beeindruckt Abu Ba-

karr Mansaray aus Sierra Leone mit
detailverliebten Darstellungen von
Waffensystemen, die eine Hybride aus
Comic und Voodoo-Beschwörung
darstellen. Nidhal Chamekh aus Tu-
nesien hingegen gedenkt in zeichne-

rischen Überlagerungen von anato-
mischen Skizzen und solchen von
Schusswaffen der Opfer des Arabi-
schen Frühlings. In diesem Teil der
zentralen Ausstellung verwirklicht
Enwezor tatsächlich sein Anliegen,
künstlerische Positionen aus dem glo-
balen Süden stärker zu präsentieren.
In den Nationenpavillons wird En-

wezors aufklärerische Position oft
aufgegriffen. Der belgische Pavillon
präsentiert eine vielschichtige Aus-
einandersetzung mit der belgischen
Kolonialvergangenheit; am ein-
drucksvollsten hier Elisabetta Be-
nassis »Ghost Stop«, eine Bushalte-
stelle aus Abgüssen von Tierkno-
chen, die im Brüsseler Museum für
Zentralafrika lagern, und der sie den
Namen des kongolesischen Aktivis-
ten Paul Panda Farnana verleiht. Im
russischen Pavillon konfrontiert Irina
Nakhova Videoaufnahmen von Wür-
mern mit bearbeiteten Fotografien
aus den 20er und 30er Jahren, aus
denen die Opfer der damaligen Säu-
berungen entfernt werden. Politi-
scher Terror wird hier zwar in den
Kontext von Werden und Vergehen
gestellt, zugleich zeigt sich aber, dass
im Gegensatz zu manch medialer
Darstellung im Putinschen Russland
noch nicht alles gleichgeschaltet ist
und der vom Kulturministerium be-
treute Pavillon sich trotz Putins Lieb-
äugeln mit Stalin weiterhin Kritik
leisten kann.
Im japanischen Pavillon besticht

die Installation von Chioharu Shio-

ta: Der gesamte Raum ist mit einem
Netz aus roten Fäden gefüllt, an de-
ren Enden rostige Schlüssel hängen.
Das Fadengeflecht bedeckt einfache
Boote. Die in Berlin lebende Künst-
lerin verarbeitete mit dieser Instal-
lation zwar ursprünglich den Ab-
schied von verstorbenen Freunden
und Angehörigen, die Elemente ver-
dichten sich aber zu einem ein-
dringlichen Kommentar zu den vie-
len im Mittelmeer umgekommenen
Flüchtlingen.
Auf das Kerngeschäft der Bienna-

le, den Image-Ablasshandel der Geld-
geber, macht unfreiwillig der deut-
sche Pavillon aufmerksam. Bespielt
wird er mit anstandslos kritischer
Kunst. Größer und imposanter als je-
des einzelne Werk dort ist aber die
Tafel, auf der den privaten Sponso-
ren gedankt wird, ohne die der Pa-
villon »leer geblieben« wäre. Entwe-
der kann sich die Kulturnation
Deutschland den Auftritt bei dieser
Prestigeschau ohne die Almosen der
Privatwirtschaft gar nicht mehr leis-
ten; näher liegt aber die Vermutung,
dass der Kulturbetrieb gern das Sei-
ne tut, die Geldgeber richtig in Szene
zu setzen. An der Sponsorendank-
wand endet in Venedig die Kapita-
lismuskritik. Der deutsche Pavillon
liefert unabsichtlich die stärkste Aus-
sage zur Tiefenwirkung des Kapita-
lismus auf der Biennale.

Biennale Venezia, bis 22.11. 2015,
www.labiennale.org

Die erste Moschee in Venedig, so hat der Schweizer Künstler Christoph Buechel seine Installation genannt, die im isländischen Pavillon zu sehen ist. Foto: dpa/Maciej Kulczynski

Der russische Pavillon
zeigt, dass im
Putinschen Russland
noch nicht alles
gleichgeschaltet ist und
sich Künstler trotz
Putins Liebäugeln mit
Stalin weiterhin Kritik
leisten können.

Volkstheater Rostock

Ahoi zur
neuen
Spielzeit

Nach einer von permanenten
Querelen und öffentlich aus-

getragenem Streit gekennzeich-
neten Spielzeit 2014/15 will das
Volkstheater Rostock mit insge-
samt 31 Neuproduktionen neues
Publikum anlocken. Es handelt
sich dabei um 21 Premieren und
zehn Philharmonische Konzerte.
Es sollen mehr Kinder und Ju-
gendliche für das Theater begeis-
tert werden, mehrere Stücke sei-
en auf sie zugeschnitten, sagte In-
tendant Sewan Latchinian am
Dienstag in Rostock. Fünf Premi-
eren sind im Musiktheater und
vier im Tanztheater angesiedelt.
Die gesamte Spielzeit stehe un-

ter dem Motto Toleranz in religi-
ösen und kulturellen Fragen, sag-
te Latchinian. Dies zeige sich
gleich beim sogenannten Stapel-
lauf. Dabei gibt es an einemAbend
nacheinander drei Inszenierun-
gen: Er beginnt mit dem Klassiker
»Nathan der Weise« und der Ring-
parabel. Es folgt das Ballett »Le sa-
cre du printemps – Das Früh-
lingsopfer«, den Abschluss bildet
ein Programm mit Liebesliedern.
Es war alles andere als eine nor-

male Spielzeit, sagte Latchinian im
Rückblick. Seine Arbeit sei durch
die kulturpolitischen Diskussionen
aus dem Rostocker Rathaus und
aus Schwerin von Beginn infrage
gestellt worden. »Das hat natür-
lich Auswirkungen.« Es gebe Tau-
sende Menschen, die nehmen ei-
nen Kulturminister, einen Ober-
bürgermeister in seinen Äußerun-
gen so ernst, dass sie sich davon
beeindrucken lassen. Etwa wenn
sie hörten, Sparten seien entbehr-
lich. Es seien weniger künstleri-
sche Probleme gewesen, die dem
Theater das Arbeiten schwer ge-
macht haben, sagte Latchinian.
Wie der kaufmännische Ge-

schäftsführer des Volkstheaters,
Stefan Rosinski, sagte, werden zu
Saisonschluss rund 88 000 Besu-
cher die Vorstellungen gesehen
haben. Damit wären in der ersten
Spielzeit Latchinians die wenigs-
ten Besucher seit Erhebung der
Zahlen im Jahr 1997 ins Theater
gekommen. Latchinian betonte
aber, dass man nach mehr als 50
Premieren in der vergangenen
Spielzeit ein opulentes Repertoire
habe und sein auf zwei Jahre an-
gelegtes künstlerisches Konzept zu
greifen beginne.
Nach Worten Rosinskis könnte

es den Plänen der Bürgerschaft zu-
folge die letzte Spielzeit mit ei-
nem funktionierenden Musik- und
Tanztheater werden. Derzeit lie-
fen die Planungen bis 2022. Ein
kleiner Faktor dabei seien die Ei-
geneinnahmen. »Die Erwartungs-
haltung, dass hier ein Wunder von
derWarnow geschieht und sich die
Eigeneinnahmen plötzlich ver-
doppeln, ist illusionär.« dpa/nd

Thomas-Mann-Preis

»Meisterlicher
Erzähler«
Der Schriftsteller Lars Gus-

tafsson erhält den mit 25 000
Euro dotierten Thomas-Mann-
Preis. Gustafsson gehöre zu den
schwedischen Autoren mit Ein-
fluss auch in Deutschland, teilte
die Bayerische Akademie der
Schönen Künste am Dienstag in
München mit. Sie verleiht den
Preis seit 2010 jährlich zusam-
men mit der Hansestadt Lübeck,
dem Geburtsort Manns.
Das Werk des 1936 geborenen

Autors umfasst mehr als 40 Bän-
de und ist auch in deutscher
Übersetzung erschienen. Seine
Romanfolge »Risse in der Mauer«
über die Veränderungen des eu-
ropäischen Wertesystems, be-
sonders aber der Roman »Der
Bienenzüchter« hätten laut Jury
»durch ihre Verbindung von phi-
losophischer Einsicht und erzäh-
lerischer Meisterschaft« über-
zeugt. dpa/nd
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PHOENIX

KIKA

 	 5.30	  Morgenmagazin
 	 9.00	  Tagesschau Mit Wetter
 	 9.05	  Rote Rosen Telenovela
 	 9.55	  Sturm der Liebe
	10.45	  Um Himmels Willen
	11.35	  Papageien, Palmen & Co.
	12.00	  Tagesschau Mit Wetter
	12.15	  ARD-Buffet U.a.: Zuschauerfra-

gen zum Thema: Multimedia  
im Urlaub / Selfie Stick 

	13.00	  Mittagsmagazin
	14.00	  Tagesschau Mit Wetter
	14.10	  Rote Rosen Telenovela
	15.00	  Tagesschau Mit Wetter
	15.10	  Sturm der Liebe Telenovela
	16.00	  Tagesschau Mit Wetter
	16.10	  Elefant, Tiger und Co.
	17.00	  Tagesschau Mit Wetter
	17.15	  Brisant Boulevardmagazin
	18.00	  Gefragt – Gejagt
	18.50	  Hubert und Staller
	19.45	  Wissen vor acht – Werkstatt
	19.55	  Börse vor acht Mod.: Anja Kohl
	20.00	  Tagesschau Mit Wetter
	20.15	  Nebenwege Tragikomödie, D 

2014 · Mit Roeland Wiesnekker u.a.
	21.45	  Plusminus U.a.: Leere Verspre-

chen – Wie spanische Pfleger 
hier ausgenutzt werden 

	22.15	  Tagesthemen Mit Wetter
	22.45	  Anne Will Diskussion
 	 0.00	  Nachtmagazin
 	 0.20	  Nebenwege (Wh.)  

Tragikomödie, D 2014 
 	 1.55	  Rose Bernd Melodram, D 1957
 	 3.30	  Anne Will Diskussion

6.00 Rote Rosen 6.50 Sturm der Liebe 7.40 Tele-
Gym 7.55 Panoramabilder / Bergwetter 8.35 Tele-
Gym 8.50 Das Waisenhaus für wilde Tiere 9.40 
Abendschau 10.25 Wir in Bayern 11.40 Dahoam 
is Dahoam 12.10 In aller Freundschaft 12.55 
Nashorn, Zebra & Co. 13.45 Menschen in Franken 
14.15 Der Alpenkönig kehrt zurück 15.05 Polizei-
inspektion 1 15.30 Wir in Bayern 16.45 Rundschau 
17.00 Menschen in Franken 18.00 Abendschau 
18.45 Rundschau 19.00 Stationen.Magazin 19.45 
Dahoam is Dahoam 20.15 Jetzt red i – Europa 21.00 
Kontrovers 21.45 Rundschau-Magazin 22.00 Otto – 
Bayerns Schattenkönig 22.45 Kino Kino 23.00 
Rundschau-Nacht 23.10 3 Zimmer, Küche, Bad. 
Komödie, D 2012 1.00 Dahoam is Dahoam 

 	 9.05	  Volle Kanne – Service  
täglich U.a.: Reise: Hotelmit-
bringsel – was ist erlaubt?

	10.30	  Die Rosenheim-Cops
	11.15	  SOKO Wismar Abgeschminkt
	12.00	  heute
	12.10	  drehscheibe Magazin
	13.00	  Mittagsmagazin
	14.00	  heute – in Deutschland
	14.15	  Die Küchenschlacht
	15.00	  heute
	15.05	  Bares für Rares Show
	16.00	  heute – in Europa
	16.10	  SOKO Kitzbühel Mordlicht
	17.00	  heute
	17.10	  hallo deutschland
	17.45	  Leute heute Magazin
	18.05	  SOKO Wismar
	18.54	  Lotto am Mittwoch 
	19.00	  heute / Wetter
	19.25	  Heldt Heißer Stoff. Krimiserie
	20.15	  Stubbe – Von Fall zu Fall  

TV-Kriminalfilm, D 2012
	21.45	  heute-journal Wetter
	22.15	  auslandsjournal
	22.45	  Rasen erwünscht
	23.15	  Markus Lanz Talkshow
 	 0.30	  heute+ Magazin
 	 0.45	  Kampf der Start-ups! (2/3)
 	 1.30	  Stubbe – Von Fall zu Fall  

TV-Kriminalfilm, D 2012
Falls Fußball übertragen wird
 	 0.30	  heute+ Magazin
 	 0.45	  Fußball (VPS 0.44) WM der 

Frauen · Halbfinale · Live
 	 3.00	  Kampf der Start-ups! (VPS 0.45) 

 	 7.00	  Der Krieg der Beutelratten
 	 7.45	  Eine Sommerreise  

durch den Kaukasus
 	 8.30	  X:enius Magazin
 	 8.55	  Guédelon: Wir bauen uns eine 

Burg · Dokufilm, GB 2014
	10.30	  Superhirn im Federkleid
	11.15	  Reisen für Genießer
	11.40	  Im Bann der  

Chinesischen Mauer
	12.25	  360° Geo Reportage
	13.20	  ARTE Journal
	13.50	  Mit den Waffen einer Frau 

(Wh.) · Drama, F 1958 · Mit 
Brigitte Bardot, Jean Gabin, 
Edwige Feuillère u.a.

	15.50	  Zwischen Himmel und Erde
	16.15	  Tibet – Tafelfreuden,  

Tsampa und Buttertee
	17.10	  X:enius Schildkröten –  

Wer kann sie retten?
	17.40	  Engadin – Wildnis der 

Schweiz Dokumentationsreihe
	18.25	  Im Bann der Jahreszeiten
	19.10	  ARTE Journal
	19.30	  Madagaskar
	20.15	  Jan Hus (1/2) Historienfilm 

CZ 2015 · Mit Matej Hádek,  
Jan Dolanský u.a.

	22.15	  Jan Hus (2/2) Historienfilm 
CZ 2015 · Mit Matej Hádek u.a.

 	 0.15	  Europa und seine Schrift-
steller Italien erzählt von Erri 
de Luca und Claudio Magris

 	 1.05	  1864 – Liebe und Verrat in 
Zeiten des Krieges (VPS 2.10)

 	 7.00	  nano Magazin
 	 7.30	  Alpenpanorama
 	 9.00	  ZIB 
 	 9.05	  Kulturzeit
 	 9.45	  nano Magazin
	10.15	  Markus Lanz
	11.30	  Vis-à-vis Zu Gast:  

Frank-Walter Steinmeier  
(Bundesaußenminister)

	12.30	  Erlebnis Österreich
	13.00	  ZIB
	13.15	  10vor10 extra
	13.30	  Rund um den Polarkreis  

(1-5/6) Dokumentationsreihe
	17.15	  Rund um den Polarkreis
	18.00	  Reporter Das kälteste Dorf der 

Welt – 1000 Kilometer durch 
die sibirische Wildnis

	18.30	  nano Magazin
	19.00	  heute
	19.20	  Kulturzeit Aktuelles vom 

Ingeborg-Bachmann- 
Preis aus Klagenfurt

	20.00	  Tagesschau 
	20.15	  In Space Dokumentation
	21.15	  Neil Armstrong – Der  

Mond war sein Schicksal
	22.00	  ZIB 2
	22.25	  42 plus Drama, A 2007 · Mit 

Claudia Michelsen u.a.
	23.55	  Das Koch-Kommando Welt-

meisterschaft am Herd
 	 0.25	  10vor10 (VPS 21.50)
 	 0.55	  ECO U.a.: Die Übermacht  

der EZB / Streaming spaltet  
die Musik-Szene

 	 6.20	  LexiTV – Wissen für alle
 	 7.20	  Rote Rosen
 	 8.10	  Sturm der Liebe
 	 9.00	  Brisant
 	 9.45	  Einfach genial
	10.10	  Seehund, Puma & Co.
	11.00	  MDR um elf
	11.45	  In aller Freundschaft
	12.30	  Herr der Wüste Abenteuerfilm, 

I/F 1963 · Mit Mel Welles, 
Channing Pollock u.a.

	14.00	  MDR um zwei
	15.00	  LexiTV – Wissen für alle
	16.00	  MDR um vier
	17.45	  MDR aktuell
	18.05	  Wetter für 3
	18.10	  Brisant Boulevardmagazin
	18.54	  Unser Sandmännchen
	19.00	  Regional Magazin
	19.30	  MDR aktuell
	19.50	  Tierisch, tierisch
	20.15	  Exakt Das Nachrichtenmagazin
	20.45	  Exakt – Die Story Bare  

Münze – Was ist unser 
Geld noch wert?

	21.15	  Außenseiter – Spitzenreiter 
Gesucht und gefunden von 
Madeleine Wehle

	21.45	  MDR aktuell
	22.05	  Tatort Außer Kontrolle · TV-

Kriminalfilm, D 2003 · Mit Peter 
Sodann, Annekathrin Bürger u.a.

	23.35	  San Francisco – Flower und 
Power Dokumentation

 	 0.35	  unicato Junger Film im MDR
 	 1.40	  Exakt Das Nachrichtenmagazin

 	 7.30	  Tiere und Pflanzen
 	 8.00	  Brandenburg aktuell
 	 8.30	  Abendschau Magazin
 	 9.00	  zibb Magazin
 	 9.55	  ARD-Buffet Leben & genießen
	10.35	  Rote Rosen Telenovela
	11.25	  Sturm der Liebe Telenovela
	12.15	  Panda, Gorilla & Co.
	13.00	  rbb aktuell
	13.05	  Schloss Einstein
	13.30	  In aller Freundschaft
	14.15	  Planet Wissen Ebola – die 

unterschätzte Seuche
	15.15	  Colorado – Rocky  

Mountain Nationalpark
	16.00	  rbb aktuell
	16.05	  Die charmantesten  

Brandenburger Landhäuser
	16.50	  kurz vor 5 Garten
	17.00	  rbb aktuell
	17.05	  Leopard, Seebär & Co.
	17.55	  Unser Sandmännchen
	18.00	  rbb um 6 Das Ländermagazin
	18.30	  zibb
	19.30	  Abendschau
	19.30	  Regional
	20.00	  Tagesschau 
	20.15	  Die große Show der  

Naturwunder · Zu Gast: Christi-
ne Neubauer, Mareile Höppner, 
Hans Sigl, Wayne Carpendale

	21.45	  rbb aktuell
	22.15	  was! U.a.:  Die Templiner Mühle 
	22.45	  München Drama, USA/CDN/F 

2005 · Mit Eric Banas u.a.
 	 1.15	  Real Humans (3)Sci-Fi-Serie

 	 7.20	  Rote Rosen Telenovela
 	 8.10	  Sturm der Liebe Telenovela
 	 9.00	  Nordmagazin
 	 9.30	  Hamburg Journal
	10.00	  Schleswig-Holstein Magazin
	10.30	  Regional Magazin
	11.00	  Hallo Niedersachsen
	11.30	  Das Alte Land
	12.15	  In aller Freundschaft
	13.05	  NaturNah Eine Chance  

für die Sumpfschildkröte
	13.35	  Brisant Boulevardmagazin
	14.00	  NDR//aktuell
	14.15	  Bilderbuch Das Mergelland
	15.00	  NDR//aktuell
	15.15	  Die Feuerspringer  

von Sibirien Reportage
	16.00	  NDR//aktuell
	16.10	  Mein Nachmittag Magazin
	17.10	  Seehund, Puma & Co.
	18.00	  Regional Magazin
	18.15	  So ein Tag Reportagereihe
	18.45	  DAS! Zu Gast: Sila Sahin
	19.30	  Regional Magazin
	20.00	  Tagesschau
	20.15	  Unbekanntes Afrika Das Kap
	21.00	  Brautalarm auf dem Land Rock 

'n' Roll im Spitzenkleid
	21.45	  NDR//aktuell
	22.00	  Großstadtrevier 

Harte Schule · Krimiserie
	22.50	  extra 3 Satiresendung
	23.20	  Zapp Das Medienmagazin
	23.50	  Hafenpolizei Die Ölspur
 	 0.15	  Hafenpolizei Der Blindgänger
 	 0.45	  Anne Will Diskussion

10.00 Lokalzeit 10.30 Aktuelle Stun-
de 11.10 Giraffe, Erdmännchen & Co. 
12.00 Pinguin, Löwe & Co. 12.45 WDR 
aktuell 13.00 Servicezeit 13.30 In al-
ler Freundschaft 14.15 Unterwegs in 
Kanada (3) 15.00 2 durch Deutschland 
15.30 Servicezeit Reportage 16.00 
WDR aktuell 16.15 daheim & unterwegs 
18.00 Lokalzeit 18.05 Hier und heute 
18.20 Servicezeit 18.50 Aktuelle Stun-
de 19.30 Lokalzeit 20.00 Tagesschau 
20.15 Das NRW Duell 21.00 Lichters 
Schnitzeljagd 21.45 WDR aktuell 22.00 
Zwischen den Zeilen (1) 22.50 Kenne-
dys Hirn (1/2). Kriminalfilm, D/S 2010 
0.20 Der Elefant – Mord verjährt nie

14.45 Bilderbuch 15.30 Der Saar-Huns-
rück-Steig 16.00 SWR Landesschau ak-
tuell 16.05 Kaffee oder Tee 17.00 SWR 
Landesschau aktuell 17.05 Kaffee oder 
Tee (VPS 16.05) 18.00 SWR Landes-
schau aktuell 18.12 BW Wetter 18.15 
made in Südwest 18.45 SWR Landes-
schau BW 19.30 SWR Landesschau 
aktuell 20.00 Tagesschau 20.15 betrifft 
... (VPS 20.14) 21.00 betrifft ... (VPS 
20.15) 21.45 SWR Landesschau aktuell 
22.00 Tatort · Zirkuskind · TV-Kriminal-
film, D 2014 23.30 Mama Afrika Miriam 
Makeba · Dokufilm, FIN/D/SA 2011 0.55 
Die Welt zu Gast bei Fremden · Eine süd-
afrikanische Familie · Dokufilm, D 2011

9.00 Vor Ort 9.10 BON(N)Jour 9.30 
Faszination 3D-Druck 10.45 Faszination 
Robotik 12.00 Vor Ort 13.00 Befragung 
der Bundesregierung 13.30 Luxus auf 
Schienen 14.15 Traumberuf Unterneh-
mer – Der lange Weg zum Erfolg 14.45 
Der heiße Monat 15.30 Sitzung des Deut-
schen Bundestages 17.00 Gefälscht, ge-
schmuggelt und getrickst! 17.30 Vor Ort 
18.00 Kalaschnikow und Kalifat – Junge 
Franzosen im Terrorkrieg 18.30 Das 
Blut der Welt (1-2/2) 20.00 Tagesschau 
20.15 Als der Fernseher ins Wohnzimmer 
kam 21.00 Fernsehlieblinge 21.45 heute 
journal 22.15 Phoenix-Runde 23.00 Der 
Tag 0.00 Phoenix-Runde

10.18 Kikaninchen 10.25 Briefe von 
Felix – Ein Hase auf Weltreise 10.50 Ba-
bar und die Abenteuer von Badou 11.15 
Lassie 11.35 Yakari 12.00 Wunderba-
re Reise des kleinen Nils Holgersson mit 
den Wildgänsen 12.30 Garfield 12.55 
Die fantastische Welt von Gumball 13.20 
Rowdy & Zwick 13.40 Die Pfefferkörner 
14.10 Schloss Einstein 15.00 H2O – 
Plötzlich Meerjungfrau 15.25 Stoked 
15.50 Lenas Ranch 16.10 logo! Die Welt 
und ich 16.15 Garfield 16.50 Pound 
Puppies – Der Pfotenclub 17.15 Der klei-
ne Nick 17.40 Yakari 18.05 Ritter Rost 
18.15 Jim Hensons: Doozers 18.40 Wol-
kenkinder 18.50 Unser Sandmännchen

5.30 Sat.1-Frühstücksfernsehen 10.00 Auf Streife 
11.00 Richterin Barbara Salesch 12.00 Richter 
Alexander Hold 13.00 Richter Alexander Hold 
14.00 Auf Streife 15.00 Anwälte im Einsatz – Spe-
zial 16.00 Anwälte im Einsatz 17.00 Mein dunkles 
Geheimnis 17.30 Schicksale – und plötzlich ist al-
les anders 18.00 In Gefahr – Ein verhängnisvoller 
Moment 19.00 Newtopia 19.55 Sat.1 Nachrichten 
20.15 Deal or no Deal 22.10 Knallerfrauen · Sketch-
Comedy mit Martina Hill 22.40 Knallerfrauen 
23.15 24 Stunden · Die Piek-Asse vom Tattoo-Shop 
0.15 Focus TV – Reportage · Urlaub auf dem XXL-
Campingplatz – 60 Jahre Union Lido 0.45 News & 
Stories · Ein Märtyrer des Sturm und Drang – Jakob 
Lenz2.20 Schicksale – und plötzlich ist alles anders 

5.10 Suburgatory 5.50 Two and a Half Men 7.20 
Mike & Molly 8.10 How I Met Your Mother 9.35 
The Big Bang Theory 11.00 Mike & Molly 11.50 
Two and a Half Men 13.40 2 Broke Girls 14.10 
The Big Bang Theory 15.30 How I Met Your Mother 
17.00 taff 18.00 Newstime 18.10 Die Simpsons 
19.05 Galileo 20.15 Empire · Titan 21.15 Empire 
· Gefährliche Verbindungen 22.15 Empire · Die 
Wahrheit, nichts als die Wahrheit 23.10 2 Broke 
Girls · Die Cupcake-Katastrophe 23.40 2 Broke 
Girls · Maschine vs. Mädchen 0.05 2 Broke Girls · 
Belästigung am Arbeitsplatz 0.35 Fringe – Grenz-
fälle des FBI · Mauerblümchen. Mysteryserie1.30 
Fringe – Grenzfälle des FBI · Rückkehr ins Ungewis-
se. Mysteryserie 2.20 ProSieben Spätnachrichten

5.05 Informationen am Morgen 9.05 Kalender-
blatt 9.10 Europa heute 9.35 Tag für Tag 10.10 
Länderzeit 11.35 Umwelt und Verbraucher 12.10 
Informationen am Mittag 13.35 Wirtschaft am 
Mittag 14.10 Deutschland heute 14.35 Campus 
und Karriere 15.05 Corso – Kultur nach 3 16.10 
Büchermarkt 16.35 Forschung aktuell 17.05 Wirt-
schaft und Gesellschaft 17.35 Kultur heute 18.10 
Informationen am Abend 18.40 Hintergrund 
19.05 Kommentar 19.15 Zur Diskussion 20.10 
Aus Religion und Gesellschaft 20.30 Lesezeit · 
Michael Krüger: „In der Wildnis” 21.05 Querköpfe 
22.05 Musikforum 22.50 Sport aktuell 23.10 Das 
war der Tag 23.57 National- und Europahymne 
0.05 Deutschlandfunk Radionacht 

8.35 Brisant 9.15 Maintower 9.40 hessenschau 
10.10 Panda, Gorilla & Co. 11.00 Religionen der 
Welt (2/3) 11.30 In aller Freundschaft 12.15 Der Ruf 
der Berge. Heimatfilm, D/A 2005 13.45 Der Ruf der 
Berge: Schatten der Vergangenheit. Heimatfilm, D 
2007 15.15 Geld.Macht.Liebe · Kettenreaktion 16.00 
hessenschau kompakt 16.05 hallo hessen 16.45 
hessenschau kompakt 17.00 hallo hessen 17.50 
hessenschau kompakt 18.00 Maintower 18.20 Bri-
sant 18.50 Service: Trends 19.15 Alle Wetter! 19.30 
hessenschau 20.00 Tagesschau 20.15 Mex  21.00 
Alles Wissen 21.45 Lebensmittel-Check mit Tim Mäl-
zer (1/6) 22.30 hessenschau kompakt 22.45 defacto 
23.15 Don Mariano weiß von nichts. Mafiafilm, I/F 
1968 0.55 Töte Amigo. Italowestern, I 1966

5.35 Explosiv – Das Magazin 6.00 Guten Morgen 
Deutschland 8.30 Gute Zeiten, schlechte Zeiten 
9.00 Unter uns 9.30 Betrugsfälle 10.00 Die 
Trovatos – Detektive decken auf 11.00 Die Trova-
tos – Detektive decken auf 12.00 Punkt 12 14.00 
Verdachtsfälle 17.00 Betrugsfälle 17.30 Unter 
uns 18.00 Explosiv – Das Magazin 18.30 Exclu-
siv – Das Star-Magazin 18.45 RTL aktuell 19.03 
Wetter 19.05 Alles was zählt 19.40 Gute Zeiten, 
schlechte Zeiten 20.15 Die 10 ... (5/5) · unvor-
stellbarsten Zufälle 21.15 I Like the 80's (5/5) · 
U.a.: Das Geiseldrama von Gladbeck schockt ganz 
Deutschland 22.15 „Stern”-TV · U.a.: Herrenloses 
Fluggepäck – Die große Kofferauktion bei stern 
TV 0.27 RTL Nachtjournal – Das Wetter

5.00 Medical Detectives – Geheimnisse der Ge-
richtsmedizin 5.50 Hilf mir doch! 6.50 Verklag 
mich doch! 8.50 Verklag mich doch! 9.50 Hilf mir 
doch! 10.55 vox nachrichten 11.00 Mein himm-
lisches Hotel 12.00 Shopping Queen 13.00 Wer 
weiß es, wer weiß es nicht? 14.00 Wer weiß es, 
wer weiß es nicht? 15.00 Shopping Queen 16.00 
4 Hochzeiten und eine Traumreise 17.00 Mein 
himmlisches Hotel 18.00 mieten, kaufen, woh-
nen 19.00 Das perfekte Dinner 20.00 Prominent! 
20.15 Outlander · Die Wacht 21.20 Outlander · 
Die Suche 22.30 Major Crimes · Tiefer Fall 23.20 
Crossing Jordan – Pathologin mit Profil · Ein harter 
Schlag 0.15 Crossing Jordan – Pathologin mit Profil 
· Der Todesengel 1.05 vox nachrichten

9.07 Im Gespräch 10.07 Lesart · Das Literatur-
magazin 11.07 Tonart · Das Musikmagazin am 
Vormittag 12.07 Studio 9 · Kultur und Politik am 
Mittag 13.30 Länderreport 14.07 Kompressor · 
Das Kulturmagazin 15.00 Kakadu – Nachrichten für 
Kinder 15.05 Kakadu · Musiktag · Klangohr CD-Test 
15.30 Tonart · Das Musikmagazin am Nachmittag 
17.07 Studio 9 · Kultur und Politik am Abend 18.30 
Weltzeit 19.07 Zeitfragen · Kultur und Geschichte 
20.03 Konzert 21.30 „Familie in Serie” · „Pension 
Spreewitz” (RIAS Berlin) / „Neumann, zweimal 
klingeln” (Radio DDR 1) 22.30 Studio 9 kompakt 
· Themen des Tages 23.05 Fazit · Kultur vom Tage 
0.05 Neue Musik · Ungesehen und unerhört. Künst-
ler reagieren auf die Sammlung Prinzhorn

Mittwoch
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Auflösung von Dienstag

Einer zu viel: In jedem Kästchen stehen zwei Buchstaben, aber nur einer davon ist richtig. Durch Streichen eines 
dieser Buchstaben müssen sinnvolle Begriffe entstehen. 

Jan Hus
Prag am Ende des 14. Jahrhun-
derts: Der Theologe Jan Hus (Matej
Hádek, mi.) predigt gegen den Wer-
teverfall und denAmtsmissbrauch in
derrömischenKirche.DieKritikstößt
beim gemeinen Volk auf offene Oh-
ren und selbst Teile des Klerus sind
zunächst auf seiner Seite. Seine
Ideen geraten jedoch immer mehr in
Widerspruch zur Lehre des Vati-
kans, der in der Person des Papstes
die oberste Glaubensinstanz sieht.
Als Hus auf dem Konzil von Kons-
tanz 1415 seine Ansichten nicht wi-
derrufen will, wird er zum Tode ver-
urteilt und auf dem Scheiterhaufen
als Ketzer verbrannt. Das tschechi-
sche Fernsehen drehte zusammen
mit Arte anlässlich des 600. Todes-
tages des frühen Reformators einen
Film, den Arte heute als Zweiteiler
zeigt.
Foto: Arte/Ceská televize/Dagmar Vyhnálková

Arte, 20.15 Uhr

Rasen
erwünscht
Eine Berliner Tageszeitung veröf-
fentlichte kürzlich einen Leserbrief
eines älterenHerrn, in demdieser er-
klärte, Angst vor rasenden Radfah-
rern zu haben, nicht jedoch vor zu
schnell fahrenden Pkw-Lenkern,
denn heranrasende Autos könne er
hören, Fahrräder jedoch nicht.
Mit dieser verblüffenden Logik

steht derMann nicht allein. Das Fah-
ren mit überhöhter Geschwindig-
keit auf den Straßen in Deutschland
gilt nach wie vor als Kavaliersdelikt.
Obwohl Studien zum Schluss kom-
men, dass ein Tempolimit auf Au-
tobahnen und mehr Tempo-30-Zo-
nen in Städten die Zahl der Ver-
kehrstoten senken würde, lehnen
Bundesregierung und Automobil-
branche ein Tempolimit ab.
Foto: ZDF/imago/Becker & Bredel

ZDF, 22.45 Uhr

Radio versus Internet

Bayern
lauschen
lieber

Das Radio bleibt fester Be-
standteil im Alltag der Men-

schen in Bayern. Jeden Tag hören
sie im Schnitt fast vier Stunden
lang eines der privaten oder öf-
fentlich-rechtlichen Programme.
Wie die am Dienstag in Nürnberg
veröffentlichte Funkanalyse für
2015 ergab, ging die durch-
schnittliche Hördauer im Ver-
gleich zum Vorjahr nur um acht
Minuten zurück. 3,2 Millionen
Menschen oder rund 86 Prozent
der bayerischen Bevölkerung ab
zehn Jahren hören an einem
durchschnittlichen Werktag Ra-
dio. 2014 waren es noch knapp 89
Prozent.
Das Internet nutzen die Bayern

im Schnitt rund 50 Minuten am
Tag. Ferngesehen wird durch-
schnittlich 3,8 Stunden lang. Bei
den jüngeren Leuten verschiebt
sich die Mediennutzung: Für die
14- bis 19-Jährigen liegt das Netz
mit einer Nutzungsdauer von 130
Minuten vor dem Radio mit 125
Minuten. Allerdings hören nicht
wenige längst auch im Internet Ra-
dioprogramme. Das Fernsehen be-
legt in dieser Altersgruppe mit 71
Minuten nur noch den dritten
Platz. »Insgesamt ist es erfreulich,
dass es den lokalen Radioangebo-
ten in Bayern gelungen ist, ihre
Wettbewerbsposition im Wesent-
lichen zu halten«, sagte der Präsi-
dent der Bayerischen Landeszent-
rale für neue Medien (BLM), Sieg-
fried Schneider, zur Eröffnung der
Lokalrundfunktage in Nürnberg.
Der lokale Rundfunk müsse sei-
nen Heimvorteil im Medienwan-
del konsequent nutzen und weiter
auf Lokalität und Nähe setzen. Die
Funkanalyse wird unter anderem
im Auftrag der BLM durchgeführt.
Knapp 39 000 Menschen ab zehn
Jahren wurden dafür in Bayern be-
fragt. dpa/nd

SWR-Staatsvertrag

Ein bisschen
weniger
staatsnah

Der neue Staatsvertrag für den
SWR ist amMittwoch in Kraft

getreten. Die Parlamente in Ba-
den-Württemberg und Rheinland-
Pfalz haben dem Vertragswerk im
Mai zugestimmt. Damit ist der
Staatsvertrag des SWR der erste
eines öffentlich-rechtlichen Sen-
ders, der nach dem Urteil des Bun-
desverfassungsgerichts zum ZDF
geändert wurde. Das Urteil ist für
alle öffentlich-rechtlichen Anstal-
ten von Bedeutung. Auch für den
MDR wird derzeit ein neuer
Staatsvertrag ausgearbeitet.
Die Bundesverfassungsrichter

hatten im März 2014 gefordert,
dass die Aufsichtsgremien des öf-
fentlich-rechtlichen Rundfunks
staatsferner organisiert werden
müssten. Der Anteil der staatli-
chen oder staatsnahen Mitglieder
dürfe ein Drittel nicht über-
schreiten. Daher wird die Anzahl
der staatlichen Mitglieder im Ver-
waltungsrat von sieben auf sechs
reduziert. Baden-Württemberg
wird künftig ebenso wie Rhein-
land-Pfalz nur noch ein Mitglied
statt bisher zwei Mitglieder der
Landesregierung in das Gremium
entsenden. Der Verwaltungsrat
besteht aus 18 Personen. Im
Rundfunkrat liegt der Anteil der
staatsnahen Mitglieder bei 23
Prozent.
Personen, die von Vereinen und

Organisationen entsandt werden,
sollen nicht einem Landesparla-
ment oder einer Landesregierung
angehören. Sie dürfen auch nicht
der Bundesregierung, dem Bun-
destag, dem Europäischen Parla-
ment oder der Europäischen Kom-
mission angehören oder Spitzen-
funktionäre einer politischen Par-
tei sein. Mit dieser Regelung soll
verhindert werden, dass sich die
Zahl der staatsnahen Mitglieder
durch die Hintertür erhöht. epd/nd
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Dobrindt will Piloten
besser kontrollieren
Berlin. Nach demmutmaßlich von
einem psychisch erkrankten Co-
piloten herbeigeführten Absturz
einer Germanwings-Maschine mit
150 Toten will Bundesverkehrs-
minister Alexander Dobrindt
(CSU) die Piloten besser kontrol-
lieren. »Depressionen sind weit
verbreitet und in den meisten Fäl-
len gut heilbar«, erklärte er am
Dienstag bei der Vorstellung des
Zwischenberichts einer Taskforce
zum Thema Flugsicherheit in Ber-
lin. Der Bericht empfiehlt unter
anderem, bei der Flugtauglich-
keitsprüfung neue Methoden zur
Kontrolle von Drogen-, Alkohol-
und Medikamentenmissbrauch zu
prüfen. Zu den weiteren Empfeh-
lungen zählen eine stärkere Sen-
sibilisierung der Fliegerärzte für
psychosoziale Störungen und die
verpflichtende Einrichtung von
Anlaufstellen auf europäischer
Ebene. AFP/nd

Gesetzentwurf gegen
Genpflanzen vorgelegt
Kiel. Fünf grüne Umwelt- und Ag-
rarminister haben am Dienstag ei-
nen Gesetzentwurf gegen den An-
bau von gentechnisch veränderten
Pflanzen vorgelegt. Am 10. Juli
wollen sie das Gesetz im Bundes-
rat einbringen, kündigte Schles-
wig-Holsteins Umweltminister
Robert Habeck in Kiel an. Zu den
Mitinitiatoren gehören die Amts-
kollegen Alexander Bonde (Ba-
den-Württemberg), Ulrike Höfken
(Rheinland-Pfalz), Stefan Wenzel
(Niedersachsen) und Johannes
Remmel (Nordrhein-Westfalen).
Laut Habeck ist ein flächende-
ckendes Anbauverbot für gen-
technisch veränderte Pflanzen
notwendig. »Nur durch eine bun-
deseinheitliche Regelung können
wir die Gentechnikfreiheit in der
Lebensmittelkette sichern«, sagte
er. epd/nd

Keine Gefahr durch
Glyphosat in Muttermilch
Berlin. Nach einer Untersuchung
im Auftrag der Grünen zu Rück-
ständen von Glyphosat in Mutter-
milch hat das Bundesinstitut für
Risikobewertung (BfR) die Werte
als gesundheitlich unbedenklich
eingestuft. Selbst der höchste ge-
messene Wert liege deutlich unter
dem EU-Grenzwert für die tägli-
che Aufnahmemenge von Rück-
ständen aus Lebensmitteln, teilte
das Institut am Dienstag mit. Das
BfR und die Nationale Stillkom-
mission empfahlen verunsicherten
Müttern deshalb, weiterhin zu stil-
len. Glyphosat ist weltweit einer
der ammeisten eingesetzten Wirk-
stoffe in Unkrautvernichtungs-
mitteln und das am weitesten ver-
breitete Pflanzengift. AFP/nd

Vorsorge gegen mögliche
Immobilienblase
Berlin. Zur Vermeidung von Preis-
blasen auf dem deutschen Immo-
bilienmarkt in Folge der Niedrig-
zinsen soll die Finanzaufsicht mit
zusätzlichen Eingriffsrechten aus-
gestattet werden. Das hat der Aus-
schuss für Finanzstabilität am
Dienstag in Berlin gefordert. Aus
Sicht der Stabilitätswächter sollte
die Bundesanstalt für Finanz-
dienstleistungsaufsicht Mindest-
anforderungen für die Kreditfi-
nanzierung von Wohnimmobilien
einführen können. Das betreffe
etwa die Höhe des Mindest-Ei-
genkapitals oder eine Mindesttil-
gung. dpa/nd

Genthin: Kein Investor
für Waschmittelwerk
Genthin. Für das Waschmittel-
werkGenthin in Sachsen-Anhalt ist
bisher kein Investor gefunden
worden. Die Betreiber hatten An-
fang Mai Insolvenz angemeldet.
Die 128 Mitarbeiter würden ab
Mittwoch freigestellt, sagte der
Betriebsratsvorsitzende Olaf Thie-
le am Dienstag. Die Beschäftigten
müssen sich arbeitslos melden. Es
liefen aber weiter Gespräche mit
möglichen Investoren, um den
Standort zu retten, so eine Unter-
nehmenssprecherin. dpa/nd

Kein Kompromiss beim Fracking
Sozialdemokraten sorgen in der Regierungskoalition für Verschiebung der Abstimmung
Die Bundesregierung hat die Ab-
stimmung über die geplanten Re-
gelungen für das umstrittene Gas-
Fracking auf die Zeit nach der Som-
merpause verschoben.

Von Haidy Damm

Am Ende blieben doch zu viele Streit-
punkte offen: Die große Koalition hat
die für Freitag angesetzte Abstim-
mung über das Gesetzespaket zum
Fracking von der Tagesordnung ge-
strichen und will im Herbst nachver-
handeln. Bei der umstrittenen Gas-
und Ölfördermethode in Gesteins-
schichten, die mit bisherigen Förder-
techniken nicht erschlossen werden
können, wird eine Mischung aus Was-
ser, Sand und Chemikalien in den Bo-
den gepresst.
Widerstand gegen das aus den

SPD-geführten Ministerien Umwelt
und Wirtschaft eingebrachte Geset-
zespaket kommt vor allem aus den ei-
genen Reihen. »Es ist notwendig sich
für die Klärung der zentralen Fragen
noch etwas Zeit zu nehmen. Es gilt
Gründlichkeit vor Schnelligkeit«, sag-
te Matthias Miersch, umweltpoliti-
scher Sprecher der SPD-Fraktion am
Dienstag in Berlin. Der Koalitions-
partner reagierte ungehalten. »Wir
waren eigentlich in konstruktiven
Verhandlungen. Auf einmal ging es bei
der SPD nicht weiter«, monierte der
Unions-Fraktionsvize Michael Fuchs
am Dienstag.
Ein Streitpunkt ist die von der

CDU/CSU geforderte Expertenkom-
mission, die statt des Parlaments ab
2019 bewerten soll, ob Unternehmen
auch großflächig zu kommerziellen
Zwecken Gas mit Hilfe der Fracking-
technologie aus tiefen Gesteins-
schichten fördern dürfen. In einem
Papier des Netzwerkes Berlin fordern
Sozialdemokraten, dass diese Ent-
scheidung weiter beim Bundestag lie-
gen soll. Die »Netzwerker« wollen zu-

dem erreichen, dass neben einem ver-
stärkten Trinkwasserschutz auch eine
Regelung verankert wird, die unkon-
ventionelles Fracking bei Erdgas und
Erdöl gleichstellt. Diese Art der Erd-
ölförderung spiele hierzulande zwar
bisher keine Rolle, das sei aber für die
Zukunft nicht auszuschließen. Auch
eine Beweislastumkehr müsse durch
das Gesetz rechtssicher definiert wer-

den und eine Schadensregulierung
durch die Unternehmen tatsächlich
gewährleistet sein.
Meinungsverschiedenheiten gibt es

zudem über die im Gesetz verankerte
Grenze von 3000 Metern, unter der
Fracking erlaubt sein soll. So hatte der
schleswig-holsteinische Umweltmi-
nister Robert Habeck (Grüne) im Mai
bei einer Anhörung im Bundesrat ge-

sagt, die Tiefe sei ein »völlig fach-
fremdes Kriterium«, es käme viel-
mehr auf einzelne Gesteinsschichten
und deren Lage an.
Die Opposition begrüßte die Ver-

schiebung. Hubertus Zdebel, Obmann
im Umweltausschuss für die Fraktion
DIE LINKE, sprach von einer »guten
Nachricht«, die auch dem »massiven
Widerstand der Anti-Fracking-Bewe-
gung und der BürgerInneninitiativen
vor Ort« geschuldet sei. »Hätte der
Bundestag das Gesetz diese Woche
beschlossen, wäre Fracking auf über
75 Prozent der Fläche Deutschlands
erlaubt gewesen«, so Zdebel. Seine
Fraktion lehnt Fracking »ohne Aus-
nahmen« ab. Die Sprecherin für Ener-
giepolitik der Grünen-Bundestags-
fraktion, Julia Verlinden, forderte die
Bundesregierung auf, die Sommer-
pause zu nutzen und aus dem »Fra-
cking-Erlaubnis-Gesetz« ein rechtssi-
cheres Verbot zu machen. »Statt im-
mer riskantere Fördermethoden ein-
zusetzen, müssen wir unabhängig von
Kohle, Öl und Erdgas werden«, so Ver-
linden. Fracking verschärfe die Kli-
makrise und schade der Energiewen-
de, »weil es dazu beiträgt, noch mehr
fossile Energieträger aus denBöden zu
pressen. Außerdem birgt das Fra-
cking enorme Gefahren für Umwelt
und Gesundheit«.
Auch Umweltorganisationen zeig-

ten sich erfreut über die Verschie-
bung. Der Bundesverband Bürgerini-
tiativen Umweltschutz (BBU) sprach
von einem »großen Erfolg«. Oliver Ka-
lusch vom Geschäftsführenden Vor-
stand des BBU forderte »ein gesetzli-
ches, ausnahmsloses und zeitlich un-
beschränktes Fracking-Verbot«. Der
Deutsche Naturschutzring (DNR)
kommentierte: »Fracking ist kein Bei-
trag zur Lösung der energie- und kli-
mapolitischen Herausforderungen,
sondern Teil des Problems«, so Daniel
Hiß, Frackingexperte des DNR.
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Telefonieren
in der EU
wird billiger
Roaming-Gebühren sollen
2017 größtenteils auslaufen

Brüssel. Reisende können künftig
günstiger im EU-Ausland telefo-
nieren, im Internet surfen und
SMS schreiben. Denn die soge-
nannten Roaming-Gebühren sol-
len am 15. Juni 2017 in der EU
größtenteils auslaufen. Darauf ei-
nigten sich Vertreter der EU-Staa-
ten und des Europaparlaments am
Dienstag in Brüssel. Die Roaming-
Gebühren fallen allerdings nicht
vollständig weg, sondern nur der
Aufschlag wird gedeckelt. Tele-
fonanbieter dürfen Einschrän-
kungen machen, wenn Nutzer
häufiger im EU-Ausland mobil te-
lefonieren, surfen oder SMS schi-
cken und nicht nur bei gelegent-
lichen Reisen. Zudem sollen sie
entstandene höhere Kosten ab-
rechnen können.
Der österreichische Grünen-Ab-

geordnete Michel Reimon kriti-
sierte, den Anbietern blieben
»Schlupflöcher so groß wie Scheu-
nentore«. »Auf der Rechnung wird
statt Roaming einfach eine andere
Gebühr stehen«, schrieb er auf sei-
ner Internetseite. Der CDU-Euro-
paabgeordnete Herbert Reul da-
gegen sprach von einem »ver-
nünftigen Kompromiss«.
In einem Zwischenschritt sol-

len die Roaming-Kosten am 30.
April 2016 weiter sinken. Das gel-
tende System der Preisobergren-
zen soll dann durchAufschläge auf
den Heimtarif ersetzt werden.
Dann dürfen laut Mitteilung Te-
lefonate im EU-Ausland nur noch
fünf Cent pro Minute zusätzlich
kosten, bei SMS sind es zwei Cent
und beim Surfen darf jedes Me-
gabyte an Daten mit höchstens
fünf Cent extra zu Buche schla-
gen. Hinzu kommt noch die Mehr-
wertsteuer. dpa/nd

Schiffbauer in Sorge
Gewerkschaften kritisieren Verlegung der Firmenzentrale der Meyer Werft

Die Meyer Werft wird ihren Fir-
mensitz künftig in Luxemburg ha-
ben. Mitarbeiter, Gewerkschaften
und Kommunen fürchten weitere
Einschnitte.

Papenburg. Die Ankündigung der
Meyer Werft, ihre Zentrale von Ros-
tock nach Luxemburg zu verlagern,
hat Arbeitnehmer, Gewerkschafter
und Politiker verärgert. Es habe im
Vorfeld keine Signale der Ge-
schäftsführung gegeben, so einen
Schritt zu planen, sagte der Be-
triebsratsvorsitzende der Meyer
Werft in Papenburg, Ibrahim Ergin.
»Dass wir das so kurzfristig erfahren
haben, das ist kein vernünftiger Um-
gang miteinander.« Kollegen fragten
sich besorgt, ob auch andere Teile
ausgelagert werden sollen.
Am Wochenende war bekanntge-

worden, dass Meyer seinen Firmen-
sitz verlegen und in Luxemburg
künftig den zentralen Einkauf für die
Standorte in Papenburg, Rostock und
das finnische Turku bündeln will. Lu-
xemburg sei gewählt worden, weil
man so die nach deutschem Recht
notwendige Einrichtung eines Auf-
sichtsrates umgehen könne, sagte
Unternehmenssprecher Günther
Kolbe. »Man will weiter ein fami-
lienbestimmtes Unternehmen sein.«
Bei den jüngsten erfolgreichen Ver-

handlungen um Neuaufträge wäre
nach Ansicht der Geschäftsführung
ein Aufsichtsrat »extrem hinderlich«
gewesen. Insgesamt beschäftigt
Meyer rund 5100 Menschen.
Niedersachsens Wirtschaftsmi-

nister Olaf Lies (SPD) sei verärgert
über die Entscheidung, sagte eine
Sprecherin. Dem Versuch, eine Auf-
sichtsratsgründung zu unterwan-
dern, erteile man eine »klare Ab-
fuhr«. Lies erinnerte an den Stand-
ortsicherungsvertrag und den Mas-

terplan Ems, mit dem das Land die
Grundlagen für den Standort Pa-
penburg gesichert habe. »Auf jeden
Fall hätte ein Weg beschritten wer-
den müssen, den man mit allen Be-
teiligten bespricht.« Am Mittwoch
sollen Geschäftsleitung, Betriebsrat
und die IG Metall in Emden zu ei-
nem Gespräch zusammenkommen.
Aus dem Wirtschaftsministerium

Mecklenburg-Vorpommern hieß es,
man wolle mit dem Unternehmen
klären, ob der Schritt Auswirkun-
gen für die Neptun-Werft habe.
Meyer habe immer viel Rücken-

wind aus der Politik, der Belegschaft
und der Gewerkschaft erhalten, sag-
te der Chef der IG Metall Leer-Pa-
penburg, Thomas Gelder, der bis vor
kurzem Betriebsratsvorsitzender der
Meyer Werft war. Das jetzige Ver-
halten sehe er als Kulturbruch. Der
Schiffbauexperte der IG Metall Küs-
te, Heino Bade, bezeichnete den
Schritt als unverständlich. Dass Mey-
er mit einem Aufsichtsrat Aufträge
nicht bekommen hätte, entbehre je-
der Grundlage. »Das Mitbestim-
mungsgesetz enteignet ja nicht die
Familie Meyer.« Rechtlich gebe es
aber keine Möglichkeit, gegen die
Entscheidung anzugehen. dpa/nd

Zulieferer vor harten Zeiten
Hamburg. Die deutsche Zulieferin-
dustrie für Werften und Schiffbauer
bereitet sich auf rauere Zeiten vor.
Zwar seien die Umsätze im laufenden
Jahr noch relativ stabil, doch sei mit
rückläufigen Aufträgen zu rechnen,
teilte die Arbeitsgemeinschaft Marine
Equipment and Systems im Verband
VDMA am Dienstag in Hamburg mit.
Die Werften stehen vor einem tiefen
Einschnitt. Im vergangenen Jahr
wurden weltweit 35 Prozent weniger
Schiffe bestellt. Das trifft mit einer

Verzögerung von einigen Monaten
auch die Zulieferer. Die Branche mit
400 Betrieben und 67 000 Mitarbei-
tern hat 2014 einen Umsatz von 11,9
Milliarden Euro erreicht.
Viele Unternehmen sind nicht in

den Küstenländern ansässig, sondern
in Bayern, Baden-Württemberg und
Nordrhein-Westfalen. Sie produzie-
ren maritime Komponenten, Moto-
ren, Kommunikations- und Steuer-
technik. Der Exportanteil beträgt
mehr über 70 Prozent. dpa/nd

Die »Anthem of the Seas« wurde in Papenburg gebaut. Foto: dpa/Ingo Wagner

Puerto Rico fordert
Schuldenschnitt
Zu den USA gehörende Karibikinsel ist pleite

Puerto Rico hat seine Gläubiger in-
formiert, dass es seine Schulden
nichtzahlenkann.Wachstumseinur
noch mit einem Schuldenschnitt zu
erreichen. Washington schließt ei-
nen Rettungsschirm aus.

Von John Dyer

An dem Tag, als in Griechenland die
Banken zumachten, trat in Puerto Ri-
co der Gouverneur Alejandro Garcia
Padilla vor die Presse und teilte mit,
dass die zu den USA gehörende Kari-
bikinsel die enormen Schulden nicht
mehr bedienen oder gar zurückzah-
len könne, die in den vergangenen
Jahren aufgehäuft worden waren.
»Die Schuld ist nicht zu bezahlen«,
sagte Padilla. »Es gibt keine andere
Möglichkeit. Ich hätte gern eine an-
dere Option. Das hier ist nicht Politik.
Es ist Mathematik.« Die 3,6 Millionen
Puertoricaner, für die Padilla spricht,
sind amerikanische Staatsbürger. Und
deshalb sind die Inselschulden auch
ein Problem der USA.
Der De-facto-Bankrott der Insel

macht die Kehrseite einer Politik
deutlich, in der die Zentralbanken seit
der Finanzkrise vor sieben Jahren im-
mer mehr Geld in die Anleihemärkte
pumpten. Sie wollten die Wirtschaf-
ten mit Kapital versorgen. Tatsäch-
lich verschuldeten sich kleine und
große Staaten aber auch Gemeinden
über ihre Verhältnisse. In Puerto Ri-
co bedeuten die Schulden von 72 Mil-
liarden Dollar (64,3 Milliarden Euro)
eine höhere Pro-Kopf-Verschuldung
als in jedem anderen US-Bundes-
staat. Sie liegt achtmal so hoch wie
im bankrotten Detroit.
Padilla hat aber ein besonderes

Problem. Puerto Rico ist nicht Teil der
USA, sondern ein selbstverwaltetes
Territorium. Deshalb kann der Gou-
verneur nicht bei einem US-Gericht
Gläubigerschutz beantragen, wie es
Detroit getan hatte, um anschließend
seine Finanzen in Ordnung zu brin-

gen. Padilla bat die Gläubiger am
Montag um einen teilweisen Schul-
denerlass. »Wir können nicht zulas-
sen, dass die schwere Bürde unserer
Schulden uns in die Knie zwingt. Wir
können nicht zulassen, dass diese La-
ge uns zwingt zu wählen, ob wir un-
sere Gläubiger bezahlen oder ob wir
unsere Polizisten, Lehrer und Kran-
kenschwestern bezahlen«, sagte er.
Der einzige Ausweg sei ein Treffenmit
den Gläubigern, bei dem »beide Sei-
tenbereit sind,Opfer zubringen.Dann
können wir morgen alle an den Vor-
teilen einer wachsenden Wirtschaft
teilhaben.«
US-Präsident Barack Obama hat

jede Möglichkeit einer Rettungsakti-
on seiner Regierung jedoch ausge-
schlossen. Sein Sprecher Josh Ear-
nest allerdings forderte den US-Kon-
gress zu einem Gesetz auf, das Puer-
to Rico erlauben würde, vor einem
US-Gericht Gläubigerschutz zu be-
antragen. Das US-Finanzministerium
will Puerto Rico bei den Verhand-
lungen mit seinen Gläubigern zur
Seite stehen.
Mit der Wirtschaft Puerto Ricos

geht es seit den frühen 1990er Jah-
ren bergab. Nach dem Ende des Kal-
ten Krieges war der große Stütz-
punkt des US-Militärs geschlossen
worden. 2006 setzte die Inselregie-
rung alle geltenden Steuererleichte-
rungen aus. Zahlreiche Unterneh-
men wanderten in der Folge ab. Die
Finanzkrise ab 2008 führte zur Ab-
wanderung der jungen, gut ausge-
bildeten Puertoricaner auf der Su-
che nach Arbeitsplätzen in den USA.
Die Arbeitslosigkeit liegt heute bei
12,4 Prozent.
Die Regierung Puerto Ricos wehrt

sich seit jeher gegen die Privatisie-
rung etwa der staatlichen Strom-
werke. Die haben insgesamt Außen-
stände von neun Milliarden Dollar –
am Mittwoch können sie fällige
Schulden von 400 Millionen Dollar
nicht bezahlen.
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Kartellamt verhängt
Bußgelder in Rekordhöhe
Bonn. Das Bundeskartellamt hat
in den vergangenen beiden Jah-
ren wegen Kartellverstößen Buß-
gelder in Rekordhöhe verhängt.
Insgesamt seien 2013 und 2014
gegen 137 Unternehmen und 133
Privatpersonen Strafen von rund
1,36 Milliarden Euro ausgespro-
chen worden, berichtete Präsi-
dent Andreas Mundt am Dienstag
bei der Präsentation des Tätig-
keitsberichts der Wettbewerbs-
behörde in Bonn. Vor allem 2014
sei mit Strafen von über 1,1 Mil-
liarden Euro ein außergewöhnli-
ches Jahr gewesen. Im ersten
Halbjahr dieses Jahres summier-
ten sich die verhängten Bußgel-
der bisher auf etwa 132 Millio-
nen Euro. dpa/nd

Erneuerbare in fast 40
Prozent aller Neubauten
Wiesbaden. Erneuerbare Ener-
gien sind beim Heizen auf dem
Vormarsch: In knapp 39 Prozent
der im Jahr 2014 genehmigten
Wohngebäude ist eine Heizanlage
installiert, die überwiegend er-
neuerbare Energien verwendet.
Wie das Statistische Bundesamt
am Dienstag in Wiesbaden mit-
teilte, liegen die Erneuerbaren so-
mit auf Platz zwei hinter Gas, das
in 43 Prozent der Neubauten als
überwiegender Energieträger für
die Heizung eingesetzt wird. Die
übrigen Energieträger (unter an-
derem Öl, Strom und Fernwär-
me) erreichen zusammen 18 Pro-
zent. epd/nd

Arbeitslosigkeit in den
Euroländern unverändert
Luxemburg. Die Arbeitslosigkeit in
den Euroländern ist im Mai un-
verändert bei 11,1 Prozent ge-
blieben. Das ist die niedrigste
Quote seit mehr als drei Jahren,
teilte das Europäische Statistik-
amt Eurostat am Dienstag in Lu-
xemburg mit. In dem Monat hat-
ten in den 19 Ländern mit der eu-
ropäischen Gemeinschaftswäh-
rung 17,7 Millionen Menschen
keinen Job; das waren 35 000 we-
niger als im Vormonat. Deutsch-
land hat nach wie vor die nied-
rigste Arbeitslosenquote, wäh-
rend die Lage am Arbeitsmarkt im
krisengeschüttelten Griechenland
sowie in Spanien besonders
schlecht ist. dpa/nd

Fahrdienst Uber muss
in Paris vor Gericht
Paris. Der Fahrdienstvermittler
Uber und zwei seiner Verant-
wortlichen müssen sich in Frank-
reich vor Gericht verantworten.
Bei der Anhörung am 30. Sep-
tember geht es um den Vorwurf
des unlauteren Wettbewerbs, wie
die Staatsanwaltschaft Paris am
Dienstag mitteilte. Zudem werde
dem Unternehmen und den Ma-
nagern Anstiftung und Beihilfe zu
einer illegalen Praxis vorgewor-
fen. Dabei geht es um das Ange-
bot UberPop, mit dem sich Pri-
vatleute ohne Taxilizenz mit ih-
ren Autos als Fahrer anbieten kön-
nen. Das ist in Frankreich verbo-
ten. Das Verfahren gegen das Un-
ternehmen läuft seit November
2014. Die beiden Uber-Manager
waren am Montag festgenommen
worden. dpa/nd

AKW-Betreiber muss
Schadenersatz leisten
Tokio. Rund vier Jahre nach der
Atomkatastrophe im japanischen
Fukushima muss der Betreiber
Tepco Schadensersatz für den Su-
izid eines Anwohners leisten, der
damals sein Haus verlassen muss-
te. Ein Gericht verurteilte das Un-
ternehmen zur Zahlung von um-
gerechnet etwa 198 000 Euro, wie
die Nachrichtenagentur Jiji Press
am Dienstag berichtete. Der 67-
jährige Japaner war in Depressi-
onen verfallen, nachdem er we-
gen der Katastrophe vor vier Jah-
ren seine Heimat verlassen muss-
te. Er hatte sich anschließend das
Leben genommen. Seine Witwe
und zwei weitere Familienange-
hörige hatten deswegen Tepco
verklagt. dpa/nd

»Die Arbeitswelt ändert sich«
Vor allem Langzeiterwerbslose bekommen oft keine ausreichenden Weiterbildungen – mit fatalen Folgen
Die Arbeitslosigkeit sinkt, die Aus-
bildungsprobleme bleiben. Die
Bundesagentur setzt nun auf eine
Qualifikationsoffensive.

Von Roland Bunzenthal

Die Arbeitslosigkeit in Deutschland ist
im Juni gegenüber Mai um 51 000 auf
2,7 Millionen Menschen gesunken –
eine für die Jahreszeit »übliche« Ent-
wicklung, berichtet die Bundesagen-
tur für Arbeit (BA). Im ersten Halb-
jahr nahm die Zahl der Betroffenen im
Monatsschnitt um 100 000 ab. Ein an-
gesichts der guten Konjunkturlage
eher bescheidener Rückgang. Die Zu-
nahme der sozialversicherten Be-
schäftigten binnen Jahresfrist um
510 000 auf über 30 Millionen ergibt
sich denn auch mehr aus dem Hinzu-
kommen von Migranten, Berufsrück-
kehrern oder Senioren, die länger am
Arbeitsplatz ausharren, als aus dem
Pool der registrierten Arbeitslosen.
Unter den Erwerbslosen befinden sich
zudem mehr als eine Million Men-
schen, die seit mehr als einem Jahr
keine Arbeitsstelle mehr hatten.
Die BA kündigte an, in den nächs-

ten Monaten mehrere Schwerpunkte
zu setzen, sagte Vorstand Raimund
Becker: Zunächst solle möglichst vie-
len Flüchtlingen ein dreimonatiges
betriebliches Praktikum als »Einstieg«
vermittelt werden. Die Sprachförde-
rung von Migranten werde ebenfalls
ausgebaut. Zweitens solle in den Be-
trieben verstärkt auf die Vermeidung
von Arbeitslosigkeit gesetzt werden –
etwa indem »die individuellen Talen-
te der von Arbeitslosigkeit bedrohten
Arbeitnehmer« erkannt würden.
Zur Integration von Schwerbehin-

derten solle verstärkt auf jene Betrie-

be zugegangen werden, die ihre Be-
schäftigungsquote nicht erfüllten. Die
BA will daneben mehr junge Men-
schen in eine berufliche Ausbildung
bringen. 50 Millionen Euro sind vor-
gesehen, um vor allem Mittelständler
ausbildungswilliger zu machen.
»Die Arbeitswelt ändert sich«, hat

Becker erkannt. Das Stichwort heißt
Digitalisierung. In den Regionen will
die Bundesagentur deshalb Fortbil-
dungsangebote in neuen Techniken
unterbreiten. Ein weiteres wichtiges
Vorhaben seien Mitarbeiterschulun-

gen, so Becker. Weil immer mehr
Menschen mit Migrationshintergrund
auf den Arbeitsmarkt wollten, müsse
das BA-Personal »interkulturelle
Kompetenz im Umgang mit den Kun-
den« erhalten.
Für solche Programme verfüge die

BA derzeit über ausreichende Mittel,
schließlich habe man rund 1,7 Milli-
arden Euroweniger ausgegeben als im
Etat 2015 geplant. Problem dabei ist,
dass die BA nur für 29 Prozent der Ar-
beitslosen spricht. Der großeRestwird
in den Jobcentern betreut – und zwar

wesentlich weniger intensiv. Der ho-
he Sockel an Langzeitarbeitslosen
hängt eng mit deren Qualifikations-
niveau zusammen. Akademiker und
beruflich Qualifizierte sind deutlich
seltener von Arbeitslosigkeit betrof-
fen als Personen ohne berufliche
Qualifikation. Zu diesem Ergebnis
kommt das zur BA gehörige Institut
für Arbeitsmarkt und Berufsfor-
schung (IAB). Zuletzt lag die Ar-
beitslosenquote von Menschen ohne
Berufsabschluss bei 19,6 Prozent, die
der Akademiker bei 2,4 Prozent, fünf

Prozent der Personen mit abge-
schlossener Berufsausbildung hatten
keinen Job. Stolz ist man bei der BA
über den neuen »Berufsentwick-
lungsnavigator, der bei der Suche
nach einer Übereinstimmung von An-
gebot und Nachfrage an Arbeitskräf-
ten helfen kann«. Erstmalig führt das
Bundesinstitut für Berufsbildung
(BIBB) ein gemeinsames Projekt mit
VW durch, um Erkenntnisse für die
Entwicklung der Berufe zu sammeln.
Daneben geht es dem BIBB jedoch um
die grundlegende Frage, ob und wie
die Digitalisierung der Arbeitswelt die
Berufsausbildung verändern wird.
Derzeit gebe es die bemerkens-

werte Situation, erläutert BIBB-Ex-
perte Gert Zinke, dass Arbeitgeber
über Schwierigkeiten bei der Perso-
nalgewinnung klagten, während ge-
ring qualifizierte Arbeitslose kaum
aus der Arbeitslosigkeit herauskä-
men. Bis zu 45 Prozent der Arbeits-
losigkeit lassen sich laut IAB durch ein
Auseinanderdriften von Arbeitsan-
gebot und -nachfrage erklären.
Der DGB wirft den Jobcentern vor,

Arbeitslose unzureichend zu qualifi-
zieren. So führe nur jede sechste Bil-
dungsmaßnahme zu einem Berufs-
abschluss. Statt der zweijährigen
Ausbildungsgänge zum Facharbeiter
für Ungelernte, versuche man mit
kurzatmigen Kursen die Zahl der
Langzeitarbeitslosen zu senken.
Trotz der Klagen der Arbeitgeber

über einen Mangel an Fachkräften
sind sie offenbar nicht bereit, ihre
Ausbildungsanstrengungen zu stei-
gern: Im Zeitraum Oktober 2014 bis
Juni 2015 melden die Kammern
185 000 unterschriebene Lehrver-
träge – das sind zwei Prozent weni-
ger als im Jahr davor.

In der Arbeitswelt geht nichts ohne Digitalisierung. Weiterbildungen für Arbeitslose gibt es jedoch kaum. Foto: Fotolia/Kjekol

Nicht mehr als warme Worte
In El Salvadors Textilindustrie herrschen prekäre Arbeitsbedingungen, sagt Arbeitsrechtler Sergio Chávez

Warum waren Sie in Deutschland?
Ich will auf die Arbeitsbedingungen in
der Bekleidungsindustrie El Salvadors
aufmerksammachen, wo nicht nur für
den US-, sondern auch für den euro-
päischen Markt produziert wird.

Sportartikelhersteller wie Puma,
Adidas und Reebok produzieren
dort, aber auch der Outdoor-Riese
North Face. Unterscheiden sich die
Arbeitsbedingungen von denen in
anderen Branchen?

In Mittelamerika wird in Weltmarkt-
fabriken produziert, die in Freihan-
delszonen liegen, wo viel für den US-
Markt produziert wird. Rund 350 000
Menschen arbeiten in solchen Fabri-
ken, 72 000 davon in El Salvador – das
Gros im Textilsektor. Die Löhne, die
in diesen Fabriken gezahlt werden,
orientieren sich am Mindestlohn von
210,90 US-Dollar pro Monat. Das ist
zu wenig, um davon würdevoll leben
zu können. Selbst die Regierung gibt
an, dass eine vierköpfige Familie un-

terhalb eines Einkommens von 387,25
US-Dollar als arm gilt.

Zahlen die großen Sportartikel-
hersteller mehr?
Sie behaupten, dass sie neue Be-
stimmungen in ihrer unternehmeri-
schen Selbstverpflichtungserklärung,
dem Code of Conduct, anstreben.
Aber von den warmen Worten bleibt
in der Praxis nichts übrig, auch wenn
die Unternehmen behaupten, dass sie
mehr als den gesetzlichen Mindest-
lohn zahlen. Mit den Produktivitäts-
zulagen kommen die Arbeiter auch
auf einen etwas höheren Lohn, aber
dafür arbeiten sie mehr als die ge-
setzlich fixierten 44 Stunden. Die Un-
ternehmen öffnen ihre Tore schon
mehr als eine halbe Stunde vor dem
offiziellen Arbeitsbeginn und die Ar-
beiter beginnen dadurch oft früher.
Auch die Pausen werden von den Ar-
beitern nicht ausgeschöpft – statt 45
Minuten Mittagspause sitzen viele
nach 15 Minuten wieder an der Ma-
schine. In der Fabrik von North Face
ist dem so – das haben mir mehrere
Arbeiter versichert.

Wie reagieren die Gewerkschaften
auf die faktische Verletzung der Ar-
beitsrechte?
Die Gewerkschaften sind alles ande-
re als stark in El Salvador und es gibt
keine, die in El Salvador einen Tarif-
vertrag in einer Maquila ausgehan-
delt hat. Das liegt daran, dass die ge-
setzlichen Bestimmungen vorschrei-
ben, dass mindestens 50 Prozent der
Arbeiter plus ein weiterer Stimmbe-
rechtiger es in einer Gewerkschaft or-
ganisiert sein müssen, um einen Ta-
rifvertrag aushandeln zu dürfen. Das
ist eine hohe Hürde, denn in der Re-
alität könnten mehrere Gewerk-
schaften in der gleichen Fabrik an-
treten – das führt zum Kannibalis-
mus unter den Gewerkschaften und
zu korrupten Gewerkschaftsorgani-
sationen wie Fenastras. Die agiert im
Interesse der Unternehmer und ver-
hindert, dass eine Gewerkschaft so
stark wird, dass sie auf Tarifver-
handlungen pochen kann.

Profitiert El Salvador wenigstens
von den Unternehmen in den Frei-
handelszonen, zahlen sie Steuern?

Nein. Die Argumentation lautet, dass
Konzerne Jobs bringen. Das ist kor-
rekt, aber sie zahlen in den Freihan-
delszonen keine Abgaben an die Kom-
munen, keine Umsatzsteuer, keine
Gewinnabgaben, keine Einfuhrsteu-
ern für Maschinen und andere Im-
porte. Selbst von Benzinabgaben für
ihren Fuhrpark sind sie befreit. Das
sind vorteilhafte Produktionsbedin-
gungen. Auch ein Grund, weshalb
North Face die Produktion ausbauen
will – statt 1000 sollen bald 3000
Menschen für die Firma schuften.

Auf der anderen Seitemuss der Staat
für die Infrastruktur aufkommen.
Sind die Freihandelszonen ein Zu-
schussprojekt?
Das ist ein Widerspruch. Aber das
Freihandelsabkommen mit den USA
sieht die Sonderregelungen in Frei-
handelszonen vor und es hat den An-
schein, dass die neue Regierung da-
ran nichts ändern wird. Sie verweist
darauf, dass El Salvador dringend In-
vestitionen braucht, denn das Land
hatte in den vergangenen Jahren das
geringste Wachstum in der Region.

Sergio Chávez ist Arbeitsrechtsexperte
aus El Salvador. Seit 1998 arbeitet der
59-Jährige für das National Labor
Committee, einer Menschenrechtsor-
ganisation mit Hauptsitz in New York,
die sich für die Menschen- und Ar-
beitsrechte in den Maquilas (Nähzent-
ren und Weltmarktfabriken) kümmert.
Der Jurist reiste kürzlich auf Einla-
dung der Christlichen Initiative Ro-
mero durch die Bundesrepublik. Mit
ihm sprach Knut Henkel.
Foto: Christliche Initiative Romero

Weg von Kohle, Öl und Individualverkehr
Sozialwissenschaftler kritisiert die Wachstumslogik

Für die Lösung der ökologischen
Frage muss der Kapitalismus über-
wundenwerden.DieseForderungist
nicht neu, ein aktuelles Buch fasst
aber Auswege zusammen.

Von Guido Speckmann

Unendliches Wachstum in einer end-
lichen Welt kann es nicht geben. Eine
schlichte Erkenntnis, die jedoch von
politischen und wirtschaftlichen Eli-
ten konsequent ignoriert wird. Statt-
dessen verabschieden sie ein Wachs-
tumsbeschleunigungsgesetz und füh-
ren permanent dasWortWachstum im
Munde. Und doch ist das Thema Öko-
logie längst Mainstream. Bei vielen
Konsumenten drückt sich Umweltbe-
wusstsein im Kaufverhalten aus. Aber

die Naturzerstörung wurde nicht ge-
stoppt. Im Gegenteil. Der Klimawan-
del schreitet voran, Extremwetterer-
eignisse nehmen zu. Wie ist diese pa-
radoxe Entwicklung zu erklären?
Der in Hannover und Hildesheim

lehrende Sozialwissenschaftler Atha-
nasiosKarathanassis hat dafür eine auf
den ersten Blick allzu einfache Erklä-
rung: Der Kapitalismus benötigt dem-
nach zwingend Wachstum und Kapi-
talakkumulation. Doch er hat Recht,
wenn er feststellt, dass die ökologi-
sche Frage bis auf wenige Ausnah-
men ohne eine explizite Auseinan-
dersetzung mit Kapitallogiken und
Kapitalstrategien diskutiert wird.
Trotz seines Anspruchs, die aktu-

alisierte Neuauflage seines vor zehn
Jahren erschienenen Buches »Natur-

zerstörung und Wachstum« sprach-
lich zugänglicher zu gestalten, ist der
Text keine leichte Lektüre. Das liegt
aber in erster Linie an der Komplexi-
tät des Themas. Einerseits wird Na-
turwissenschaftliches zur Erdentwi-
cklung, zu ökosystemischen Zusam-
menhängen, entropischen Gesetz-
mäßigkeiten und Schadstoffen kom-
primiert zusammengefasst. Anderer-
seits werden die Marxsche Ökono-
miekritik und die kapitalistischen Na-
turverhältnisse im Fordismus und
Postfordismus skizziert. Marx-Ken-
ner dürften mit dem Ökonomieteil
keine Probleme haben, mit dem über
die Naturverhältnisse schon. Und
umgekehrt. Das drückt aber nur aus,
was auch in den sozialen Bewegun-
gen Realität ist. Die Umweltbewe-

gung betreibt kaum Ökonomiekritik,
die Reste der Arbeiterbewegung
klammern sich an Arbeitsplätze, die
ökologisch verheerende Folgen ha-
ben (siehe Kohlekraftwerke).
Bei Karathanassis liest sich das so:

»Was umweltpolitisch (noch) fehlt,
sind u.a. explizit wachstumskritische,
d.h. ökonomiekritische Ansätze.«
Oder: »Es fehlt eine Kritik am ge-
genwärtig vorherrschenden kapita-
listischen Naturverhältnis, womit die
gesamtgesellschaftliche Dimension
der Naturverhältnisse unterbelichtet
bleiben muss.« Als Grund dafür nennt
Karathanassis die vorherrschende In-
terpretation des Kapitalismus als un-
verrückbar und als Naturgesetz. Re-
formen sind demnach nur möglich,
wenn es weiter Wachstum gibt.

Der Autor plädiert für die Über-
windung des Kapitalismus bei der Lö-
sung der ökologischen Frage. Denn
nur eine Ökonomie ohne Kapital kön-
ne sich von der Wachstumslogik be-
freien. Weg von Kohle, Öl und Indi-
vidualverkehr, Ausbau erneuerbarer
Energien und regionaler wirtschaft-
licher Zusammenhänge lauten die
Stichworte. Die Effizienz- müsse von
einer Suffizienzrevolution begleitet
werden. Die einzelnen Elemente sind
sicher nicht neu, bei Karathanassis
aber systematisch zusammengeführt.

Athanasios Karathanassis: Kapitalistische
Naturverhältnisse. Ursachen von Natur-
zerstörungen – Begründungen einer
Postwachstumsökonomie, VSA-Verlag,
Hamburg 2015, 237 Seiten, 22 Euro.
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IN BEWEGUNG

Unterstützung für
VVN-BdA
München. Bayerische Künstler,
Politiker, Gewerkschafter und Ak-
tivisten gegen Rechtsextremismus
haben die Streichung der Vereini-
gung der Verfolgten des Nazire-
gimes – Bund der Antifaschisten
(VVN-BdA) aus dem Bayrischen
Verfassungsschutzbericht gefor-
dert. »Die Anschuldigungen der
Staatsregierung widersprechen je-
der Realität«, kritisierte der SPD-
Landtagsabgeordnete Florian Rit-
ter, der die Erklärung initiiert hat
und am Montag vorstellte. Die
VVN-BdA stehe nicht etwa für ext-
reme Positionen, sondern für ein
vielfältiges Bayern, das sich deut-
lich gegen rassistische und neo-
nazistische Ideologien wendet.
Seit Jahren wird die VVN-BdA

in Bayern als »linksextremistisch
beeinflusste Organisation« vom
Verfassungsschutz überwacht. An-
ders als das CSU-geführte Innen-
ministerium schätzen die Erstun-
terzeichner des Appells die Orga-
nisation jedoch »als Mahner und
Aufklärer« vor Schulklassen, in der
Jugend- und Erwachsenenbildung
und im Rahmen der Gedenkstät-
tenarbeit. »Die Nennung im Ver-
fassungsschutzbericht diffamiert
dieses Engagement«, kritisierte
Ernst Grube, stellvertretender Vor-
sitzender der Lagergemeinschaft
Dachau. Die Unterstützer des Ap-
pells verweisen zudemdarauf, dass
die Nennung im Verfassungs-
schutzbericht die Existenz der Or-
ganisation gefährdet, da der Ent-
zug der Gemeinnützigkeit drohe.
Die Erklärung kann bis November
online gezeichnet werden. inw
www.solidaritaet-vvn.de

Erster Erfolg bei Rente
für Gefangene
Köln. Das Komitee für Grund-
rechte und Demokratie hat die
jüngste Entscheidung der Justiz-
ministerkonferenz zur Rentenver-
sicherung für Gefangene begrüßt.
Diese hat bei ihrem letzten Tref-
fen den Strafvollzugsausschuss der
Länder beauftragt, »Grundlagen
und Auswirkungen« einer Einbe-
ziehung von Strafgefangenen in
die Rentenversicherung zu prüfen.
»Endlich ist die Tür zu einer Lö-
sung wieder aufgestoßen«, so
Martin Singe vom Grundrechte-
komitee. Der Bund brauche das
Zeichen aus den Ländern, um das
nötige Gesetz endlich auf den Weg
zu bringen. Das Grundrechteko-
mitee hatte vor der Konferenz ge-
meinsam mit zahlreichen Organi-
sationen aus der Straffälligenhilfe
einen entsprechenden Appell an
die Justizminister gerichtet. nd

Vorbildlicher
Arbeitskampf
Berlin. Die Plattform Labournet.tv
hat einen Dokumentarfilm über ei-
nen in Deutschland bisher wenig
beachteten Arbeitskampf in der
norditalienischen Logistikbranche
produziert. In »Die Angst weg-
schmeißen« kommen Mitglieder
der Basisgewerkschaft SI Cobas
ebenso zu Wort wie linke Solida-
ritätsinitiativen sowie migranti-
sche Beschäftigte, die für bessere
Arbeitsbedingungen und die An-
erkennung ihrer Rechte kämpfen.
Interessant ist der Film auch vor
dem Hintergrund des Arbeits-
kampfes beim Versandhändler
Amazon in Deutschland. now

Aufführung: 6. Juli, 20.15 Uhr,
Lichtblick Kino, Kastanienallee 77

Fetisch »ziviler Ungehorsam«
Widerstand gegen neoliberale Politik in Europa ist notwendig, bei Blockupy wird die Aktionsform jedoch zum
Selbstzweck, konkrete politische Ziele fehlen

Von Brigitte Forßbohm

Innerhalb und außerhalb des Blo-
ckupy-Bündnisses wurden die Kra-
walle am Morgen des EZB-Aktions-
tages am 18. März scharf kritisiert. In
der Linken setzte sich dabei die Linie
durch, dass man sich zwar von den
Ausschreitungen distanzierte, nicht
jedoch von den Akteuren selbst und
den ihnen permissiv gegenüber tre-
tenden Partnern bei Blockupy. Das
Bündnis, das maßgeblich von der In-
terventionistischen Linken, Attac,
Linkspartei und autonomen Gruppen
getragen wird, hat beschlossen, Blo-
ckupy als Plattform gegen die euro-
päische Krisenpolitik fortzusetzen
und plant bereits weitere Aktionen im
Herbst. Dabei bleibt die Auswertung
der Randale unbefriedigend. Insbe-
sondere vor dem Ziel, längerfristig
weitere relevante Kräfte gegen den
neoliberalen Kurs einzubeziehen, ist
Skepsis angebracht, ob die künftig
angestrebte »Kommunikation« mit
militanten Akteuren dabei hilft. Auch
der Begriff des »zivilen Ungehor-
sams«, wie er von Blockupy verwen-
det wird, muss hinterfragt werden.
Dazu einige Ausführungen.
Anfang Mai veröffentlichte das

Blockupy-Bündnis seine Schlussfol-
gerungen als Thesenpapier unter dem
Titel »Ungehorsames Mosaik – Ver-
lässlichkeit und Solidarität«. Darin
wird der 18. März als »ein wichtiger
Tag des Protests gegen die Katastro-
phen der europäischen Verelen-
dungspolitik« gewertet, wobei die
Einschätzungen zum Verlauf des Ak-
tionstags erheblich auseinanderge-
hen, wie eingeräumt wird. Man habe
sich jedoch »gemeinsam für ein brei-
tes linkes, ungehorsames und trans-
nationales Bündnis gegen die Kri-
senpolitik« entschieden und wehrt
sich gegen »die schlichte Sortierung
in ,Militante’ und ,NGOs/Parteien’«.
Blockupy stehe für breiten Protest und
massenhaften Ungehorsam: »Gesell-
schaftliche Verbreiterung in Tatein-
heit mit politischer Zuspitzung, das ist
unser Ziel mit Blockupy. Dafür wol-
len wir bündnisfähige, vermittelbare
Formen zivilen Ungehorsams, die ei-
ne breite Beteiligung auch außerhalb
des Bündnisses ermöglichen, die die
Regeln des Erlaubten mehr als nur

symbolisch übertreten und dadurch
starke Bilder schaffen: Menschen
brechen Regeln, weil es um Wichti-
geres geht.«
Die avisierten Aktionen werden so

zum Selbstzweck. Es ist nicht die Ana-
lyse, nach der politische Ziele be-
stimmt und eine Strategie entwickelt
wird, sondern die Bewegung, die Ak-
tion an sich soll zum Politikum wer-
den: »Ungehorsampolarisiert, führt zu
Repression, macht Risse im Beton
sichtbar. Er zeigt die Gewalt und An-
maßung der Herrschenden, unsere
Lebensverhältnisse und immer die Le-
bendigkeit unseres Widerstands.« Po-
litisiert werden soll hiernach nicht
durch Aufklärung, sondern durch Ak-
tion. »Solidarität« entstehe durch die
gemeinsame Erfahrung von Repres-
sion, die man bewusst herausfordert:

»Wir wollen massenhaft auffordern,
Grenzen zu überschreiten. (...) Wir
üben miteinander ein, ungehorsam zu
sein und uns vor Übergriffen zu schüt-
zen (...) Vor dem Hintergrund der so-
zialen Kräfteverhältnisse in diesem
Land halten wir unsere gemeinsame
politische Entscheidung für bündnis-
fähigen und vermittelbaren linken
Ungehorsam für strategisch richtig
und politisch wichtig.«
Der »zivile Ungehorsam« wird hier

zu einem Fetisch für das (vermeint-
liche) Heraustreten aus einem ge-
sellschaftlichen Kontext. Man will
»frech« und »ungehorsam« gegen-
über einem »Krisenregime« sein, das
den Akteuren übermächtig und un-
überwindbar gegenüber tritt, das Ge-
fühle von Wut und Demütigung aus-
löst, dem aber mit einer von politi-

schen Zielen bestimmten Strategie
scheinbar nicht beizukommen ist. Die
Akteure begeben sich so im Grunde
selbst in die subalterne Position des
»enfant terrible«; sie geben den
selbstbewussten Anspruch auf Ein-
spruch, auf Partizipation, auf die Er-
füllung ihnen zustehender sozialer
Rechte auf – zu deren Erlangung frei-
lich auch Mittel des »zivilen Unge-
horsams« in Frage kämen.
In der neueren politischen Bewe-

gung wurde ziviler Ungehorsam in
Deutschland in den Jahren 1982 bis
1990 bei den Protestaktionen gegen
die in Mutlangen stationierten nuk-
learen Pershing-Raketen und seit
1996 gegen die Castor-Atommüll-
Transporte in das Zwischenlager
Gorleben öffentlichkeitswirksam
praktiziert. Aktuell sind Blockaden
beim Protest gegen Naziaufmärsche
wie kürzlich in Neuruppin erfolg-
reich. Demgegenüber ist der Sym-
bolgehalt des zivilen Ungehorsams,
den Blockupy gegenüber der EZB und
dem »Krisenregime« praktiziert, je-
doch nur schwach ausgebildet. Er hat
durch den fehlenden direkten Bezug
zum Objekt zudem nicht die aufklä-
rerische Qualität. Denn das Ziel, die
Geschäftstätigkeit der EZB für einen
Tag lahmzulegen, indem Mitarbei-
terInnen von außen abgehalten wer-
den sollen, ihre Arbeitsplätze zu er-
reichen, lässt sich durch Blockaden
kaum erreichen. Es ist zu vermuten,
dass am 18. März 2015 keine einzige
Finanztransaktion verhindert wor-
den ist. Auch die Eröffnungsparty
konnte unter massivem Polizeischutz
ungestört stattfinden.
Ziviler Ungehorsam als Mittel, los-

gelöst von klaren, auch kurz- und mit-
telfristig anzustrebenden Zielen – das
könnten beispielsweise die sofortige
Behebung der Jugendarbeitslosigkeit
in Europa sowie die Schaffung ein-
heitlicher Sozialstandards in den
Staaten der EU sein – wird zum Fe-
tisch ohne emanzipatorischen Gehalt.
Politische Erfolge gegen die Austeri-
tätspolitik sind eher denkbar, wenn
aufgeklärte, selbstbewusste, souverä-
ne Bürgerinnen und Bürger Rechte
einklagen, die in denVerfassungender
EU-Staaten mehr oder weniger ver-
ankert sind und selbst in den Maast-
richt-Verträgen rudimentär vorkom-

men. Ein Gegenentwurf zur neolibe-
ralen Politik der EU könnte beispiels-
weise ein Wiederaufgreifen der euro-
päischen Sozialcharta sein.
Nur vor dem Hintergrund der For-

mulierung von politischen Zielen, die
in breiten Gesellschaftsschichten kon-
sensfähig sind, kann eine Strategie für
die Erreichung dieser Ziele entwickelt
werden. Das wären am besten aufei-
nander abgestimmte Formen inner-
und außerparlamentarischen Han-
delns mit verschiedenen Formen des
Protests, auch des zivilen Ungehor-
sams bis hin zum politischen Streik.
Wird der zivile Ungehorsam je-

doch selbst zum Programm, bleiben
die Adressaten diffus (Krisenregime,
EZB, Banken), wird man vor allem Po-
lizeieinsätze sowie Ausschreitungen
auf der Gegenseite provozieren. Der
Verzicht auf die Formulierung kon-
kreter politischer Ziele begünstigt die
Fixierung auf die Polizei, der die Rol-
le der unmittelbaren, Gewalt aus-
übenden Repräsentation des »Krisen-
regimes« zugeschrieben wird. So zeigt
sich das Blockupy-Bündnis relativ
machtlos gegenüber gewalttätigen
Ausschreitungen – zumal ein »Bewe-
gungsmanagement«, beispielsweise
eine Isolierung gewaltbereiter De-
monstranten, abgelehnt wird. Der von
politischen Inhalten fast losgelöste zi-
vile Ungehorsamkann so leicht so zum
Türöffner für Militante werden, die
sich der vage formulierten Stoßrich-
tung gegen das »Krisenregime« ent-
weder anschließen, sich ihre politi-
schen Ziele selbst definieren oder es
gerade auf die Sprengung des zivil-
gesellschaftlichen Rahmens anlegen –
gleich ob es sich um politisch Verirr-
te, agents provocateurs oder wen auch
immer handelt.
Beliebt ist der Einwand, den auch

der »Freitag«-Verleger Jakob Aug-
stein in einer Kolumne vertrat, dass die
Kritiker der Randale die Gewalt der
»Protestierenden« verurteilten, aber
die Gewalt des Systems ignorierten.
Augstein fragt, ob das »Leben eines
griechischen Rentners« nicht mehr
wert sei als ein deutscher Streifen-
wagen. Die Fraktionsvorsitzende der
LINKEN im Hessischen Landtag, Ja-
nine Wissler, setzte in einem FAZ-In-
terview verhungernde Kinder ins Ver-
hältnis zu brennendenMülltonnen. So

einleuchtend solche Argumentati-
onsmuster spontan sein mögen, so
wenig überzeugend sind sie auf den
zweiten Blick. Sie sind auch nicht fair,
denn es wird unterstellt, wen die »Ge-
walt der Protestierenden« stört, der
interessiert sich nicht für die Gewalt
des Systems, und wer etwas gegen
brennende Mülltonnen hat, dem sei-
en verhungernde Kinder egal. Das
trifft natürlich nicht zu. Mit solchen
Relativierungen wird der emanzipa-
torische Anspruch auf politischen Wi-
derstand in Frage gestellt. Wer die Mi-
mikri des Gegners annimmt, unter-
scheidet sich, wie Elke Steven vom
Grundrechtekomitee treffend aus-
drückt, in »Gewaltbereitschaft und
Rücksichtslosigkeit kaum von der Lo-
gik der gegenwärtigen Weltordnung«.
Im Blockupy-Papier »Ungehorsa-

mes Mosaik« heißt es in Bezug auf die
Randalierer euphemistisch: »Politi-
sche Akteure haben bewusst Orte un-
serer Aktionen als Bühne für ihre In-
szenierungen genutzt. (...) Darin se-
hen wir einen Mangel an Kommuni-
kation und Solidarität.« Dem »gefor-
derten Ritual der ,Distanzierung’ ver-
weigern wir uns«. Nötig seien »inten-
sivere Gespräche«. In der grundsätz-
lichen Solidarität unter Linken sieht
man eine »unverzichtbare Basis« für
Blockupy als »ungehorsames, trans-
nationales Bündnis«.
Es bleibt abzuwarten, ob die mili-

tanten Akteure auf das nette Angebot
der Kommunikation und die heran-
getragene Bitte nach »Solidarität« ein-
gehen werden. In Max Frischs Drama
»Biedermann und Brandstifter« ist
Biedermann überzeugt, die unter sei-
nem Dach logierenden Hausierer sei-
en seine Freunde. Da er ihnen ver-
traut, steckt er ihnen sogar Streich-
hölzer zu. Biedermanns Haus geht in
Flammen auf. Er und seine Frau lan-
den zu ihrer größten Verwunderung
in der Hölle – zusammen mit den
Brandstiftern.

Brigitte Forßbohm, Jahrgang 1950, ist
Publizistin und Verlegerin in Wiesbaden,
Mitglied der LINKEN und im ver.di-Be-
zirksvorstand Wiesbaden-Limburg sowie
engagiert in der Bürgerinitiative »Ge-
meinwohl hat Vorfahrt«. Eine Langfas-
sung dieses Beitrags wird auf ihrer Seite
www.edition6065.de erscheinen.

Es ist nicht die Analyse,
nach der politische
Ziele bestimmt und eine
Strategie entwickelt
wird, sondern die Be-
wegung, die Aktion an
sich soll zum Politikum
werden.

Brennende Autos, entglaste Straßenbahnhäuschen und gesprungene Fenster – die Bilder haben anderen
Aktionen des Blockupy-Bündnisses anlässlich der Eröffnung der Europäischen Zentralbank in Frankfurt
am Main die Show gestohlen. Seither laufen Debatten in der Linken, welche Konsequenzen für die Zu-
kunft daraus gezogen werden sollen. Ein kritischer Beitrag zum bisherigen Stand.

Kommunikationsproblem? Demonstrant wirft Stein beim EZB-Aktionstag am 18. März Foto: imago/Zuma Press
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Guus Hiddink ist nicht mehr nie-
derländischer Fußball-National-
trainer. Er einigte sich mit dem
Verband auf die Auflösung seines
Vertrags. Ein Nachfolger wurde
noch nicht benannt. Nach Medi-
enberichten soll Hiddinks bishe-
riger Assistent Danny Blind die
»Elftal« übernehmen. Die Quali-
fikation zur EM 2016 ist für den
WM-Dritten derzeit akut in Ge-
fahr. Mit zehn Punkten aus sechs
Spielen belegen die Niederländer
derzeit nur Rang drei der Gruppe
A hinter Island (15 Zähler) und
Tschechien (13). Für die Endrun-
de qualifizieren sich die beiden
Ersten und der beste Gruppen-
dritte direkt. Die übrigen Dritten
müssen in die Playoffs.

Die Männerstaffel hat Deutsch-
lands Modernen Fünfkämpfern
einen goldenen Auftakt bei der
Heim-WM in Berlin beschert. Der
19-jährige Abiturient Marvin Do-
gue aus Potsdam und Routinier
Alexander Nobis (25) aus Berlin
gewannen am Montag vor Russ-
land und Polen. Erst beim letzten
Schießen des abschließenden
Combined-Wettbewerbs hatte
Dogue den führenden Russen
überholt. Für beide Deutsche war
es der einzige WM-Start. Im Ein-
zel, das an diesem Mittwoch mit
der Qualifikation startet, bekom-
men vier andere Athleten die
Chance,mit einemSieg bereits das
Olympiaticket für Rio zu lösen.

Robin Benzing verlässt nach vier
Jahren den deutschen Basketball-
Vizemeister Bayern München und
wechselt zum spanischen Erstli-
gisten CAI Saragossa. Der 26-jäh-
rige Nationalspieler war im ver-
gangenen Jahr mit dem FC Bay-
ern Meister geworden. Derweil
haben die Münchner für die kom-
mende Euroleague-Saison eine
Wildcard erhalten. Das Team von
Alba Berlin, in dessen Halle das Fi-
nalturnier ausgetragen wird, ging
leer aus.

Der ThSV Eisenach kann die
Heimspiele der nächsten Hand-
ball-Bundesligasaison nun doch in
der Werner-Aßmann-Halle aus-
tragen. Wie »MDR Thüringen« am
Dienstag berichtete, fanden der
Aufsteiger und der Ligaverband
(HBL) kurzfristig eine Lösung für
die fehlende Gegentribüne. So soll
eine zusätzliche Traverse mit sie-
ben Sitzreihen gebaut werden. Die
HBL hatte zuvor entschieden, dass
die Halle nicht den Ligakriterien
entspricht.

Patrick Gretsch ist wegen Form-
schwäche kurz vor der am Sams-
tag startenden Tour de France aus
dem Aufgebot seines französi-
schen Profiradteams AG2R La
Mondiale gestrichen worden. Da-
mit reduziert sich das deutsche
Tourkontingent von elf auf zehn
Fahrer. Agenturen/nd

In Zahlen

Fußball: Copa América in Chile,
Halbfinale: Chile - Peru 2:1 (1:0).

Tennis: 1. Runde, Männer: Djokovic
(Serbien) - Kohlschreiber (Augs-
burg) 6:4, 6:4, 6:4, Tomic (Australi-
en) - Struff (Warstein) 6:3, 3:6, 2:6,
6:2, 6:3, Monaco (Argentinien) - Ma-
yer (Bayreuth) 6:1, 6:2, 6:4, Haas
(Hamburg) - Lajovic (Serbien) 6:2,
6:3, 4:6, 6:2, Brown (Winsen) - Lu
(Taiwan) 3:6, 6:3, 7:5, 6:4, Zverev
(Hamburg) - Gabaschwili (Russland)
6:3, 1:6, 6:3, 3:6, 9:7. Frauen: Pet-
kovic (Darmstadt) - Rogers (USA)
6:0, 6:0, Flipkens (Belgien) - Beck
(Bonn) 0:6, 6:3, 6:4, Friedsam (An-
dernach) - Dijatschenko (Russland)
3:6, 6:3, 7:5, Kerber (Kiel) - Witthöft
(Hamburg) 6:0, 6:0.

Moderner Fünfkampf: WM in Ber-
lin, Männer, Staffel: 1. Dogue, Nobis
(Potsdam/Berlin) 1544 Pkt., 2. Ku-
karin, Beljakow (Russland) 1540, 3.
Staskiewicz, Swiderski (Polen) 1520.

TV-Tipp

11.00 - 14.00 Eurosport: Snooker:
Australian Open, Achtelfinale. 15.00 -
16.45, 21.00 - 22.45 Eurosport: Fuß-
ball: Frauen, U17-EM in Finnland,
Halbfinale: Spanien - Frankreich,
Schweiz - Deutschland. 0.45 - 3.00
ZDF: Fußball: Frauen, WM in Kana-
da, Halbfinale: Japan - England.

Es gab nicht viele Mädchen wie mich
Kanadas Fußballerinnen verlieren den Anschluss – dabei zeigte eine Pionierin vor 30 Jahren den Weg ins Ausland
Nach dem Aus im Viertelfinale bei
der Heim-WM fordern Experten,
dass Kanadas Fußballerinnen in
Europa spielen sollen. Carol Pal-
frey tat dies schon in den 80ern.

Von Luise Wagner, Vancouver

Carol Palfrey feiert die Fußball-
Weltmeisterschaft der Frauen als
persönlichenTriumph. Schließlich ist
die Vancouveranerin so etwas wie ei-
ne Pionierin des Frauenfußballs in
ihrem Land, auch wenn sie sich selbst
eher als Lebensdame versteht. Mit 21
Jahren war Palfrey hinaus in dieWelt
gezogen und spielte daraufhin in drei
verschiedenen Ländern und auf drei
Kontinenten Fußball. Zunächst kick-
te sie in Neuseeland, dann in Aust-
ralien und heuerte schließlich als ei-
ne der ersten Fußballerinnen Kana-
das Mitte der 1980er Jahre bei ei-
nem europäischen Fußballklub an.
Carol Palfrey tat das, was Fuß-

ballexperten hierzulande vor allem
nach dem bitteren Aus im Viertelfi-
nale der Heim-Weltmeisterschaft
jetzt jungen kanadischen Fußball-
spielerinnen raten: Sich im Ausland
einen Fußballklub suchen! »Ich war
nie besonders talentiert, aber angst-
frei und draufgängerisch. Ich muss
die Italiener irgendwie beeindruckt
haben«, lacht Palfrey heute, wenn sie
sich an das Sichtungstraining unter
der römischen Sonne beim Zweitli-
gaklub Felici Mobili Scaligeri erin-
nert: »Ich sprach kein Wort Italie-
nisch und lief immer in die falsche
Richtung. Ich rannte ziemlich viele
Leute um.«

Trotz ihrer robusten Art waren die
Trainer begeistert und boten der Ka-
nadierin zusammen mit einer Lands-
frau einen dreijährigen Vertrag an.
»Ich nehme an, es gab in Italien nicht
so viele Mädchen, die damals so drauf
waren wie wir. Die mochten meine
Kämpfernatur.« Palfrey wurde als
Vorstopperin vor die Abwehrkette
gestellt und durfte ausputzen. Das
Team tingelte durch ganz Italien – an
jedem zweitenWochenende wurde in
einer anderen Stadt gespielt.
Was Palfrey 1984 erlebte, ist bis

heute undenkbar in Kanada. Das
zweitgrößte Land ist zwar eine be-
geisterte Soccer-Nation, in der rund
400 000 Mädchen und Frauen Fuß-
ball spielen. Doch es fehlt an gut si-
tuierten Fußballvereinen, die Nach-
wuchsspielerinnen bezahlen und för-
dern. Dafür sind die Bedingungen im
kalten Kanada einfach zu ungünstig.
Die trockene und warme Jahreszeit ist
zu kurz und das Land zu groß, um ei-
nen Ligabetrieb aufrecht zu erhalten.
Fußballerisches Nomadentum wie

bei Carol Palfrey findet man bei ih-
ren Nachfolgerinnen trotzdem nur
selten. Für hochbegabte Kickerinnen
kommt fast immer nur das Nachbar-
land USA infrage, wo Soccer mit ge-
nerösen Stipendien an Universitäten
gefördert wird. Nach dem Studium ist
für die meisten Schluss und viele jun-
ge Frauen widmen sich lieber der be-
ruflichen Karriere. Auch in den USA
sind echte Stars, die allein vom Fuß-
ball leben können, eine Ausnahme.
»Unsere Frauen werden weiter

hinter den besten Teams der Welt zu-
rückfallen, wenn die Spieler nicht ins
Ausland gehen und wie in Europa in
geförderten Ligen spielen«, erklärt
der kanadische Fußballfachmann
Kurtis Larson als Resümee auf die
enttäuschende WM aus Sicht des
Gastgeberlandes. In Europa würde
auf Klubebene mittlerweile richtig in
den Frauenfußball investiert. Das
mache die WM deutlich, vor allem,
wenn man das Spiel der Französin-
nen verfolgt habe. »Da waren acht
Spielerinnen von Olympique Lyon
dabei. Deren Technik und Fußball-
intelligenz war das Beste, was ich bis-
her bei der WM gesehen habe«, so
Larson, der mehr Kanadierinnen in
Europa sehen will.
So wie damals Carol Palfrey. Für

die heute 55-Jährige fühlt sich die Zeit
in »Bella Italia« an wie ein anderes
Leben. »Ich wohnte in einer tollen
Wohnung in Rom, eswurde jeden Tag
für mich gekocht, die zahlten sogar
meine Flüge zurück nach Kanada,
wenn ich Heimweh hatte«, erinnert
sie sich. Der kleine Zweitligaklub hat-

te mit einem Möbelhaus als Haupt-
sponsor genug Geld, um den jungen
Kickerinnen für die damaligen Ver-
hältnisse ein echtes Profipaket anzu-
bieten. Hinzu kam ein ganzer
Schwung südländische Gastfreund-
lichkeit. »Wir hatten Chauffeure, die
uns durch Rom fuhren und abends
von den Bars abholten. Wenn man ir-
gendetwas brauchte, zahlte unser
Sponsor.« Das Dolce Vita durfte die
blutjunge Kickerin damals so richtig

auskosten. »Wir aßen gut, wir amü-
sierten uns und wurden ständig von
den Familien der anderen Spielerin-
nen zum Essen eingeladen. Ich hatte
ja keine Ahnung, dass Pasta nur eine
Vorspeise ist.«
Das größte Problem für Palfrey

waren nicht die Sprachbarrieren,
sondern die starke Hitze im Sommer.
»Es war entsetzlich für mich, in der
Sonne zu spielen. Ich hatte immer
Beutelmit Eiswürfeln dabei,wennwir
trainierten.« Die Sandplätze waren

hart und ausgebrannt, und wir wa-
ren oft völlig dehydriert nach den
Spielen.« Doch statt auf die Trainer
zu hören, schonte sich Palfrey nicht.
Während die italienischen Teamkol-
leginnen nach Hause gingen, schlu-
gen sich die Ausländerinnen im Team
die Nächte um die Ohren.
Der Raubbau am eigenen Körper

forderte seinen Tribut. Palfreys Knie
wurden fünfmal operiert. Nun
braucht sie künstliche Gelenke. Eine
Versicherung für Berufsunfähigkeit
hatte sie nie abgeschlossen. Damals
war es nicht üblich, sich um seine Zu-
kunft als Profi Sorgen zu machen.
Zum Glück für sie hat Kanada ein so-
ziales Gesundheitssystem und kommt
für alle Kosten auf.
Palfrey hatte sich einen Kind-

heitstraum erfüllt und als Profi Geld
mit ihrer Lieblingsbeschäftigung ver-
dient. Aus ihrer Sicht sollten weibli-
che Fußballstars auch längst Millio-
näre werden können wie die Män-
ner. »Ich hoffe, dass es irgendwann
mehr Geld für die Frauen und mehr
Unterstützung durch große Sponso-
ren gibt wie im Männerfußball.« Ido-
le wie Hope Solo oder Abby Wam-
bach, die im Jahr fast eine halbe Mil-
lion US-Dollar verdienten, sollten
keine Ausnahmen mehr sein.
Die Vancouveranerin hat bislang

bei allen WM-Spielen, die in ihrer
Stadt ausgetragen wurden, im Stadi-

on mitgefiebert. Aus Wehmut, Patri-
otismus und natürlich, weil die Fuß-
ballwelt endlich mal zu ihr nach Hau-
se gekommen ist. »Fantastisch, dass
ein Stadion wegen Frauenfußball mal
ausverkauft ist und die Leute sich
wirklich für uns interessieren!«
Als Carol Palfrey aus Italien zu-

rückkam, hatte sie ihre Profiträume
begraben müssen. Das italienische
Team hatte andere Spielerinnen
»verpflichtet«: eine Deutsche und ei-
ne Spanierin. Damit waren die drei
Plätze für Ausländerinnen im Team
vergeben. Carol wurde aussortiert.
»Ich habe gemerkt, dass ich mich um
meine berufliche Karriere kümmern
musste und mit Fußball kein Geld
verdienen konnte.« Ein wenig Neid
auf die junge Generation schwingt bei
Palfrey deshalb mit, wenn sie bei die-
serWM imBC Place Stadium sitzt und
dem müde kickenden kanadischen
Nationalteam zuschaut. »Heute kann
man mit etwas Talent und Willen ein
echter Star werden. Wenn ich noch
mal jung wäre, würde ich mir eine
echte Fußballerkarriere aufbauen.«
Stattdessen ist sie erfolgreiche Im-

mobilienmaklerin auf einem boo-
menden Markt. Und wenn sie gerade
mal keine Häuser verkauft, holt sie
sich den Traum vom Dolce Vita nach
Hause. Mit einem Mustang-Oldtimer
fährt sie abends durch die Stadt und
hört Opern. Natürlich italienische.

Kanadische Dolce Vita: Carol Palfrey fährt mit ihrem Mustang durch Vancouver und hört italienische Opern. Fotos: Luise Wagner, privat

Palfrey zeigte schon mit 17 Talent. Vier
Jahre später wurde sie Profi im Ausland.

»Wenn ich noch mal
jung wäre, würde ich
mir eine echte Fußball-
karriere aufbauen.«
Carol Palfrey

EINWURF

Arme, arme ARD
Jirka Grahl über die unverhohlen dro-
hende ARD, die nach der Niederlage im
Bieter-Wettstreit um die Olympiafern-
sehrechte prüfen will, ob sie künftig
noch nationale Sportevents überträgt.

Oje oje, die ARD ist scheinbar sauer,
zumindest aber ein schlechter Ver-
lierer, wenn man hört, was ARD-
Sportkoordinator Axel Balkausky der
Deutschen Presse-Agentur am
Dienstag in die Blöcke diktierte. Das
Zustandekommen des TV-Deals zwi-
schen Internationalem Olympischem
Komitee (IOC) und dem US-Fern-
sehriesen Discovery Communicati-
ons, das Discovery die Übertra-
gungsrechte an den Spielen 2018 bis
2024 für Europa sichert, nennt Ball-
kausky »ungewöhnlich kurzfristig«.
Nur zwei Wochen nach Abgabe der
Angebote habe das IOC den Deal mit
Discovery bereits verkündet und
jahrzehntelange Partner wie ARD
und ZDF darüber nicht etwa vorab
informiert. Balkausky findet, das IOC
müsse sich fragen, ob es nicht part-
nerschaftlicher gegangen wäre.
Allerdings ist es mit der Partner-

schaftlichkeit der »Arbeitsgemein-
schaft der öffentlich-rechtlichen
Rundfunkanstalten der Bundesre-
publik Deutschland« auch nicht so
weit her, vor allem was die Fach-
sportverbände anbetrifft. In um-

ständlichen Worten formuliert es
Ballkausky so: »Die Berichterstat-
tungsstrategie von ARD und ZDF ba-
sierte bislang darauf, Olympia-Sen-
der zu sein und den olympischen
Kernsportarten auch in der Zeit zwi-
schen den Spielen ein massenattrak-
tives Programmumfeld anzubieten.
Ob dies auch in Zukunft sinnvoll er-
scheint, werden wir in den kom-
menden Monaten prüfen müssen.
Insbesondere die aufwändigen Fern-
sehproduktionen nationaler Sport-
events sind in Zeiten immer knapper
werdender Etats sicherlich zu über-
denken.«
So, so: Der öffentlich-rechtliche

Sender muss also abwägen, ob nati-
onale Sportevents noch übertragen
werden können – schließlich ist man
ja nun womöglich kein Olympiasen-
der mehr! Und die Etats werden ja
immer knapper! Sagt der Vertreter
jenes Senders, der die Rechte an der
Zweitverwertung der Fußball-Bun-
desliga hält: Wie viel genau aus Ge-
bührengeldern an die Deutsche Fuß-
ball Liga (DFL) fließen, ist bis heute
unklar. »Über die Konditionen wurde
Stillschweigen vereinbart«, heißt es
auf der Internetseite der ARD.
Pro Saison soll die ARD nach

Schätzungen mehr als 100 Millionen
Euro an die DFL zahlen, was einen
erstaunlichen Kostenaufwand für je-

de Sportschau-Sendung ergibt. An
den 34 Spieltagen werden demnach
jeweils fast drei Millionen Euro fällig
– pro Samstagssendung, für das
Recht, die Zusammenfassungen von
fünf Samstags- und einem Freitags-
spiel zu übertragen. Ein ziemlich
teures Unterfangen.
»Sportberichterstattung gehört zu

unserem Informationsauftrag, ist ge-
setzlich festgeschrieben und vom
Bundesverfassungsgericht bestätigt«,
heißt es in einer Selbstdarstellung
der ARD. Sie wird nicht müde zu
betonen, dass sie auf all ihren
Programmen von mehr als 100
Sportarten berichtet und Fußball nur
einen kleinen Teil ihrer Berichter-
stattung ausmache. Stolz wird auf
Live-Sendestunden-Statistiken wie
im Jahr 2013 verwiesen, nach denen
der Wintersport (155 Stunden) und
die restlichen Sportarten (88) den
Fußball (61) klar übertrumpfen.
Balkauskys Worte passen nicht

dazu: Oder will die ARD wirklich die
Produktion »aufwändiger nationaler
Sportevents« überdenken, weil der
Milliardenkonzern IOC die Unter-
haltungsware Spitzensport an eine
internationale Entertainment-Com-
pany verkauft hat? Wenn ja, sollten
sie schnell anfangen mit dem Über-
prüfen: Auch Fußball ist eine olym-
pische Sportart. Zeigen die Öffentlich-Rechtlichen bald keine Leichtathletik mehr? Foto: imago/Sven Simon
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Bangkok heiter 38°
Buenos Aires wolkig 12°
Chicago wolkig 22°
Delhi Schauer 32°
Dubai sonnig 40°
Havanna wolkig 37°
Hongkong wolkig 35°
Johannesburg heiter 17°
Kairo sonnig 34°
Kapstadt sonnig 18°
Las Palmas heiter 31°
Los Angeles heiter 30°
Mexico City Schauer 22°
Miami wolkig 33°
Moskau wolkig 25°
Nairobi bewölkt 25°
New York Gewitter 30°
Peking wolkig 32°
Rio de Janeiro bewölkt 31°
San Francisco heiter 25°
Seoul heiter 28°
Singapur heiter 35°
Sydney wolkig 17°
Tel Aviv sonnig 31°
Tokio Regen 24°
Toronto heiter 21°
Vancouver heiter 28°

Wetter in der Region

Biowetter Pollenflug

Aussichten der nächsten Tage

04:47 Uhr SA
21:33 Uhr SU

20:34 Uhr MA
04:30 Uhr MU

Nullgradgrenze:

Heute gibt es viel Sonne und fast keine Wolken, und die Temperaturen
steigen auf Werte bis 26 Grad. Der Wind weht schwach, in Böen mäßig
aus Ost. In der Nacht kühlt sich die Luft bis auf 17 Grad ab. Dazu ist es
bei fast wolkenlosem Himmel vielerorts sternenklar.

Niedriger Blutdruck
Kreislaufbeschwerden
Kopfschmerzen
Schlafstörungen
Reaktionszeit
Konzentration

Brennnessel
Gräser
Linde
Spitzwegerich
Sauerampfer

des 24h-Tages

Donnerstag

17

29

SamstagFreitag

18

31

19

34

17
29

min
max

18
31

14
27

13
27

13
26

Wind in km/h

keine gering mittel

BelastungBelastung

stark

14
29

20
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Frankfurt

Hannover
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Stuttgart
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Köln Erfurt
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Sudoku
Das Zahlenrätsel muss so vervoll-
ständigt werden, dass in jeder 
waagerechten und jeder senk-
rechten Zeile sowie in jedem der 
neun Unterquadrate jede Ziff er 
von 1 bis 9 nur einmal auftaucht.
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Sudoku Nr. 17 (standard)
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In Liberia ist erstmals seit mehr als
drei Monaten ein Mensch an Ebo-
la gestorben. Der 17-Jährige sei vor
einer Woche in einem Dorf nahe
der Hauptstadt Monrovia der
Krankheit erlegen, sagte ein Spre-
cher des Gesundheitsministeriums
am Dienstag im britischen Sender
BBC. Die Weltgesundheitsorgani-
sation bestätigte den Fall. Der neue
Ausbruch werde mit hoher Wahr-
scheinlichkeit den Status Liberias
als ebolafrei beenden, betonte
WHO-Sprecher Tarik Jasarevic in
Genf. Liberia war am 9. Mai als
ebolafrei deklariert worden. Libe-
ria, Sierra Leone und Guinea wa-
ren Schwerpunktländer der bis-
lang schlimmsten Ebolaepidemie.
Seit dem Ausbruch vor anderthalb
Jahren starben in den drei west-
afrikanischen Ländern bislang
mehr als 11 000 Menschen an
Ebola.

Bei einem Brand in einem Hoch-
geschwindigkeitszug in Japan sind
zwei Menschen umgekommen. Ein
Mann und eine Frau starben, als
das Feuer am Dienstag in dem Zug
von Tokio nach Osaka ausbrach,
berichtete die Agentur Kyodo. 20
Passagiere wurden verletzt. Der
Zug mit etwa 1000 Passagieren
musste wegen Rauchbildung auf
offener Strecke halten. Der Mann
soll sich im vorderen Teil des Zu-
ges mit einer entflammbaren Flüs-
sigkeit übergossen und selbst an-
gezündet haben.

Nahe der Sperrzone um das 1986
havarierte Atomkraftwerk Tscher-
nobyl in der Ukraine ist ein Wald-
brand ausgebrochen. Eine unmit-
telbare Gefahr des Übergreifens
auf die Kraftwerksruine, in der sich
noch hoch radioaktives Uran be-
findet, bestehe aber nicht, teilte der
ukrainische Umweltminister Igor
Schewtschenko am Dienstag mit.
Etwa 200 Helfer seien mit 40
Löschfahrzeugen sowie Hub-
schraubern im Einsatz, um das
Feuer auf einer Fläche von 130
Hektar zu löschen. Wie es zu dem
Brand kam, war zunächst unklar.

Ein Rauchverbot in Gefängnissen
hat in Australien eine Gefange-
nenrevolte ausgelöst. Mehr als 300
Häftlinge des Gefängnisses Ra-
venhall in Melbourne randalierten
am Dienstag gegen das von Mitt-
woch an geltende Verbot, wie die
Polizei mitteilte. Als Vorsichts-
maßnahme wurden 200 Gefäng-
niswärter abgezogen. Niemand sei
aus dem Gebäude entkommen, so
die Gefängnisbehörde. Die Revol-
te dauerte am Abend (Ortszeit) an.
»Wir haben die Situation unter
Kontrolle«, sagte Jan Shuard,
die Chefin der Gefängnisbehörde.

Zwei Drogenhändler in Brasilien
haben durch einen Verkehrsunfall
im Gebirge eine große Ladung Ma-
rihuana verloren. Wie die Polizei
mitteilte, stürzten ein mit 1,3 Ton-
nen der Droge beladener Lkw und
ein Begleitauto nahe Rio de Ja-
neiro von einer Bergstraße einen
Abhang hinab. Der Lkw verlor die
Marihuanaladung. Beide Fahr-
zeuge waren mit überhöhter Ge-
schwindigkeit unterwegs. Der
Fahrer des Lastwagens habe ent-
kommen können, der Fahrer des
Autos sei leicht verletzt worden,
hieß es. Agenturen/nd

Island jagt wieder Finnwale
Fischereiministerium rechtfertigt die Tötung der Tiere mit Tradition

Isländische Fangschiffe sind aus-
gelaufen, um Finnwale zu erlegen.
Die Nachfrage nach dem Fleisch ist
gering. Proteste von Tierschützern
und Tourismusbranche stoßen in Is-
land trotzdem auf Unverständnis.

Von Bengt Arvidsson, Stockholm

Die Jagd läuft. Unter lautstarkem Pro-
test von Tierschützern sind am Sonn-
tag die Schiffe Hvaldur 8 und Hval-
dur 9 aus dem Hafen von Reykjavik
ausgelaufen, um Finnwale abzu-
schießen. Dabei ist abschießen noch
immer die richtige Beschreibung: Wie
bei Moby Dick werden Harpunen be-
nutzt. Diese werden heute von
schwenkbaren Sockeln abgeschossen,
habenkanonenähnliche Stoßkraft und
explodieren zudem im Körper des
Wals, damit sich zahlreiche Widerha-
ken ins Fleisch bohren können.
Die auch in Bezug auf Fluchtstra-

tegien erstaunlich intelligenten Mee-

ressäuger haben, einmal von so einer
Harpune getroffen, kaum noch eine
Chance zu entkommen. »Obwohl die
Explosivharpune nur aus einem be-
stimmten Winkel abgefeuert werden
darf, halten sich Waljäger in der Pra-
xis nicht daran. Oft zielen sie unge-
nau und feuern zu früh ab. Die Har-
punen treffen deshalb oft nicht die le-
benswichtigen Organe und die Tiere
sterben einen qualvollen Tod«, sagt
Biologin Sandra Altherr von Pro Wild-
life. Am Dienstag hatten Walschützer
auf der Homepage Avaaz.org bereits
800 000 Unterschriften gegen Islands
Waljagd zusammenbekommen.
Auch die blühende einheimische

Tourismusbranche, die inzwischen für
einen großen Teil der Wirtschafts-
leistung des Landes steht, hat Beden-
ken. Zwar bieten Restaurants Touris-
ten gern Walfleisch an. Der Walfang
rechne sich dennoch kaum und sei
schädlich für den Ruf Islands, heißt es.
Vor allemWalbesichtigungstouren auf

Schiffen, bei denen sich Touristen die
Tiere im Meer angucken können, sind
sehr beliebt. Immer wieder kam es da-
bei zu unliebsamen Szenen, bei de-
nen Touristen unfreiwillig Zeugen ei-
ner blutigen Waljagd wurden.
Die von Islands Fischereiministe-

rium zugelassene Abschussquote für
Finnwale liegt bei 154 Tieren. Be-
reits zuvor begann die Jagdsaison für
maximal 229 Zwergwale. Im letzten
Jahr wurden 137 Finnwale und 24
Zwergwale getötet. DassL die Quo-
tennicht ausgenutztwurden,hat auch
mit der geringen Nachfrage nach dem
nicht besonders gut schmeckenden
und teils von Schwermetallen belas-
tetemWalfleisch zu tun.Weil es kaum
noch einen Markt gibt, wurde islän-
disches Walfleisch bis 2013 gar in Ja-
pan zu Hundefutter verarbeitet. Erst
internationaler Protest brachte den
dortigen Hersteller zum Einlenken. In
den Jahren 2011 und 2012 wurde die
Finnwaljagd gar abgesagt, weil be-

reits zu viel unverkauftes Fleisch in
Kühlhäusern einlagert war.
Obwohl Isländer kaum noch Wal-

fleisch essen, sind sie mehrheitlich für
eine Fortsetzung der Jagd. Das Land
legt großen Wert auf Selbstbestim-
mung und Tradition. »Zudem sind die
Finnwalbestände in isländischen Ge-
wässern, im Gegensatz zu denen in
der Antarktis, überhaupt nicht be-
droht«, sagt Asta Einarsdottir vom Fi-
schereiministerium. »Unserem Be-
stand geht es ausgezeichnet. Wir
kontrollieren ihn und die Quoten mit
wissenschaftlicher und ökologisch
bewusster Sorgfalt«, so Einarsdottir.
Island und Norwegen sind die ein-

zigen Länder, die den kommerziellen
Walfang verteidigen und Vorbehalte
gegen ein internationales Moratori-
um von 1986 haben. Japan führt den
Walfang unter dem Deckmantel wis-
senschaftlicher Zwecke durch. Grön-
land erlaubt der Urbevölkerung die
Wal-Erlegung für den Eigenbedarf.

In der Nähe der Hauptstadt Reykjavik wird ein Finnwal zerlegt. Foto: AFP/Halldor Kolbeins

Tropische
Temperaturen
im Anmarsch
Hoch »Annelie« kommt
aus Frankreich zu uns

Von Nina Schmoldt

Eine Hitzewelle rollt auf Deutsch-
land zu. Extreme Temperaturen
von bis zu 40 Grad sind zu er-
warten, Werte die zuletzt im Jahr
2003 gemessen wurden. Am Mitt-
woch soll das Thermometer tags-
über nur im Norden unter der 30-
Grad-Grenze bleiben, doch schon
ab Donnerstag soll es überall zu
tropischen Temperaturen kom-
men. Der Sommer hat damit nun
auch Deutschland erreicht und
viele freuen sich über das tolle Ba-
de- und Grillwetter.
Jedoch kündigt sich die Wär-

me gleich so heftig an, dass es vie-
len schnell zu heiß sein dürfte.
Manch einer wird die Hitze und
ihre Wirkungen unterschätzen.
Denn das sonnige Wetter birgt so
einige Schattenseiten. Besonders
Kindern und auch älteren Men-
schen können die Temperaturen
enorm zusetzen. Von Sport wird
bei dieser Hitze abgeraten. Wer
auf sportliche Aktivitäten trotz-
dem nicht verzichten will, der
sollte diese auf den frühen Mor-
gen verlegen.
Auch Autofahrer sollten diesen

plötzlichen Hochsommereinbruch
mit Vorsicht genießen, denn durch
die starke Hitze kann sich der Stra-

ßenbelag verformen. Besondere
Schutzvorkehrungen sind auch
Tierhaltern zu empfehlen. Denn
die Hitzewelle kann für Tiere töd-
lich sein. Sie müssen stets ausrei-
chend Wasser und die Möglichkeit
zur Flucht in den Schatten haben.
Verantwortlich für die som-

merlichen Temperaturen ist eine
»Dame«, mit dem Namen »Anne-
lie«. Das nach ihr benannte Hoch
ist bereits über Spanien und Por-
tugal hinweggezogen. Dort lei-
den die Menschen schon seit
Montag unter den tropischen
Temperaturen. Das Thermome-
ter stieg auf über 40 Grad. Für die
spanische Provinz Córdoba wur-
de die höchste Wetter-Alarmstu-
fe ausgerufen, gewarnt wurde vor
Folgen für die Gesundheit. Nun
hat »Annelie« auch Frankreich er-
reicht. In Paris soll die Tempera-
turanzeige dann bis auf 36 Grad
wandern, in Frankreichs Süd-
westen auf über 40 Grad. Über
Frankreich gelangt dasHoch dann
schließlich nach Deutschland und
lässt auch hier das Thermometer
rasant steigen.
Am besten ist die Hitze am See

zu ertragen, derzeit sind die meis-
ten noch recht kühl. Am Wochen-
ende sollte sich das ändern.

Foto: Patrick Pleul

»Nein, nein, keine Überlebenden«
Wohngebiet in indonesischer Millionenstadt Medan wird bei Flugzeugabsturz in flammendes Inferno verwandelt

Ein Militärtransporter stürzte auf
der indonesischen Insel Sumatra
nach dem Start ab und verwandel-
te ein Wohngebiet in ein flam-
mendes Inferno.

Medan. Zahlreiche Tote, Häuser in
Trümmern, Autos in Flammen: Bei ei-
nem Flugzeugunglück in Indonesien
sind am Dienstag vermutlich mindes-
tens 116 Menschen umgekommen.
Der Luftwaffenchef rechnete nach ei-
nem Besuch der Absturzstelle in der
Millionenstadt Medan auf Sumatra
nicht mit Überlebenden. Wenige
Stunden zuvor war eine Militärma-
schine mit 113 Menschen an Bord in
ein Wohngebiet gestürzt.
»Nein, nein, keine Überlebenden.

Ich komme gerade von der Absturz-

stelle«, sagte Luftwaffenchef Agus Su-
priatna auf die Frage nach möglichen
Überlebenden. Die Maschine vom Typ
Hercules C-130 war zwei Minuten
nach dem Start abgestürzt und in
Flammen aufgegangen, wie die Ar-
mee mitteilte. Mindestens 49 Tote sei-
en bereits geborgen worden, sagte Su-
priatna. An Bord der Maschine waren
demnach 101 Passagiere und zwölf
Besatzungsmitglieder. Von Gebäuden
rings um die Absturzstelle waren nur
noch Trümmer übrig. Autos standen
in Flammen.
»Es war sehr beängstigend«, sagte

Novi, die von ihrem nahe gelegenen
Arbeitsplatz aus das tieffliegende
Flugzeug beobachtet hatte. Mit ihren
Kollegen sei sie sofort zum Absturzort
geeilt, wo alles »sehr schlimm« aus-

gesehen habe. Die Angaben über die
Zahl der Insassen der Maschine gin-
gen zunächst auseinander: Während
die Streitkräfte anfangs lediglich von
zwölf Besatzungsmitgliedern an Bord
des mit Militärgütern beladenen Flug-
zeugs sprachen, sagte ein Sprecher des
Luftwaffenstützpunktes in Medan, es
seien weitere 31 Menschen in Medan
zugestiegen – hauptsächlich Familien
von Offizieren; möglicherweise seien
aber zuvor bereits bei anderen Zwi-
schenstopps weitere Passagiere an
Bord gegangen.
Nach Angaben von Rettungskräf-

ten wurden mindestens drei Men-
schen am Boden getötet. Die 51 Jahre
alte Maschine prallte unter anderem
gegen ein kleines Hotel und einen
Massagesalon. Bereits 2005 hatte sich

in Medan, einer Stadt mit rund zwei
Millionen Einwohnern, ein Flugzeug-
absturz ereignet. Damals war ein Pas-
sagierflugzeug der Fluggesellschaft
Mandala ebenfalls kurz nach dem
Start in einem Vorort abgestürzt, da-
bei kamen 150 Menschen ums Leben.
Medan ist die größte indonesische

Stadt außerhalb der Hauptinsel Java
und ein wichtiges wirtschaftliches
Zentrum. Indonesien ist ein riesiger
Inselstaat und erstreckt sich am Äqua-
tor in Südostasien über mehr als 5000
Kilometer in Ost-West-Richtung. Die
Luftfahrtindustrie hat einen schlech-
ten Ruf. Seit 2000 gab es nach Anga-
ben des Portals Aviation-safety.net 17
Flugunfälle mit jeweils mehr als zehn
Toten, davon fünf Unfälle von Mili-
tärmaschinen. Agenturen/nd
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Wer bei Facebook aktiv ist, bei Google surft oder online einkauft – dessen persönliche Daten sollen künftig innerhalb der EU besser geschützt werden. Foto: dpa/Jessica Binsch
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Neue Datenschutzregeln für Internetnutzer sollen 2018 in der EU in Kraft treten

Schutz persönlicher Daten soll besser werden
Die 28 EU-Staaten wollen In-
ternet-Nutzern künftig einen
besseren Schutz ihrer per-
sönlichen Daten garantieren.
Das sieht die Mitte Juni in Lu-
xemburg auf den Weg ge-
brachte Datenschutzreform
vor. Die neuen Regeln sollen
nach einer zweijährigen Über-
gangszeit ab 2018 gelten.

Was ist das Ziel der Reform?
Die EU möchte die Privatsphäre
von Internetnutzern besser
schützen. Wer bei Facebook ak-
tiv ist, bei Google surft oder on-
line einkauft, soll mehr Schutz
für seine persönlichen Daten er-
halten. Bei Verstößen drohen
hohe Strafen.

Warum braucht Europa neue
Datenschutzregeln?
Die bisherigen Regeln von 1995
stammen aus einer Zeit, als we-
niger als ein Prozent der Euro-
päer das Internet nutzte. In Zei-
ten von »Big Data«, also der
Nutzung und Auswertung gro-
ßer Datenmengen, sind die al-
ten Regeln nicht mehr zeitge-

mäß. Nun soll der Schutz der
Daten wie Adresse, Bankver-
bindung, aber auch Freundes-
listen, Kontakte oder Fotos im
Internet verbessert werden.

Was bedeutet das für Ver-
braucher?
In Zukunft soll es keine Flucht
mehr von Anbietern in Daten-
schutzoasen geben. Mit einer
Beschwerde beispielsweise ge-
gen das soziale Netzwerk Face-
book – mit Europasitz in Irland
– muss sich ein deutscher Ver-
braucher bisher an den irischen
Datenschutzbeauftragten wen-
den. Künftig kann er das beim
deutschen Beauftragten tun.

Was ändert sich für Nutzer so-
zialer Netzwerke?
Sie müssen eindeutig zustim-
men, dass sie mit der Verarbei-
tung ihrer Daten einverstanden
sind – oder das ablehnen. Schon
heute willigen Kunden oft in
komplizierte Allgemeine Ge-
schäftsbedingungen (AGB) ein.
Die neuen Datenschutzrichtli-
nien fordern, dass zusätzlich

Symbole verständlich erklären,
was mit den Daten passiert.
Umstritten ist noch, was genau
Unternehmen mit den Daten ih-
rer Kunden über den ur-
sprünglichen Zweck hinaus ma-
chen dürfen. Firmen müssen
Nutzern künftig aber daten-

schutzfreundliche Voreinstel-
lungen (»Privatsphäre als Vor-
einstellung«) anbieten. Kunden
bekommen das Recht auf Mit-
nahme von Daten wie Mails, Fo-
tos oder Kontakten. Wer von
Facebook zu Google+ wech-
selt, dem muss Facebook seine
persönlichen Daten mitgeben.

Haben Nutzer ein »Recht auf
Vergessen«?

Ja. Sie sollen das Recht haben,
personenbezogene Daten wie
Informationen über das Privat-
oder Berufsleben sowie Fotos im
Web leichter löschen zu lassen.
Sie können auch von Suchma-
schinen wie Google verlangen,
Verweise bei derOnlinesuche zu
Inhalten, die das Recht auf Pri-
vatsphäre und Datenschutz ver-
letzen, zu entfernen.

Was passiert bei Verstößen
gegen die Datensicherheit?
Hinter der Datensicherheit
steckt, dass Firmen persönliche
Daten nicht an Behörden in
Nicht-EU-Staaten geben dür-
fen. Wenn etwa US-Behörden
Daten aus Europa verlangen,
müsste eine Firma vorab die
Einwilligung des in Europa zu-
ständigen nationalen Daten-
schutzbeauftragten einholen.
Bei Verstößen gegen den Da-
tenschutz drohen hohe Strafen
von bis zu zwei Prozent ihres
weltweiten Jahresumsatzes, so-
gar von Bußgeldern von bis zu
fünf Prozent oder 100 Millio-
nen Euro ist die Rede. dpa/nd
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Gesetzliche Krankenversicherung (GKV)

Reformen führen zum Beitragsanstieg
Die gesetzlichen Kranken-
kassen beklagen erhebliche
Belastungen durch die Refor-
men im Gesundheitswesen.
Die Folge: Viele der über 120
gesetzlichen Kassen werden
höhere Beitrage verlangen.

Die Versicherten müssen in den
kommenden Jahren mit einem
deutlichen Beitragsanstieg für
ihre gesetzlichen Krankenver-
sicherung (GKV) rechnen. Die
finanziellen Belastungen durch
die geplanten Gesundheitsre-
formen sowie ein andauerndes,
strukturelles Defizit bei Ausga-
ben und Einnahmen könnten
viele Kassen nur durch höhere
Zusatzbeiträge auffangen, sag-
te die Vorstandsvorsitzende des
GKV-Spitzenverbandes, Doris
Pfeiffer. Bis 2019 werde ein An-
stieg auf durchschnittlich 1,4 bis
1,8 Prozent erwartet.
Für das laufende Jahr wird

noch vom durchschnittlichen
Zusatzbeitrag von 0,9 Prozent
ausgegangen. Bereits 2016 wird
der Zusatzbeitrag nach GKV-
Angaben auf voraussichtlich 1,1
bis 1,2 Prozent steigen.
Der Beitragssatz zur Kran-

kenversicherung nimmt nach
GKV-Einschätzung bis 2019 von
derzeit 15,5 auf 16,0 bis 16,4
Prozent vom Bruttoeinkommen
zu. Er setzt sich seit Jahresbe-
ginn zusammen aus einem all-
gemeinen, festen Bestandteil
von 14,6 Prozent, den Arbeit-
nehmer und Arbeitgeber je zur
Hälfte bezahlen, sowie einem
Zusatzbeitrag. Diesen müssen
die Kassen aufgrund ihrer Fi-
nanzlage regelmäßig neu be-
stimmen. Er wird allein von den
Arbeitnehmern aufgebracht.
Zur Zeit zahlen 61 Prozent

der GKV-Mitglieder den für
2015 prognostizierten Zusatz-
beitrag von 0,9 Prozent. Für sie
hat sich gegenüber der bis Ende
2014 geltenden Regelung nichts

geändert. Knapp 27 Prozent
zahlen einen Zusatzbeitrag von
0,8 Prozent. Bei diesen beiden
Gruppen handelt es sich in ers-
ter Linie um Mitglieder der gro-
ßen Krankenkassen. Entspre-
chend wurden bisher nur ge-
ringfügige Abwanderungen der
Beitragszahler zu günstigeren
Kassen beobachtet.
Das GKV-Vermögen ist rück-

läufig: von 13,6 Milliarden Eu-
ro zwischen 2013 und 2015 auf
schätzungsweise 10,1 Milliar-
den Euro. Experten rechnen da-
her auch mit weiteren Fusionen
bei den derzeit noch 124 Kas-
sen. Ende des vergangenen Jah-
res lag diese Zahl noch bei 130
Krankenkassen. dpa/nd

Mitglieder der gesetzlichen Krankenkassen müssen im kommenden Jahr
mit deutliche Beitragserhöhungen rechnen. Foto: dpa/Wilhelm_Leuschner

Was ist beim Krankenkassenwechsel zu beachten?
Sie können seit dem 1. Januar
1996 Ihre Krankenkasse frei
wählen. Dabei sind aber folgende
Bedingungen zu beachten:
} Sie können grundsätzlich die
Kasse jederzeit wechseln. Dazu
müssen Sie bei Ihrer alten Kas-
se mit einer Frist von zwei Mo-
naten zum Monatsende
schriftlich gekündigt haben. An
diese Wahl sind Sie dann min-
destens 18 Monate gebunden.

} Sollten Sie keine neue Kasse
gefunden haben, sind Sie au-
tomatisch in Ihrer bisherigen
Krankenkasse weiter versi-
chert.

} Sollte Ihre derzeitige Kranken-
kasse jedoch einen Zusatzbei-
trag einfordern, so besteht für
Sie innerhalb von zwei Mona-
ten ab Inkrafttreten der Erhö-
hung ein Sonderkündigungs-
recht. Sie können die Kasse
dann mit einer Frist von zwei
Monaten wechseln – auch
wenn Sie noch keine 18 Mona-
te Mitglied sind.

} Kein Kündigungsrecht dagegen
haben Sie oft, wenn Sie sich
freiwillig in einen Wahltarif
Ihrer Krankenkasse für Kran-
kengeld eingeschrieben haben.
An diesen Tarif und diese
Krankenkasse sind Sie von
Eintritt in den Wahltarif an drei
Jahre fest gebunden (alle an-
deren Wahltarife haben ab dem
1. Januar 2011 das Sonder-
kündigungsrecht).

} Sie können bei einemWechsel
alle Gesetzlichen Krankenkas-
sen wählen, die sich der Allge-
meinheit in Ihrem Wohnort-
bundesland oder im Bundes-
land Ihres Arbeitsplatzes ge-
öffnet haben. Das sind die All-
gemeinen Ortskrankenkassen
(AOK), die Ersatzkassen, die
geöffneten Betriebskranken-
kassen (BKK) sowie die In-
nungskrankenkassen (IKK).

} Für einenWechsel innerhalb
der Gesetzlichen Krankenkas-
sen reicht es, bei der neuen
Kasse die Mitgliedschaft zu be-

antragen und der alten Kasse
formlos zu kündigen. Sie müs-
sen lediglich die genannten
Kündigungsfristen beachten.

} EinWechsel aus einer Privaten
Krankenversicherung in eine
Gesetzliche Krankenkasse ist
dagegen nur unter bestimmten
Voraussetzungen möglich. Vor
einer eventuellen Kündigung
der Privaten Versicherung soll-
te unbedingt abgeklärt werden,
ob eine Aufnahme in die ge-
wünschte Gesetzliche Kran-
kenkasse überhaupt möglich
ist. Eine vorschnelle Kündigung
einer privaten Krankenversi-
cherung kann zum Verlust des
Versicherungsschutzes führen
und sollte daher unbedingt
vermieden werden!

} Wollen Sie dagegen aus der
Gesetzlichen Krankenkasse in
eine Private Krankenversiche-
rung wechseln, müssen Sie erst
Ihre Aufnahme nach Prüfung
der Gesundheitsfragen abwar-
ten. nd

Urteil des Amtsgerichts München

Krankenversicherung muss Behandlung von Alterssichtigkeit nicht zahlen
In der Regel zahlen Kranken-
versicherungen nur für me-
dizinisch notwendige Heilbe-
handlungen, nicht aber für al-
tersbedingte Veränderungen.

Darauf verweist die Arbeitsge-
meinschaft Medizinrecht des
DeutschenAnwaltvereins(DAV)
im Zusammenhang mit einer
schon länger zurückliegenden
Entscheidung des Amtsgerichts
München (Az. 121 C 27553/12)
vom 27. Dezember 2013.
Der Fall:Weil der Patient an

Grauem Star, an Kurzsichtig-

keit mit einer Hornhautver-
krümmung und der bekannten
Alterssichtigkeit litt, implan-
tierte ihm sein Augenarzt so-
genannte torische Multifokal-
linsen zum Preis von je 963 Eu-
ro. Diese Linsen behoben alle
Augenprobleme des Mannes.
Die Krankenversicherung er-

stattete jedochnurdieKosten für
Einstärkenlinsen inHöhe von je-
weils 200 Euro. Die darüber hi-
nausgehende Behandlung sei
medizinisch nicht notwendig
gewesen sei. Einstärkenlinsen
können einen einfachen Seh-

fehler ohne Hornhautverkrüm-
mung ausgleichen. Der privat
versicherte Mann klagte gegen
seine Krankenversicherung. Er
wollte die Kosten für die Mul-
tifokallinsen erstattet haben.
Das Urteil: Das Amtsgericht

München sprach dem Mann die
Kosten von 338 Euro für tori-
sche Intraokularlinsen zu, die
sowohl denGrauenStar als auch
die Kurzsichtigkeit beheben
können. Die Implantation einer
Monofokallinse kombiniert mit
einer Brille wäre dagegen nicht
ausreichend gewesen, da da-

durch die Krankheit nicht ge-
heilt würde.
Laut Versicherungsvertrag

habe der Mann allerdings nur
Anspruch auf eine medizinisch
notwendige Heilbehandlung
wegen Krankheit. Eine solche
liege vor, wenn »nach ärztli-
chem Urteil ein anormaler, re-
gelwidriger Körper- oder Geis-
teszustand« bestehe. Dazu zäh-
le jedoch nicht die Alterssich-
tigkeit. Sie gehöre zum natür-
lichen Alterungsprozess des
Menschen, hieß es weiter in der
Urteilsbegründung. DAV/nd

EuGH billigte
passive Sterbehilfe

Im seit Jahren andau-
ernden Rechtsstreit um
passive Sterbehilfe für ei-
nen querschnittsgelähm-
ten Franzosen stimmte
der Europäische Ge-
richtshof für Menschen-
rechte (EuGH) in Straß-
burg am 5. Juni 2015 ei-
nem Ende der künstli-
chen Ernährung zu.

Der EuGH lehnte die Be-
schwerde der Eltern und
zweier Geschwister gegen
das Ende der künstlichen
Ernährung von Vincent
Lambert ab. Der 38-Jährige
liegt seit einem Verkehrs-
unfall im September 2008
im Wachkoma. Die Kläger
hatten geltend gemacht,
dass ein Abschalten der le-
benserhaltenden Geräte ein
Verstoß gegen das Grund-
recht auf Leben wäre.
DiesverneintederEuGH.

Das Urteil wurde von der
Großen Kammer aus 17
Richtern mit 12:5 Stim-
men gefällt. Gegen dieses
Urteil ist kein Einspruch
möglich.
Lamberts Ärzte hatten

2014 in Übereinstimmung
mit seiner Frau und fünf an-
deren Geschwistern be-
schlossen, die künstliche
Ernährungeinzustellen,um
den Schwerstbehinderten
sterben zu lassen. Diese
Entscheidung wurde im Ju-
ni 2014 vom französischen
Conseil d'Etat – dem höchs-
ten Verwaltungsgericht
Frankreichs – gebilligt.
Die Eltern reichten da-

raufhin Klage beim EuGH
ein. Dieser forderte in ei-
ner ersten Entscheidung
auf, den Patienten bis zur
nun erfolgten Verkündung
des endgültigen Urteils am
Leben zu halten. AFP/nd
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Abmahnung

Eine bestimmte Anzahl bis zur
Kündigung nicht vorgeschrieben
Die Abmahnung soll darauf
hinweisen, dass der Arbeit-
geber ein bestimmtes Ver-
halten des Beschäftigten nicht
hinnehmen will. Ob man sich
gegen diese »Gelbe Karte«
wehren kann, erläutert Tjark
Menssen, Jurist bei der DGB
Rechtsschutz GmbH.

DieAbmahnung steht häufig am
Ende einer Auseinanderset-
zung. Nämlich immer dann,
wenn die Gespräche geschei-
tert sind. In einem intakten Ar-
beitsverhältnis versucht der Ar-
beitgeber, einen Beschäftigten
zu überzeugen, die Aufgaben
richtig und gut zu machen.
Kommt es zu Fehlern, erkennt
dies der Arbeitnehmer meist
selbst und braucht keine Ab-
mahnung, um sein Verhalten zu
ändern.

Abmahnungen sind nicht
gesetzlich geregelt
Arbeitsverträge regeln nur die
nötigsten Bedingungen. Wenn
keine Tarifverträge und Be-
triebsvereinbarungen gelten,
kann ein Arbeitgeber alles vor-
schreiben, um die Arbeit näher
zu bestimmen. Verletzt ein Be-
schäftigter diese vertraglich
oder mündlich formulierten
Pflichten, dann muss der Ar-
beitgeber ihn darauf hinwei-
sen.
Abmahnungen sind nicht ge-

setzlich geregelt. Sie müssen
weder eine bestimmte Form
haben noch muss man sie so
nennen. Auch ist keine be-
stimmte Anzahl von Abmah-
nungen vorgeschrieben, bevor
ein weisungsbefugter Vorge-
setzter eine verhaltensbedingte
Kündigung aussprechen kann.
Gründe für eine Abmahnung

können zum Beispiel Alkohol-
missbrauch, unentschuldigtes
Fehlen oder auch Verstöße ge-
gen Geheimhaltungs- und
Treuepflichten sein.

Fehlverhalten muss detailliert
angegeben werden
Eine Abmahnung muss das
Fehlverhalten detailliert – samt
Orts- und Zeitangabe – schil-
dern. Der Arbeitnehmer muss
genau erkennen können, was er

falsch gemacht hat und wie er
sich künftig zu verhalten hat. Es
muss deutlich werden, dass die
Stelle gefährdet ist oder eine
Kündigung droht, wenn er den
beschriebenen Vorwurf nicht
ändert. Ein anderer Pflichtver-
stoß reicht hingegen nicht aus.
Dieser (weitere) Vorwurf
müsste zuvor ebenfalls abge-
mahnt werden.

Gegendarstellung gehört
unbedingt in die Personalakte
Wer zu Unrecht abgemahnt
wurde, sollte eine Gegendar-
stellung verfassen. Wichtig:
Sich vom Vorgesetzten bestäti-
gen lassen, dass die Erklärung
in die Personalakte kommt.

Eine Gegendarstellung
macht dann Sinn, wenn man
den abgemahnten Vorwurf be-
streitet und den Sachverhalt aus
seiner Sicht schildern will. Der
Arbeitgeber kann sich dann im
Wiederholungsfall nicht auf die
erfolgte Abmahnung berufen,
sondern muss beweisen, dass
die Abmahnung zu Recht er-
folgt ist.
Ein Arbeitnehmer kann je-

derzeit verlangen, in seine Per-

sonalakte einzusehen. So las-
sen sich Inhalt und Zahl der Ab-
mahnungen kontrollieren und
ob die Gegendarstellung der
Akte beiliegt. Zudem kann ein
Richter bei einem eventuellen
Kündigungsprozess feststellen,
ob die Abmahnung gerechtfer-
tigt war.
Wer zu Unrecht abgemahnt

wurde, kann vom Arbeitgeber
verlangen, dass die Abmah-
nung aus der Personalakte ent-
fernt wird. Aber: Eine recht-
mäßige Abmahnung kann man
nicht entfernen lassen. Sie ist
bis zu drei Jahre wirksam. Da-
nach wird sie gelöscht und gilt
als wirkungslos.
Aus: metallzeitung Juni 2015

Eine rechtmäßige Abmahnung ist bis zu drei Jahren wirksam. Sie ist
danach wirkungslos und muss gelöscht werden. Foto: imago/INSADCO

Arbeitsgericht Düsseldorf

Leistungsbonus darf in den
Mindestlohn einbezogen werden
Ein Leistungsbonus darf nach
einem Gerichtsurteil in die Be-
rechnung des gesetzlichen
Mindestlohns einbezogen wer-
den.

Nach dem Urteil des Arbeitsge-
richts in Düsseldorf vom 20. April
2015 (Az. 5 Ca 1675/15) war die
Klage einer Frau gegen diese Pra-
xis ihres Arbeitgebers erfolglos.
Die Klägerin erhielt 8,10 Euro

sowie einen Bonus von höchs-
tens einem Euro pro Stunde. Mit
Einführung des Mindestlohns
wurde die Vergütung von 8,10

Euro um konstant 40 Cent pro
Stunde vom Bonus aufgestockt
und so der Mindestlohn von 8,50
Euro erreicht.
Das Gericht befand, mindest-

lohnwirksam seien alle Zahlun-
gen, die als Gegenleistung für die
erbrachte Arbeitsleistung mit
Entgeltcharakter gezahlt wür-
den. Ein Leistungsbonus habe ei-
nen unmittelbaren Bezug zur Ar-
beitsleistung und sei ein »Lohn
im eigentlichen Sinn«, der in die
Berechnung einzubeziehen sei.
Das Urteil ist noch nicht

rechtskräftig. dpa/nd

Landesarbeitsgericht Schleswig-Holstein

Sitzstreik im Büro des Chefs
kann Kündigung rechtfertigen
Ein mehrstündiger Sitzstreik
im Büro des Chefs kann eine
Kündigung rechtfertigen.

Dies entschied das Landesar-
beitsgericht Schleswig-Holstein
am 6. Mai 2015 (Az. 3 Sa 354/14).
In dem verhandelten Fall hat-

te eine Abteilungsleiterin im Bü-
ro ihres Vorgesetzten ausge-
harrt, um eine außertarifliche
Vergütung durchzusetzen. Ver-
mittlungsversuche etwa durch
den Ehemann oder den Be-
triebsrat blieben ebenso erfolg-
los wie die Drohung mit Polizei
und Kündigung. Erst nach knapp
drei Stunden verließ die Frau un-
ter Polizeibegleitung den Be-
trieb.
Das Unternehmen kündigte

ihr einen Tag später fristlos, hilfs-
weise ordentlich, nachdem die
Frau eine E-Mail an einen gro-
ßen Verteiler geschickt hatte, in
der sie ihreigenesVerhaltennicht
erwähnte, den Arbeitgeber aber
diskreditierte. Die Frau, die seit
1992 in dem Betrieb tätig war,
klagte gegen die Kündigung.
Vor dem Landesarbeitsgericht

war die Frau nur teilweise er-
folgreich. Sie hat demnach »eine
besonders schwere Pflichtver-
letzung begangen«. Für eine
fristlose Kündigung reichte dies
unter Abwägung aller Umstände
des Einzelfalls zwar nicht, wohl
aber für eine ordentliche Kün-
digung, wie es hieß.
Das Urteil ist noch nicht

rechtskräftig. dpa/nd

Zahlen & Fakten

Mütter sind 27 Stunden pro
Woche erwerbstätig
Mütter mit Kindern arbeiten in
ihrem Beruf deutlich weniger
als Frauen ohne Kinder. So be-
trug im Jahr 2013 die durch-
schnittliche Arbeitszeit von er-
werbstätigen Müttern im Al-
ter von 25 bis 49 Jahren rund
27 Stunden pro Woche.
Gleichaltrige Frauen ohne im
Haushalt lebendes Kind wa-
ren gut 37 Stunden wöchent-
lich berufstätig.
Bei den 25- bis 49-jährigen

Vätern betrug die durch-
schnittliche wöchentliche Ar-
beitszeit knapp 42 Stunden.
Bei den Männern ohne Kind
lag sie mit 41 Stunden um ei-
ne Stunde darunter.
Ostdeutsche Mütter arbei-

ten mit 33 Stunden im Durch-
schnitt nur knapp vier Stun-
den weniger als ostdeutsche
Frauen ohne Kind (37 Stun-
den). Im Westen ist die Ar-
beitszeit von Müttern mit 25
Stunden knapp zwölf Stun-
den niedriger als bei den Frau-
en ohne Kind (37 Stunden).
Gegenüber 2013 hat sich

die Wochenarbeitszeit bun-
desweit leicht erhöht. Den
größten Anstieg gab es bei
westdeutschen Frauen ohne
Kind (plus eine Stunde).
Rückläufigwarsiedagegenbei
denostdeutschenMüttern, die
gut eine Stunde pro Woche
weniger arbeiten als noch vor
zehn Jahren. epd/nd

Berliner Verwaltungsgericht spricht Verbot an Fleischtheken aus

Keine dunklen Hemden und Schürzen
Bordeauxrote Hemden und
schwarze Schürzen sind an
Fleischtheken verboten. Nur
auf heller Kleidung seien
Verschmutzungen eindeu-
tig feststellbar.

So urteilte die 14. Kammer des
Berliner Verwaltungsgerichts
am 24. März 2015 (Az. VG 14 K
344.11 und Az. VG 14 K 150.12).
Damit wies das Gericht die

Klagen des Inhabers von vier
Geschäften im Bezirk Steg-
litz-Zehlendorf ab. Das Ge-

richt gab dem Bezirksamt
Recht, das eine helle Arbeits-
kleidung des Personals ver-
langt hatte.
Der Unternehmer hatte da-

gegen argumentiert, die Klei-
dung sei ein Markenzeichen.
Hemden und Schürzen wür-
den täglich mindestens ein-
mal gewechselt. Es seien auch
keine Verunreinigung festge-
stellt worden. Es gebe zudem
keine gesetzliche Pflicht zu
heller Arbeitskleidung.
Den Urteilen zufolge ver-

stößt die beanstandete Klei-
dung gegen die europäische
Lebensmittelhygiene-Verord-
nung.Gerade in einem fleisch-
und wurstverarbeitenden Un-
ternehmen müsse die Be-
rufskleidung so sein, dass sie
einen hohen Schutz für die
Verbraucher gewährleiste.
Auf heller Kleidung könnten
Mitarbeiter besser Blut oder
Fleischsaft bemerken. Die Be-
rufung beim Oberverwal-
tungsgericht wurde zugelas-
sen. dpa/nd
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Mietrecht und Eigentum: Wellness in der Wohnung

Was Gerichte erlauben und was nicht
Sauna, Whirlpool, Schwimm-
becken – viele Menschen wol-
len Wellness nicht mehr nur
während ihres Urlaubs ge-
nießen, sondern auch im All-
tag bei sich zu Hause. Natür-
lich ist das nicht alles in einer
kleinen Mietwohnung mög-
lich. Für eine frei stehende
Wanne dürfte in etwas grö-
ßeren Bädern Platz sein.

Der Infodienstes Recht und
Steuern der LBS befasst sich mit
der privaten Wellness. Es wer-
den einige Urteile deutscher
Gerichte vorgestellt, in denen es
umdiese Thematik geht – bis hin
zu der Grundsatzfrage, wasman
eigentlich unter einem »mo-
dernen« Bad verstehen muss.

Der 1200-Liter-Whirlpool
Ein Wohnungseigentümer leis-
tete sich etwas, was man sonst
nur aus Spa- und Hotelanlagen
kennt: einen Whirlpool mit
1200 Litern Wasser, in dem sich
bis zu fünf Personen aufhalten
konnten. Den stellte er auf sei-
ner Terrasse auf. Doch dann be-
schwerten sich die darunter
wohnenden Nachbarn über die
Vibrationen. Auch eine Dämm-
matte half nicht, diese Störung
vollständig zu beseitigen. Das
Amtsgericht Reutlingen (Az. 9 C
1190/12) entschied, der Whirl-
pool müsse abgeschaltet blei-
ben. Das Wohl der Miteigentü-
mer sei wichtiger als das Inte-
resse des Poolbesitzers.

Wertobjekt Designerwanne
Wenn ein Eigentümer in seine
vermietete Wohnung eine frei
stehende Designerbadewanne
einbauen lässt, mag das zwar
einen guten optischen Eindruck
machen und vielleicht auch ein
originelles Badevergnügen er-

möglichen, aber eine Wohn-
werterhöhung in rechtlichem
Sinne entsteht dadurch nicht.
Deswegen ist nach Ansicht des
Amtsgerichts Berlin-Schöneberg
(Az. 107 C 277/12) eine Mieter-
höhung mit dieser Begründung
nicht möglich. Es komme
grundsätzlich darauf an, ob ei-
ne Badewanne vorhanden ist –
nicht darauf, ob es sich um ein
besonderes Modell handelt.

Modernes, zeitgemäßes Bad
Was macht überhaupt ein mo-
dernes, zeitgemäßes Bad aus?
Hier hat wohl jeder eigene Vor-

stellungen. Doch eine allzu üp-
pige Ausstattung erwarten die
Gerichte nicht. Das Amtsgericht
Berlin-Tiergarten (Az. 4 C
347/10) meinte, auch ein 20

Jahre altes Bad könne »mo-
dern« sein, wenn Einbauwanne
oder -dusche, Stand-WC, Bo-
denfliesen und mindestens tür-
hoch verflieste Wände vorhan-
den seien und alles neuzeitli-
chem Standard entspreche.

Reizvolle Sauna
Es ist für viele Grundstücksbe-
sitzer durchaus reizvoll, im ei-
genen Garten über eine Sauna
zu verfügen. Doch wer so etwas
plant, sollte aufpassen, dass er
den erforderlichen Grenzab-
stand zum Nachbarn nicht un-
terschreitet.

Diesen Fehler beging ein Ei-
gentümer in Rheinland-Pfalz,
der eine Sauna mit Holzofen
2,50 Meter von der Grund-
stücksgrenze entfernt errichte-

te. Die Nachbarn beschwerten
sich. Das Verwaltungsgericht
Neustadt (Az. 4 K 788/08) ent-
schied: Es müssen mindestens
drei Meter sein. Wegen der
Rauchbelästigung sei keine Aus-
nahmegenehmigung möglich.

Streit ums Planschbecken
Wer im Sommer mal schnell ein
kleines Plastikschwimmbecken
aufbläst und darin planscht, be-
kommt in der Regel keine Prob-
leme. Wer jedoch ein 90 Zenti-
meter hohesmobiles Beckenmit
einem Durchmesser von 3,50
Metern aufstellt, sollte in einer
Eigentümergemeinschaft lieber
vorher die Nachbarn fragen.
Ein Badefreund hatte das

nicht getan und musste sich
prompt vor dem Kammergericht
Berlin (Az. 24 W 5/07) rechtfer-
tigen. Das gab einem Miteigen-
tümer Recht, der anführte, die-
ses Becken auf dem Sonderei-
gentum im Garten zerstöre den
optischen Gesamteindruck.

Mietminderung 13 Prozent
Schwanken beim Duschen die
Wassertemperaturen erheblich,
kann von Wellness keine Rede
mehr sein. Das musste ein Woh-
nungsmieter erfahren. Aus der
Maximaltemperatur von 47 bis
48 Grad konnten auch schon
mal überraschend 60 bis 61
Grad werden, wenn gleichzei-
tig ein Nachbar den Wasser-
hahn aufdrehte. Das sei »ein er-
heblicher Mangel«, so das Amts-
gericht Berlin-Charlottenburg
(Az. 204 C 349/02) .
Dass ihn der Eigentümer auf

die vorhandene Badewanne
verwies, in der man Wasser bes-
ser mischen könne, wurde nicht
als Argument anerkannt. Die
Miete durfte um 13 Prozent ge-
mindert werden. LBS/nd

Mietrecht: Bestellerprinzip

Verfassungsgericht
wies Eilanträge ab
Das zum 1. Juni 2015 einge-
führte Bestellerprinzip be-
wirkt, dass bei der Vermitt-
lung von Mietwohnungen nur
noch der Auftraggeber eines
Maklers Provision zahlt.

Laut D.A.S. Rechtsschutz Leis-
tungs-GmbH hat nun das Bun-
desverfassungsgericht mit Be-
schluss vom 13. Mai 2015 (Az. 1
BvQ 9/15) die ersten Eilanträge
gegen das neue Gesetz abge-
lehnt. Makler wollten dessen In-
krafttreten im letzten Moment
verhindern.
Hintergrund:Am1.Juni2015

trat das sogenannte Besteller-
prinzip in Kraft. Es ist im Woh-
nungsvermittlungsgesetz nie-
dergelegt und besagt, dass Mak-
ler nur noch vom tatsächlichen
Auftraggeber für die Vermitt-
lung einer Wohnung Provision
verlangen dürfen. Die Regelung
gilt nur für die Vermittlung von
Mietwohnungen. Vertreter der
Immobilienbranche wollen das
Gesetz jedoch angreifen.
Der Fall: Zwei Immobilien-

makler beantragten beim Bun-
desverfassungsgericht, mit einer
einstweiligen Anordnung das In-
krafttreten auszusetzen. Sie be-
fürchteten wirtschaftliche Nach-
teile beziehungsweise Existenz-
gefährdung. Ein dritter Antrag
kam von einem Wohnungsmie-
ter, der sich in seiner (zukünfti-
gen) Vertragsfreiheit einge-
schränkt sah. Parallel zu den An-
trägen auf Erlass einer einst-
weiligen Anordnung erhoben sie
Verfassungsbeschwerde.
Das Urteil: Das Gericht wies

alle drei Anträge ab. Vergleiche
man den Gesamtumsatz der
Maklerbranche mit dem Um-
satz, der bisher durch die Ver-
mittlung von Mietwohnungen
erzielt worden sei, könne von ei-
ner Existenzbedrohung der ge-
samten Branche nicht ausge-
gangen werden. Es sei grund-
sätzlich nicht möglich, das In-
krafttreten eines Gesetzes aus-
zusetzen, weil Einzelpersonen
dadurch Nachteile hätten. Der
eine Makler habe auch gar keine
Existenzgefährdung geltend ge-
macht, der andere habe diese
nicht mit Zahlen begründet.
Von vorn herein unzulässig sei

der Antrag des Wohnungsmie-
ters. Er sei nicht in seiner Ver-
tragsfreiheit beschränkt, da er
trotz Bestellerprinzip ja jeder-
zeit immer noch einem Makler
einen Wohnungssuchauftrag er-
teilen und dementsprechend bei
Erfolg Provision zahlen dürfe.
Die Verfassungsbeschwerde –

in welcher es auch um eine mög-
liche Einschränkung der Berufs-
freiheit der Makler geht – wird
zu einem späteren Zeitpunkt ver-
handelt. D.A.S./nd

Mietrecht: Mietminderung

Auch bei Mängeln außerhalb
DerMieter kanndieMietenur
dannmindern, wenn er in der
Nutzung seiner Wohnung be-
einträchtigt ist. Es gibt aber
auch Ausnahmen.

Auf eine Entscheidung des
Amtsgerichts Köln vom 31. Juli
2014 (Az. 203 C 192/14) ver-
weist die AGMietrecht und Im-
mobilien im Deutschen An-
waltsverein (DAV).
Dem Mieter war im Vertrag

auch die Nutzung des Dach-
bodens zugesichert worden.
Der Vermieter untersagte dann
diese Nutzung, und der Mieter
kürzte daraufhin die Miete.
Zu Recht, so das Gericht. Es

stellte klar, dass ein erhebli-
cher Mangel bei allen mitver-
mieteten Gemeinschaftsräu-
men in Betracht kommt, wie
Treppenhaus, Hausflur und
auch Dachboden, wenn dessen
Nutzung im Mietvertrag aus-
drücklich aufgenommen ist.
Da im vorliegenden Fall die

Nutzung des Dachbodens ganz
klar Bestandteil des Vertrages
war, kann der Mieter hier die
Miete mindern. Bei der Höhe
der Mietminderung ist aller-
dings Zurückhaltung geboten.
Das Gericht fand im zu ent-
scheidenden Fall zwei Prozent
der Miete, circa 15 Euro mo-
natlich, angemessen. DAV/nd

Mietrecht: Urteile

Unverschuldet gekündigt
Der Vermieter darf dem psy-
chisch kranken Mieter kün-
digen, obwohl dieser unver-
schuldet in Mietrückstand
geraten war.

Nachdem ein Mieter jahrelang
zu wenig Miete gezahlt hatte,
wurde das Mietverhältnis ge-
kündigt. Der Mann litt an ei-
ner paranoiden Psychose und
konnte für seine Handlungs-
weise nicht verantwortlich ge-
macht werden.
Das Landgericht Hamburg

(311 S 63/95) stellte sich die
Frage, ob der Mieter ange-
sichts seiner psychischen Er-
krankung überhaupt für den

Zahlungsrückstand geradeste-
hen muss. Man könne ihm den
Zahlungsverzug nicht anlas-
ten. Das setze voraus, dass je-
mand schuldhaft nicht oder zu
spät zahle. Der Mieter sei nicht
schuldfähig.
Andererseits sei es jedoch für

den Vermieter nicht zumutbar,
den Mietvertrag fortzusetzen.
Abgesehen von den erhebli-
chenRückständenbesteheauch
in der Zukunft wenig Hoff-
nung, dass der Mieter seiner
Zahlungsverpflichtung nach-
kommen werde. Nach dem
Grundsatz von Treu und Glau-
ben sei die Kündigung daher
wirksam. OnlineUrteile.de/nd
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Hauskauf

Wann der Nachbar Miteigentümer wird
Geht es um die eigene Immobilie, entscheiden sich viele für
ein Haus und gegen eine Eigentumswohnung. Sie wollen in
den eigenen vier Wänden eigener Herr sein – unabhängig von
denEntscheidungenvonMiteigentümern.EinReihenhausoder
eine Doppelhaushälfte ist für viele eine bezahlbare Alternati-
ve zum frei stehenden Einfamilienhaus. Dass auch Häuser –
wie Reihen- und Doppelhäuser – unters Wohnungseigen-
tumsgesetz (WEGesetz) fallen können, wissen nur wenige.

Ob ein Haus Alleineigentum
oder Teil einer Wohnungsei-
gentümergemeinschaft ist, sieht
man ihm nicht an. Betroffen
sind meist sehr kleine Grund-
stücke. »Aufgrund der öffent-
lich-rechtlichen Bauvorschrif-
ten können Grundstücke in der
Regel nur ab einer bestimmten
Größe aufgeteilt werden. Auch
eine Aufteilung in sehr kleine
Parzellen ist oft nicht möglich«,
erklärt Rechtsanwältin Sandra
Weeger-Elsner, Rechtsberaterin
im Verbraucherschutzverband
Wohnen im Eigentum (WiE).
Aber auch Nachbarschaftsver-
träge oder andere rechtliche
Vorgaben können die Teilung
eines Grundstücks in mehrere
selbstständige Grundstücke
verhindern.
Ist die sogenannte Realtei-

lung nicht möglich, wird eine
Eigentümergemeinschaft ge-
gründet, um auf dem gemein-
samen Grundstück abgeschlos-
sene Wohneinheiten zu bauen
– nicht übereinander, wie in
klassischen Wohnungseigen-
tumsanlagen, sondern neben-
einander.

Der Nachbar entscheidet mit
übers Dach oder Eingangstür
Die Rechtsform hat erhebliche
Konsequenzen. Die Hauseigen-
tümer in sogenannten Mehr-
hausanlagen sind keine Allein-
eigentümer, sondern haben die
gleichen Rechte und Pflichten

wie Wohnungseigentümer. Sie
können also nur über ihr Son-
dereigentum selbst entschei-
den.
Wenn es ums Gemein-

schaftseigentum geht, müssen

sie sich wie Wohnungseigentü-
mer mit ihren Miteigentümern
abstimmen – und Entscheidun-
gen gemeinsam treffen. Denn
auch bei den Mehrhausanlagen
sind die konstruktiven Teile der
Gebäude wie Fundament, Au-
ßenwände, tragende Innen-
wände, Geschossdecken, Dach,
Fenster und Eingangstüren Ge-
meinschaftseigentum.
Deshalb müssen beispiels-

weise Entscheidungen über die
Dämmung des Dachs in der Re-
gel mit einer doppelt qualifi-
zierten Mehrheit beschlossen

werden. Drei Viertel aller Ei-
gentümer, denen mehr als 50
Prozent der Miteigentumsan-
teile gehören, müssen also für
die Maßnahme stimmen. Das ist
in Eigentümergemeinschaften
mit nur zwei oder drei Mitglie-
dern rein rechnerisch nicht
möglich, wenn einer nicht mit-
zieht. Das heißt: Modernisiert
werden kann oft nur, wenn alle
einverstanden sind.
Doch nicht immer gelingt es

den Eigentümern, sich zu eini-
gen. »Gerade in sehr kleinen

WEGs mit nur zwei oder drei
Mitgliedern gibt es oft erbitter-
te Auseinandersetzungen«, so
die Rechtsberaterin.

Fallstricke erkennen
und reagieren
»Fragen Sie den Verkäufer des-
halb möglichst früh, ob das
Grundstück realgeteilt ist«, rät
die Expertin. »Ist das nicht der
Fall, sollten Sie Teilungserklä-
rung und Gemeinschaftsord-
nung in jedem Fall von einem
WiE-Experten überprüfen las-
sen.« Denn Laien können viele

Regelungen nicht richtig ein-
schätzen und erkennen Fall-
stricke oft nicht. Im Zweifelsfall
sollte man vom Kauf Abstand
nehmen.
Um die Position der einzel-

nen Eigentümer zu stärken und
ihnen ähnliche Rechte wie Al-
leineigentümern einzuräumen,
enthalten Teilungserklärung
bzw. Gemeinschaftsordnung oft
Regelungen, die vom WEGesetz
abweichen. »In der Teilungser-
klärung können etwa Sonder-
nutzungsrechte am Garten vor
dem Haus festgelegt werden.
Oder es kann bestimmt wer-
den, dass Eigentümer selbst
über Instandhaltungen und mit
vom Gesetz abweichenden
Mehrheiten über Modernisie-
rungen entscheiden dürfen«,
nennt Sandra Weeger-Elsner
zwei Beispiele.
Doch alles kann in der Tei-

lungserklärung oder Gemein-
schaftsordnung nicht geregelt
werden. Auch bestimmte Vor-
gaben des WEGesetzes, was
zwingend Gemeinschaftsei-
gentum ist, lassen sich nicht än-
dern: Gilt das Wohnungseigen-
tumsgesetz, haben Eigentümer
nie die gleichen Rechte wie Al-
leineigentümer. Die Abhängig-
keit von Nachbarn ist deshalb
größer als in einer »normalen«
Nachbarschaft.
Schauen Sie sich Ihre Mitei-

gentümer genau an. Stimmt die
Chemie schon am Anfang nicht,
sollte man sich gegen den Kauf
entscheiden. Denn das Kon-
fliktpotenzial ist groß. Eine
nachträgliche Teilung des
Grundstücks ist meist nicht
möglich. Die Eigentümer sind
und bleiben also auf Gedeih und
Verderb aufeinander angewie-
sen.WiE/nd

Alleinherrscher im Eigenheim oder einer Doppelhaushälfte? Vorher ge-
nau informieren, das kann ein Trugschluss sein. Foto: dpa/Jens Büttner

Wohnungseigentum

Achtung: Verwalter sind keine Steuerberater!
Hausverwalter dürfen laut
Ausführung zum Steuerbera-
tungsgesetz in der Regel nicht
steuerberatend tätig sein.

Hausverwalter dürfen für die Ei-
gentümer keine Steuererklä-
rungen erstellen, entschied der
Bundesfinanzhof (BFH) am 10.
März 2015 (Az. VII R 12/14). Tun
sie es doch, kann dies Nachteile
für die Steuerpflichtigen haben,
warnt der Steuerexperte von
Wohnen im Eigentum (WiE)
Helmut Bischoff.
Verwalten sie (vermietete)

Häuser, Wohnungen oder
Grundstücke, dürfen sie dem
Urteil nach nur bestimmte Auf-

gaben bei der Steuererklärung
übernehmen. Sie dürfen den aus
dem Mietwohngrundstück er-
zielten Einnahmen-Ausgaben-
Überschuss ermitteln, die Ei-
gentümer über Abschreibungs-
möglichkeiten beraten und die
Anlage zur Einkommensteuer-
erklärung ausfüllen.
Auch entsprechende Vorar-

beiten zur Erklärung über die
gesonderte und einheitliche
Feststellung der Besteuerungs-
grundlagen sowie im Rahmen
von Umsatzsteuererklärungen
sind zulässig. Diese müssen sich
aber auf die Einkünfte oder Um-
sätze aus dem Mietwohn-
grundstück beschränken.

Der Verwalter darf laut Ur-
teil jedoch keine Erklärung zur
gesonderten und einheitlichen
Feststellung der Besteuerungs-
grundlagen und keine Umsatz-
steuererklärung erstellen oder
abgeben. Diese Arbeiten dürfen
nur Steuerberater übernehmen.
Bei Bereichen der Steuererklä-
rung, die nicht das Haus oder
die Wohnung betreffen, dürfen
Verwalter Eigentümern ohne-
hin nicht helfen.
Bei entsprechenden Ange-

boten sollten Eigentümer skep-
tisch sein. »Klären Sie mit dem
Verwalter, ob er dazu befugt ist,
bevor Sie mit ihm Vereinba-
rungen über die Erstellung von

Steuererklärungen treffen«, rät
Helmut Bischoff. Ist der Ver-
walter nicht als Steuerberater
zugelassen und fehlt ihm die
entsprechende Befugnis nach §
4 Nr. 4 StBerG, gilt dies als un-
befugte Hilfeleistung in Steu-
ersachen. Die kann im Einzel-
fall durchaus auch Nachteile für
die Steuerpflichtigen haben.
Streng genommen sei schon

die Abgabe einer falschen Um-
satzsteuererklärung eine Steu-
erhinterziehung, so Bischoff.
Auf die falsche Beratung durch
den Verwalter können sich Ei-
gentümer im Ernstfall nicht be-
rufen. Und weil die Hilfe nicht
erlaubt war, haben sie gegen-
über dem Verwalter auch kei-
nen Anspruch auf Schadener-
satz.WiE/nd

Durchblick bei der
Jahresabrechnung

Alljährlich flattert Woh-
nungseigentümern die
Verwalterabrechnung ins
Haus – meist ein um-
fangreiches, unüber-
sichtliches Werk.

DieVersuchung ist groß, die
Abrechnung einfach abzu-
haken. Doch Vorsicht: Sie
können zu viel gezahlt ha-
ben. Rechenfehler, unwirt-
schaftlicher Umgang mit
dem Hausgeld, falsche Mit-
telverwendung, sogar Be-
trug führen zu gravieren-
den Vermögensschäden.
Damit das nicht pas-

siert, hat der Verbraucher-
schutzverein Wohnen im
Eigentum den Ratgeber
»Die Prüfung der Jahres-
abrechnung« herausge-
bracht. Für die jetzt er-
schienene zweite Auflage
wurde der Leitfaden um-
fassend aktualisiert und er-
gänzt. Eine neue Schritt-
für-Schritt-Anleitung, kon-
krete Fallbeispiele, über-
sichtliche Schaubilder und
praxisnahe Checklisten ge-
ben Sicherheit und Orien-
tierung. Die wichtigste
neueste Rechtsprechung ist
erklärt.

An vier Fallbeispielen
»So darf eine Jahresab-
rechnung nicht aussehen!«
können Leser ihr Wissen
testen. Ein Glossar der
Fachbegriffe rundet die in-
formative Broschüre ab.
Besonders wird auf die

Aufgaben der Verwal-
tungsbeiräte unter den Ei-
gentümern eingegangen,
die nach demGesetz für die
Abrechnungsprüfung zu-
ständig und sogar haftbar
sind. Der Ratgeber zeigt,
was jeder einzelne Eigen-
tümer selbst kontrollieren
kann und muss.WiE/nd

Hg. Wohnen im Eigentum,
112 S., 21,90 €, Mitglieder
14,90 € (inkl. MwSt. und
Versand. Zu bestellen unter
Tel.: 0228/3041 2677, E-
Mail: kundencenter@woh-
nen-im-eigentum.de,
Internet: www.wohnen-im-
eigentum.de>Shop.
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Wie sehen die steuerlichen Regelungen im Detail aus, wenn diese Partnerschaften auch Elternteil leiblicher Kinder sind?

Eingetragene Lebenspartnerschaften
sind steuerlich Ehepaaren gleichgestellt
Wie das Statistische Bundes-
amt kürzlich bekanntgab, leb-
ten im Jahr 2013 in Deutsch-
land rund 35 000 gleichge-
schlechtliche Paare als einge-
tragene Lebenspartnerschaf-
ten in einem Haushalt zusam-
men.

Am 17. Mai 2013 hatte das Bun-
desverfassungsgericht entschie-
den, dass die bisherige Un-
gleichbehandlung von Verhei-
rateten und Lebenspartnern im
Einkommensteuerrecht nicht mit
dem allgemeinen Gleichheits-
grundsatz des Grundgesetzes
vereinbar ist.
In Umsetzung dieser Ent-

scheidung wurde dem § 2 des
Einkommensteuergesetzes ein
neuer Absatz 8 angefügt. Er sieht
vor, dass die Vorschriften zu
Ehegatten und Ehen auch auf
Lebenspartner und Lebenspart-
nerschaften anzuwenden sind.
Aber wie sehen die Regelun-

gen im Detail aus, wenn es bei-
spielsweise um Kinder geht oder
um Auswirkungen im Lohn-
steuerverfahren? Darauf geht
nachfolgend die Steuerberater-
kammer Berlin näher ein:

Die Freibeträge für Kinder
Zu diesem Thema hat sich das
Bundesfinanzministerium in ei-
nem Schreiben vom 17. Januar
2014 geäußert. Demnach gelten
für den Abzug von Freibeträgen
folgende Regelungen, die die je-
weils unterschiedlichen persön-
lichen Lebensumstände berück-
sichtigen:
Da gibt es zunächst die soge-

nannte Stiefkindadoption. Sie
besagt, dass ein Kindschaftsver-
hältnis zu beiden Lebenspart-
nern besteht, wenn ein Lebens-
partner das oder die leibliche/n
Kind/er seines Partners adop-
tiert hat. Demzufolge erhalten
beide Lebenspartner jeweils die
Freibeträge; im Falle der Zu-

sammenveranlagung haben sie
einen Anspruch auf die verdop-
pelten Freibeträge.
Eine andere Situation ist dann

gegeben, wenn ein Kind kein
Verwandtschaftsverhältnis zu
beiden Lebenspartnern hat, aber
von einem der Partner adoptiert
wurde. Dann spricht man von ei-
nem Adoptivelternteil. Und nur
dieser erhält sowohl bei Einzel-
als auch bei Zusammenveranla-
gung die verdoppelten Freibe-
träge für Kinder.
Eine weitere steuerliche Va-

riante kann zum Tragen kom-
men, wenn ein Lebenspartner
leiblicher Elternteil eines Kindes
ist, das der andere Lebenspart-
ner aber nicht adoptiert hat. In
diesem Fall handelt es sich um
ein Kindschaftsverhältnis nur
zum leiblichen Elternteil mit der
Folge, dass dieser Elternteil un-
ter bestimmten Voraussetzun-

gen ebenfalls die verdoppelten
Freibeträge erhält.
Besteht allerdings eine Un-

terhaltspflicht eines anderen El-
ternteils, zum Beispiel bei aner-
kannter oder gerichtlich festge-
stellter Vaterschaft, erfolgt keine
Verdoppelung der Freibeträge
bei den Lebenspartnern.
Und schließlich regelt das

Schreiben des Bundesfinanzmi-
nisterium auch die Übertragung
der Freibeträge für Kinder auf ei-
nen Stiefelternteil, wenn dieser
das Kind in seinem Haushalt auf-
genommen hat. Vergleichbares
gilt auch für Lebenspartner ei-
nes Elternteils.

Urteil zum Kindergeld
Auch für diesen Bereich sind die
Regelungen für eingetragene
Lebenspartnerschaften angegli-
chen worden, wie ein Urteil des
Bundesfinanzhofes vom 8. August

2013 (Az. VI R 76/12) zeigt. So
hat er unter anderem entschie-
den, dass einer Lebenspartnerin
ein Kindergeldanspruch auch für
die in den gemeinsamen Haus-
halt aufgenommenen Kinder ih-
rer eingetragenen Lebenspart-
nerin zusteht.
Der Vorteil ist insbesondere

dann zu erkennen, wenn beide
Lebenspartner zusammen mehr
als zwei Kinder haben. Denn das
Kindergeld steigt derzeit ab dem
dritten Kind von 184 Euro auf
190 Euro und beträgt für das
vierte und jedesweitere Kind 215
Euro; ein Gesetzentwurf sieht ei-
ne Erhöhung noch für das lau-
fende Jahr vor.
Insofern ist die Beispielrech-

nung einfach: Wenn bei vier Kin-
dern im gemeinsamen Haushalt
jeder Partner nur für zwei Kin-
der das Kindergeld beantragen
darf, ist der Gesamtbetrag ge-

ringer als wenn sie gemeinsam
für vier Kinder Kindergeld in An-
spruch nehmen dürfen.

Das Ehegattensplitting
Der Entscheidung des Bundes-
verfassungsgerichts aus dem
Jahr 2013, dass der Splittingta-
rif auch für eingetragene Le-
benspartnerschaften zu gelten
hat, ist die Bundesregierung mit
einem entsprechenden Gesetz
zeitnah gefolgt.
Für Ehepaare und eingetra-

gene Lebenspartnerschaften, die
beide unbeschränkt einkom-
mensteuerpflichtig sind und
nicht dauernd getrennt leben,
gilt grundsätzlich, dass die Part-
ner wählen dürfen zwischen ei-
ner Einzelveranlagung mit
Grundtarif oder einer Zusam-
menveranlagung mit Splitting-
tarif.
Dabei ist es für die gemein-

same Veranlagung steuerlich
unschädlich, wenn einer der
Partner aus beruflichen Grün-
den noch einen anderen Wohn-
sitz unterhält als sein Partner.
Grundsätzlich geht es um die
Abwägung, welche Variante un-
ter welchen Umständen die
steuerlich günstigere darstellt.
Die Regelungen des Split-

tingtarifs können allerdings nur
von eingetragenen Partnern und
nur für die Jahre seit Inkrafttre-
ten des Lebenspartnerschafts-
gesetzes (rückwirkend zum 1.
August 2001) in Anspruch ge-
nommen werden, wie in einem
Urteil des Bundesfinanzhofes vom
26. Juni 2014 (Az. III R 14/05)
klargestellt wurde.
Das Fazit: Die steuerliche

Gleichbehandlung von einge-
tragenen Lebenspartnern hat
viele weitere Facetten und ist –
wie hier kurz dargestellt – häu-
fig von individuellen Lebens-
umständen abhängig. Zur Beur-
teilung der vielfältigen Aspekte
und der Wahl einer optimalen
Lösung empfiehlt es sich des-
halb, einen Steuerberater hin-
zuzuziehen. stbk berlin/nd

Steuerberater-Suchdienst der
Steuerberaterkammer Berlin unter
www.stbk-berlin.de.

Nach Angaben des Statistischen Bundesamtes in Wiesbaden lebten im Jahr 2013 in Deutschland rund 35 000
gleichgeschlechtliche Paare als eingetragene Lebenspartnerschaften. Foto: imago/ZUMA Press

Entscheidung der Bundesregierung

Mini-Steuersenkung und Entlastung für Alleinerziehende ab 2015
Die Bundesregierung hat die
Mini-Steuerentlastung durch
Abbau der sogenannten kal-
ten Progression sowie eine
stärkere Unterstützung Al-
leinerziehender auf den Weg
gebracht.

Einen entsprechenden Antrag
billigte das CDU/CSU/SPD-

Bundeskabinett am 3. Juni
2015 in Berlin.
Danach soll der seit elf Jah-

ren bei 1308 Euro jährlich lie-
gende Entlastungsbetrag für
Alleinerziehende angehoben
werden. Allerdings in zwei Stu-
fen um insgesamt 600 auf 1908
Euro. 2015 soll der Freibetrag
zunächst um 300 Euro auf 1608

Euro für das 1. Kind steigen so-
wie um 240 Euro für jedes wei-
tere Kind. Die volle Entlastung
soll dann im Januar 2016 fol-
gen, wenn der Betrag um wei-
tere 300 Euro angehoben wird.
Zudem sollen Arbeitnehmer

von Anfang kommenden Jah-
res an – neben höheren Frei-
beträgen, mehr Kindergeld so-

wie Kinderzuschlag – zusätz-
lich geringfügig entlastet wer-
den. Durch leichte Änderungen
beim Einkommensteuer-Tarif
soll ab 1. Januar 2016 die »kal-
te Progression« im Steuersys-
tem eingedämmt werden.
Der Effekt dieser »heimli-

chen Steuererhöhung« ent-
steht, wenn Lohnerhöhungen

lediglich die Inflation ausglei-
chen und die Kaufkraft des Ar-
beitnehmers nicht steigt. Durch
den Tarifverlauf bei der Ein-
kommensteuer zahlt er dann
überproportional mehr Steu-
ern.
Die Korrektur wird sich im

Geldbeutel der Steuerzahler
kaum bemerkbar machen. Je
nach Einkommenshöhe wird es
nur ein einstelliger Betrag pro
Monat sein. dpa/nd
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Schutz vor Einbrüchen ins Feriendomizil

Urlaub mit Langfingern?
Nach einem entspannten Tag
amStrand der Schreck: Die Tür
zum Hotel oder der Ferien-
wohnung ist aufgebrochen –
Laptop, Bargeld und Schmuck
sind weg.

Dieser Albtraum wird jedes Jahr
bittere Realität, wie der ERGO-
Versicherungsexperte Rolf Mer-
tens weiß. Er erläutert, auf was
man achten sollte.

Wie können Urlauber ihre
Wertsachen im Hotel sicher
verwahren?
Um Gelegenheitsdieben Einhalt
zu gebieten, sollten Wertgegen-
stände oder wichtige Dokumen-
te nicht frei herumliegen. In der
Regel sind Hotelzimmer mit ei-
nem Safe ausgestattet, den Ur-
lauber nutzen können.
Allerdings bietet auch der

Zimmertresor keinen hundert-
prozentigen Schutz für Geld,
Schmuck und Dokumente. Ur-

lauber, die auf Nummer sicher
gehen möchten, fragen am bes-
ten an der Rezeption nach ei-
nem hauseigenen Tresor. Viele
Hotels bieten diesen Service an.
Es empfiehlt sich generell, nur
das Nötigste an Wertsachen in
den Urlaub mitzunehmen.

Was sollten Urlauber tun, wenn
ihnen Hausrat aus dem Hotel-
zimmer gestohlen wurde?
Urlauber müssen nicht nur die
Hotelleitung über den Verlust in-
formieren, sondern zudem um-
gehend Anzeige bei der örtli-
chen Polizei erstatten und den
Schaden ihrer Hausratversiche-
rungmelden. Sie ersetzt auch auf
Reisen Einbruchdiebstahlschä-
den am eigenen Hausrat.
Gestohlene Kredit- und EC-

Karten sollten Urlauber sofort
nach Bemerken des Diebstahls
telefonisch sperren lassen! Denn:
Das ist eine Voraussetzung für
Schadenersatzleistungen der

Bank. Sobald die Betroffenen aus
dem Urlaub zurückgekehrt sind,
müssen sie dem Versicherer so
schnell wie möglich eine Kopie
der Anzeige zusammen mit ei-
ner detaillierten Liste aller ab-
handen gekommenen Gegen-
stände vorlegen. Es empfiehlt
sich, falls möglich, auch Kaufbe-
lege/Rechnungen beizufügen.
Der Versicherer ersetzt da-

raufhin den Wiederbeschaf-
fungswert – also den Preis, der
für einen gleichwertigen Ge-
genstand zu bezahlen ist. Gene-
rell gilt für Schäden am Hausrat,
der sich vorübergehend außer-
halb der Wohnung befindet, die
sogenannte Außenversicherung.
Bei ERGO besteht für Haus-

rat, der sich bis zu sechs Monate
außerhalb der Wohnung befin-
det, Versicherungsschutz in Hö-
he von 30 Prozent der Versiche-
rungssumme – weltweit. Für
Wertsachen gelten besondere
Entschädigungsgrenzen.

Greift die Hausratversicherung
bei Einbruch in eine Ferien-
wohnung oder ein Ferienhaus?
In gemieteten Ferienhäusern
oder Ferienwohnungen besteht
wie im Hotelzimmer Schutz über
die Hausratversicherung. Versi-
chert sind jedoch nur Schäden an
Sachen, die der Urlauber mitge-
bracht hat. Das Eigentum des

Vermieters gehört aber nicht da-
zu. Anders beim eigenen Feri-
enhaus, das als Zweitwohnsitz
angegeben ist: Hier ist eine zu-
sätzliche Hausratversicherung
für die Ferienwohnung/Zweit-
wohnung nötig, da sich der
Hausrat dort nicht nur vorüber-
gehend, sondern dauerhaft be-
findet. ERGO/nd

Wertgegenstände gehören in den Tresor. Foto: imago/Jochen Tack

Stiftung Warentest
untersuchte
Auslandsreise-
krankenversicherung

Die Stiftung Warentest
hat 33 Jahresverträge für
Familien und 47 Jahres-
verträge für Einzelperso-
nen für weltweit gelten-
de Auslandsreisekran-
kenversicherungen un-
tersucht.

Die Auslandsreisekran-
kenversicherung der Europ
Assistance Versicherungs-
AG wurde in der aktuellen
Juni-Ausgabe der Zeit-
schrift »Finanztest« mit
dem Testurteil »gut (1,6)«
ausgezeichnet.DerTarif für
Familien wurde mit der Ge-
samtnote »gut (1,7)« be-
wertet.
Mit 50 Prozent Anteil am

Gesamtergebnis hat Fi-
nanztest die Allgemeinen
Bedingungen und den me-
dizinischen Krankenrück-
transport aus dem Ausland
als wichtige Untersu-
chungskriterien eingestuft.
In beiden Prüfbereichen er-
zielte die Auslandsreise-
krankenversicherung der
Europ Assistance ein »sehr
gut« und belegt damit Spit-
zenplätze: ein »sehr gut
(1,0)« für den medizini-
schen Rücktransport und
Bestnote »sehr gut (0,6)«
für die Allgemeinen Be-
dingungen. dpa/nd

Reiseversicherungen Teil 1

Leichtfertigkeit kann teuer werden
Viele Bundesbürger starten unvorbereitet in diesen Sommer
2015. Die Folge: Die meisten Reisenden sind unterversichert.
Nicht allein im Ausland kann das ein teures »Vergnügen« wer-
den. Laut Umfragen sind drei Viertel der Urlauber insgesamt
schlecht über die Leistungen ihres Versicherers und der Ver-
sicherungsbranche informiert. Im nd-ratgeber Nr. 1208 vom
24. Juni 2015 war aufgeführt, was auf Reisen als Versiche-
rungsschutz nötig ist. In einer zweiteiligen Serie erläutern wir
detailliert,was anVersicherungsschutz nötig ist undwasnicht,
damit jeder Urlauber gut gewappnet auf Reisen geht.

Manche Reise endet schon, be-
vor sie begonnen hat. Einen Tag
vor Urlaubsbeginn will Hans
Mayer seine Wohnung in Ord-
nung bringen. Beim Fenster-
putzen steigt der 31-jährige Fa-
milienvater auf einen Hocker,
gerät aus dem Gleichgewicht,
fällt – und bricht sich Arm und
Schulter. Der sonnige Som-
merurlaub an der Mecklenbur-
ger Seenplatte ist geplatzt.
Gut, dass die Familie eine

Reiserücktrittskostenversi-
cherung abgeschlossen hatte.
Sie erstattet die hohen Storno-
gebühren, die der Reiseveran-
stalter für die geplatzte Reise
mit Vollpension und Kinder-
programm in Rechnung stellt.

Reiseabbruchversicherung
Versicherer sichern – gegen
Prämie – noch ganz andere Rei-
serisiken ab. So können sich Ur-
lauber zusätzlich für den Fall
schützen, dass sie plötzlich und
überraschend aus demHotel am
fernen Urlaubsort abreisen
müssen. »Sollten sie zu einer
vorzeitigen Abreise gezwungen

sein, ersetzt ihnen die Reiseab-
bruchversicherung entstandene
Mehrkosten«, wirbt eine Ge-
sellschaft.
Allerdings wird nicht jede

Absage von der Assekuranz ein-
fach und unbürokratisch aner-
kannt. Ein triftiger Grund muss
schon vorliegen, wenn Allianz,
Ergo oder Generali zahlen sol-
len. Ein »triftiger Grund« kann
ein unglücklicher Unfall sein
oder die Unverträglichkeit ei-
ner für das Zielland vorge-
schriebenen Impfung.
Nun sollte man sich nicht un-

bedingt gegen jedes kleine
Wehwehchen und Risiko fi-
nanziell absichern. Reisebüros
und Internetanbieter versuchen
häufig, ihren Kunden eine (teu-
re) Reiserücktrittskostenversi-
cherung zu verkaufen. Ander-
seits kann ein Versicherungs-
vertrag, der bei Nichtantritt
oder Abbruch eines Urlaubes
einspringt, für Reiselustige bei
längeren und teureren Reisen
durchaus sinnvoll sein.
Eine solche Police kann auch

für Eltern zweckmäßig sein: Vor

allem kleinere Kinder bis drei
Jahre werden im Schnitt häufi-
ger krank als Erwachsene. Da-
her steigt die Wahrscheinlich-
keit einer ungewollten Ur-
laubsstornierung.

Reisegepäckversicherung
Doch selbst wenn Sie pünktlich
abreisen und gut gelaunt in ih-
rem Feriendomizil ankommen –
das Unglück schläft auch hier
manchmal nicht: Der Rucksack
mit allen Wertsachen wird im
Hotel gestohlen. Reiseveran-
stalter haften in solch einem Fall
meist nur bis zu einem be-
grenzten Betrag. Handelt es sich
um einen Einbruch, zahlt unter
Umständen Ihre persönliche
Hausratversicherung daheim.
Das übrige Risiko kann je-

doch mittels einer Reisege-
päckversicherung abgesichert
werden. Versichert ist nur der
sogenannte Zeitwert: Dies ist
der Betrag, zu dem Sie die ge-
stohlenen Sachen durch Sachen
gleicher Art ersetzen könnten.
Vom Neuwert etwa eines Lap-
tops müssen sie daher einen Ab-
zug für Alter, Abnutzung und
Gebrauch hinnehmen.
Schlechte Erfahrungen hat

der Bund der Versicherten
(BdV) mit Reisegepäckversi-
cherungen gemacht: »Sie zah-
len in vielen Fällen nicht oder
nur einen gewissen Anteil«, be-
klagt ein BdV-Sprecher. Ge-
schädigten werde von den Ver-
sicherungsunternehmen vor al-

lem bei Diebstahl und Berau-
bung vorgeworfen, grob fahr-
lässig gehandelt zu haben –
sonst wäre der Schaden ja nicht
passiert. So sollte sich jeder Ur-
lauber rechtzeitig überlegen, ob
er nicht besser alle wertvollen
Sachen zu Hause lässt. Und kei-
ne Reisegepäckversicherung
abschließt.

Soforthilfeversicherung
Ebenfalls für übertrieben hal-
ten Experten eine sogenannte
Soforthilfeversicherung, die bei
einem Unfall vor allem mit Rat
einspringt und als Tat einen An-
walt auf Kreta vermittelt.

Was ist als Schutz nötig?
In Deutschlands Reisebüros ist
es üblich geworden, ein (kost-
spieliges) Komplettpaket anzu-
bieten, und zwar von Reise-
rücktritt- bis zur Soforthilfe-
versicherung. Ein solches Kom-
plettpaket preisen selbst Billig-
anbieter im Internet an.
Doch fragen Sie sich am bes-

ten selbst, was Sie wirklich an
Schutz benötigen! Oft ist ein
Komplettpaket einfach über-
trieben. Schließen Sie darum
Reisepolicen nur für diejenigen
Fälle ab, die sie im Notfall fi-
nanziell wirklich hart treffen
würden. Hermannus Pfeiffer

Im Teil 2 nächste Woche geht es
um die Versicherung des Mietau-
tos und die Reisekrankenversi-
cherung für Senioren.
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Fragen & Antworten zum internationalen Führerschein

Das Dokument ist in einigen
außereuropäischen Ländern Pflicht
Wer in ein außereuropäisches
Land reist, sollte sich gegebe-
nenfalls rechtzeitig um den in-
ternationalen Führerschein
kümmern. Daran erinnert der
Auto- und Reiseclub Deutsch-
land (ARCD) und beantwortet
dazu nachfolgend die wich-
tigsten Fragen.

In welchen Ländern braucht
man den internationalen Füh-
rerschein überhaupt?
Da der deutsche Führerschein
nicht überall anerkannt wird,
braucht man in einigen nicht-
europäischen Ländern zusätz-
lich den internationalen, wenn
man dort Auto oder Motorrad
fahren möchte.
In manchen Bundesstaaten

der USA ist er zum Beispiel
Pflicht, genauso wie in Australi-
en. Auch in den Vereinigten Ara-
bischen Emiraten sollte man ei-
nen internationalen Führer-
schein dabei haben – schon, um
überhaupt ein Auto mieten zu
können.
In welchen Ländern man das

Dokument außerdem braucht
oder für welche Länder es emp-
fohlen wird, ist auf der Home-
page des Auswärtigen Amts
(www.auswaertiges-amt.de)
unter der Rubrik »Außen- und
Europapolitik« in der jeweiligen
Länderinformation nachzulesen.

Wannundwo kannman den in-
ternationalen Führerschein be-
antragen?
Der internationale Führerschein
wird bei den örtlichen Führer-
scheinstellen oder bei den Stra-
ßenverkehrsämtern beantragt. Er
kostet in der Regel zwischen 15
und 20 Euro und wird sofort aus-
gestellt. Nötig sind hierfür ein
biometrisches Passbild, ein EU-
Kartenführerschein und der gül-
tigen Personalausweis oder Rei-
sepass.

Was muss man beim interna-
tionalen Führerschein alles be-
achten, und gibt es ihn auch im
kleinen Kartenformat?
Zunächst der ganz wichtige Hin-
weis, der oft nicht beachtet wird:
Der internationale Führerschein
gilt nur in Kombination mit dem
EU-Kartenführerschein. Man
muss also immer beide Doku-
mente dabei haben und zum Be-
antragen gegebenenfalls seinen
»alten« Führerschein in einen
Führerschein im kleinen Kar-
tenformat umtauschen. Die Be-
arbeitungszeit ist dann aller-
dings etwas länger, nämlich et-
wa vier bis sechsWochen. Eswer-
den in diesem Fall auch zusätz-
lich 24 Euro fällig.
Wer mehrere Fahrerlaubnis-

klassen hat, sollte darauf ach-
ten, dass diese alle im internati-
onalen Führerschein eingetra-
gen sind.

Wie lange ist der internatio-
nale Führerschein gültig?
Die Gültigkeitsdauer dieses Do-
kuments ist begrenzt, und zwar
auf drei Jahre. ARCD/nd

Der internationale Führerschein
wurde nach einem internationalen
»Übereinkommen über den Stra-
ßenverkehr« im November 1968
eingeführt. Foto: Wikimedia/CC BY-SA 3.0

Verbraucherschützer warnen vor Betrügern

Abofalle bei WhatsApp
Mit einem Trick versuchen
Betreiber von Abofallen,
Nutzern des Messenger-
dienstesWhatsApp das Geld
aus der Tasche zu ziehen.

Verbraucherschützer warnen
daher vor Nachrichten in der
weit verbreiteten Smart-
phone-Applikation, die auf
neue WhatsApp-Funktionen
hinweisen und zum Anklicken
eines Links einladen. Wer die-
sen Link anklickt, findet auf
seiner nächsten Telefonrech-
nung zum Preis von 4,99 Eu-
ro pro Woche ein Abo bei ei-
nem Drittanbieter, warnt die
Verbraucherzentrale Sachsen.
Wer den Betrügern auf den
Leim gegangen ist, solle nicht

zahlen und eine Drittanbie-
tersperre einrichten.
Für den Drittanbieter ist es

leicht, an die Daten der Nut-
zer zu gelangen und seine For-
derungen auf deren Mobil-
funkrechnung zu platzieren.
Das geschieht über das WAP-
Billing, ein Bezahlsystem für
mobile Endgeräte. Dieses Sys-
tem ermöglicht es bei mobi-
ler Internetverbindung, dass
die Mobilfunknummer des
Nutzers an den Anbieter über-
mittelt wird.
Der Drittanbieter unter-

stellt, dass mit dem Anklicken
des Links ein Abovertrag ge-
schlossen wurde und macht
seine Forderung über die Mo-
bilfunkrechnung geltend.

Verbraucherschützer emp-
fehlen daher, sowohl beim
Mobilfunkanbieter als auch
beim Drittanbieter der For-
derung zu widersprechen und
den strittigen Betrag nicht zu
zahlen.
Wird die Rechnung im

Lastschriftverfahren einge-
zogen, kann man das Geld bei
seiner Bank binnen acht Wo-
chen zurückbuchen lassen
und danach den entspre-
chend gekürzten Betrag an
den Anbieter überweisen.
Noch ein Wort zur Dritt-

anbietersperre: Verbraucher
können sie sich einrichten las-
sen, indem sie einen formlo-
sen Antrag bei Mobilfunkan-
bietern, die dazu gesetzlich
verpflichtet sind, einreichen.
Die Einrichtung der Sperre ist
kostenlos. AFP/nd

Befreiung von der Schulpflicht zu Ferienzeiten

Wenn Eltern schulfrei geben ...
Pünktlich zu Ferienbeginn
steigen die Preise für Flüge
und Hotels. Könnten Fami-
lienmit Schulkindern ein paar
Tage früher fliegen, würden
sie viel Geld sparen. Die Fol-
ge: Nicht selten befreien El-
tern ihre Kinder eigenständig
vom Unterricht und geben ei-
ne angebliche Krankheit an.

In Deutschland gilt die Schul-
pflicht. Ob und welche Gründe
es gibt, die eine Befreiung vom
Schulbesuch rechtfertigen, fasst
Michaela Zientek, Juristin der
D.A.S. Rechtsschutz Leistungs-
GmbH, zusammen:
Die Eltern sind verpflichtet,

für die Anwesenheit ihrer Kin-
der zu sorgen. Eigenmächtig ge-
nommene Urlaubstage oder Ur-
laubsverlängerungen sind ein
Verstoß gegen die Schulpflicht.
Eine Beurlaubung oder Be-

freiung vom Unterricht ist nur
in Ausnahmefällen sowie aus
triftigen Gründen möglich. Die
Schule entscheidet, was ein sol-
cher dringender Grund ist. Da-
bei orientiert sie sich an den
entsprechenden Verordnungen
oder Gesetzen des jeweiligen
Bundeslandes. In Berlin sind
das beispielsweise die »Aus-
führungsvorschriften über Be-
urlaubung und Befreiung vom
Unterricht« der Senatsverwal-
tung für Bildung, Jugend und
Wissenschaft.
Das bedeutet in der Praxis:

Aus Anlass der Beerdigung ei-
nes nahen Verwandten, eines
nur während der Unterrichts-
zeit möglichen Arzttermins
oder eines sportlichen Wett-

kampfes ist eine Beurlaubung
vom Unterricht möglich. Eine
Unterrichtsbefreiung, um frü-
her in den Urlaub zu fahren
oder später zurückzukommen,
ist in den einschlägigen Rege-
lungen teilweise ausdrücklich
ausgeschlossen. Auch die De-
klaration einer Reise als »Bil-
dungsurlaub« erlaubt nicht die
Befreiung schulpflichtiger Kin-
der vom Unterricht (VGH-Urteil
Baden-Württemberg, Az. 9 S
2735/04).
Die Eltern müssen die Not-

wendigkeit für die Schulbe-
freiung aber auch ansonsten gut
begründen. Den Antrag auf Be-
freiung vom Unterricht müssen
die Eltern beziehungsweise der
volljährige Schüler rechtzeitig
schriftlich bei der Schulleitung
einreichen.
Unerlaubtes Fernbleiben

kann teuer werden. Wer ohne

Erlaubnis der Schule seine Kin-
der aus dem Unterricht nimmt,
begeht einen Verstoß gegen die
Schulpflicht. Gegenüber dem
Gesetz gilt ein Schulpflichtver-
stoß als Ordnungswidrigkeit.
Der Gesetzgeber kann den Ver-
stoß gegenüber den Eltern und
auch gegenüber Jugendlichen
ab 14 Jahren mit einem Buß-
geld ahnden.
Wie hoch das Bußgeld aus-

fällt, hängt von der Dauer des
Fernbleibens und vom Bun-
desland ab. Für wenige Tage
können es bereits einige hun-
dert Euro sein. In einigen Bun-
desländern (so in Hessen) kann
gegen Eltern, die ihre Kinder
dauernd oder hartnäckig wie-
derholt der Schulpflicht ent-
ziehen, sogar eine Freiheits-
strafe bis zu sechsMonaten oder
eine hohe Geldstrafe verhängt
werden. D.A.S./nd

Noch vorm eigentlichen Ferienbeginn schulfrei nehmen – das kann für
die Eltern zu erheblichen Konsequenzen führen. Foto: dpa/Armin Weigel


